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Vorwort

Um das Bewusstsein für das Thema Gesundheit im in-
tersektoralen Dialog zu stärken und die Arbeit der un-
teren Gesundheitsbehörden zu unterstützen, bemüht 
sich LIGA.NRW darum, die Entwicklung lokaler Fach-
pläne Gesundheit zu fördern. 

Die hier vorliegende Langfassung gibt detailbezogene 
Ergänzungen zu der bereits als Online-Exzerpt ver-
öffentlichten Kurzfassung über die Vorarbeiten auf 
dem Weg zu einem Konzept kommunaler Fachpläne 
Gesundheit. Die Langfassung wendet sich insbeson-
dere an Akteure vor Ort, die sich mit dem konkreten 
Aufbau kommunaler Fachpläne Gesundheit auseinan-
dersetzen und dazu eine detailreiche Darstellung der 
bisherigen Vorarbeiten benötigen. 

Wir danken an dieser Stelle allen, die sich an den bis-
herigen Schritten beteiligt haben, unter anderem an 
den vorbereitenden Fachgesprächen im Jahre 2009 
und an einer ersten Pilotphase (Kreis Unna, kreisfreie 
Städte Solingen und Biele feld) im Jahre 2010. Durch 
ihr Engagement haben sie den jetzigen Stand der Pro-
jektarbeiten ermöglicht und einen Grundstein für die 
weiteren Arbeitsschritte gelegt.

Besonderer Dank gilt an dieser Stelle Herrn Dipl.-Ing. 
Martin Enderle, der im Auftrag des LIGA.NRW an der 
Erarbeitung der fachlichen Grundlagen wesent lich 
mitwirkte sowie die Pilotphase 2010 organisierte und 
begleitete und dem wir vielfältige Anregungen für das 
gesamte Vorhaben verdanken.

Weiterhin sei Herrn Ch.-D. Rösgen von der Bezirks-
regierung Detmold gedankt, welcher als Experte für 
Regionalplanung seinerzeit in einem Referat zum Bei-
trag des Gesundheitssektors zu Planungsvorhaben 
angemerkt hatte, es fehle „so etwas wie ein Fachplan 
Gesundheit“.

Rainer Fehr, Rudolf Welteke, Manfred Dickersbach
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Zusammenfassung/Abstract

Zusammenfassung

Das Landesinstitut für Gesundheit und Arbeit des 
Landes Nordrhein-Westfalen (LIGA.NRW) entwickelt 
ein Konzept für innovative lokale Fachpläne Gesund-
heit mit dem Ziel, die Arbeit der unteren Gesundheits-
behörden zu unterstützen. Insbesondere soll das Be-
wusstsein für das Thema Gesundheit im intersektora-
len Dialog gestärkt sowie ein stärkerer Rückhalt für 
gesundheitspositive Maßnahmen innerhalb und au-
ßerhalb des Gesundheitssektors aufgebaut werden. 
Mit einem solchen Fachplan kann die untere Gesund-
heitsbehörde wichtige Teile ihres Leistungsspektrums 
wirkungsvoll darstellen. Des Weiteren besteht die  
Option, auf moderne technikgestützte Elemente zu-
rückzugreifen, die eine raum bezogene Darstellung ge-
sundheitlicher Themen und Belange ermöglichen.

Die Zukunftsaufgaben, denen sich der Gesundheits-
sektor gegenüber gestellt sieht, betreffen in vergleich-
barer Form auch andere Sektoren. Daher wurden ent-
sprechende Fachplanungen exemplarisch untersucht, 
um sich informieren und inspirieren zu lassen. Ferner 
wurden bestehende Planungsansätze im Gesund-
heitssektor ausgewertet. Im Jahre 2009 erfolgte zum 
Thema „Fachplan Gesundheit“ eine Serie von Fach-
gesprächen, insbesondere mit lokalen Akteuren. Im 
Jahre 2010 wurde ein Pilotprojekt in Gang gesetzt, um 
das neue Instrument in einzelnen Kreisen und kreis-
freien Städten zu erproben. Hieran beteiligten sich 
die Gesundheitsbehörden des Kreises Unna sowie der 
Städte Solingen und Bielefeld.

Als Ergebnis werden Fachpläne Gesundheit als geeig-
net angesehen, die Wirksamkeit lokaler Gesundheits-
politik für die Gesundheit der BürgerInnen zu stär ken. 
Deutlich wurde, dass mehrere Teilaspekte weiterer 
Diskussion bedürfen, darunter die Kooperation mit 
der lokalen Gesundheitskonferenz und mit kommunal-
politischen Gremien. Gleiches gilt für umfangreichere 
Partizipation sowie auch für konsequente Behand-
lung des Themas „vulnerable Gruppen“. Angesichts 
des Potenzials zur Unterstützung regionaler und lo-
kaler Gesundheits politik verdienen es sowohl der Ge-
samtansatz als auch seine möglichen Ausdifferenzie-
rungen, weiter erkundet zu werden.

Abstract

The NRW Institute of Health and Work (LIGA.NRW) 
develops a concept for innovative local health plans, 
in order to support the work of local health autho-
rities. In particular, this is meant to strengthen the 
awareness of health issues in the intersectoral dialo-
gue, and to support health-positive measures within 
and outside the health sector. Based on such health 
plans, the local health autho rities can effectively de-
monstrate important parts of their work. An additio-
nal option refers to the deployment of advanced tech-
nologies for spatial representation of health-related 
topics and concerns.

Challenges in other societal sectors are similar to 
those of the health sector. Departmental planning ap-
proaches of other sectors therefore were analysed 
for informing and inspiring the health sector. A varie-
ty of existing „planning“ approa ches within the health 
sector was identified and analysed, too. In 2009, a se-
ries of discussions on local health plans was held with 
(local) health professionals. In 2010, a pilot project 
was launched to test the concept in a small number 
of city and county administrations. The health depart-
ments of the cities of Bielefeld and Solingen and the 
department of the county of Unna in NRW participa-
ted in this pilot.

As a result, departmental health plans are recognised 
as supporting the work of local health departments. 
Clearly, several aspects are in need of further discus-
sion, including the collaboration with local “health 
conferences” and other political bodies. This also re-
fers to more comprehensive participation, and to ef-
fectively covering the topic of “vulnerable groups”. 
Given the potential to promote regional and local 
health policy, both the overall approach and its po-
tential differentiations deserve further exploration.
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In Nordrhein-Westfalen und seinen Kommunen exi-
stiert eine verlässliche Basis für gute lokale Praxis 
zum Thema „Gesundheit“. Hierzu tragen örtliche wie 
auch übergreifende Faktoren bei, wobei je nach Aus-
gangssituation unterschiedliche Akzente im Gesund-
heitssektor bestehen. So bieten verbesserte Datener-
hebung und Gesundheitsberichterstattung die Grund-
lage für eine stärker evidenzbasier te Praxis im Öffent-
lichen Gesundheitsdienst. Als vorbildlich werden auch 
immer wieder die mit dem ÖGD-Gesetz NRW 1997 ge-
starteten Kommunalen Gesundheitskonferenzen ge-
sehen. Gelingt es doch vielerorts darüber, Impulse der 
örtlichen Gesundheitsbehörde durch ein verlässliches 
und kontinuierlich arbei ten des Akteurskonsortium auf 
eine breitere Basis zu stellen.

Damit sind in vielen Kommunen die Bemühungen er-
folgreich, eine zeitgemäße kommunale Gesundheits-
politik und -verwaltung zu gestalten und Gesundheits-
belange durchzusetzen: mit abgestimmten thema-
tischen Gewichtungen und Priorisierungen, mit einem 
größeren Maß an Transparenz sowie mit fachlich er-
örterten und auf Kooperation und Partizipation bau-
enden Ziel- und Handlungskonzepten.

Gleichzeitig bestehen auch in Nordrhein-Westfalens 
Kommunen unübersehbare Herausforderungen. Kom-
plexer werdende Aufgabenstellungen und Aufgaben-
erweiterungen im Gesundheitssektor erfordern eine 
innovative Grundeinstellung. Das bedeutet im fach-
lichen, technischen und auch sozialen Bereich stetige 
Anpassung an geänderte Anforderungen. Dazu ge-
hören der systematische Erwerb erweiterter Kompe-
tenzen bei ÖGD-MitarbeiterInnen sowie konsequente 
Aneignung neuer fachlicher Perspektiven.

Für solche zukunftsfähigen Fertigkeiten im Öffent-
lichen Gesundheitsdienst stehen nur eng begrenzte 
Ressourcen zur Verfügung. Trotzdem werden 
Entwick lungsbemühungen fortgesetzt; diese bringen 
immer wieder beachtliche Erfolge hervor. So präsen-
tiert z.B. der jährliche Wettbewerb „Gesundes Land 
NRW“ immer wieder neue, anregende Projekte. Auch 
stellen die Internet-Auftritte verschie dener Kommu-
nen die besondere Kompetenz und Leistungsfähig-
keit der lokalen Gesundheitsbehörden dar – meist mit 
ausgeprägten Schnittstellen zu anderen Diensten und 
kommunalen Angeboten.

1. Ausgangslage und Motivation

Sowohl in den im Wettbewerb ausgezeichneten kom-
munalen Projekten wie auch im bürger- und bürge-
rinnenorientierten Behördenangebot wird deutlich, 
dass in Zeiten ungünstiger Haushaltslage ein Inno-
vationspotenzial überwiegend durch Kooperationen 
freigesetzt wird. Häufig kommen Partnerschaften zwi-
schen öffentlichen Trägern und Stiftungen zustande. 
Ferner entstanden vieler orts durch Verwaltungsre-
formen übergreifende Strukturen, die auch das Ge-
sundheitsressort in einen größeren Kontext einbezie-
hen.

In dieser „Gemengelage“ des kommunalen Gesund-
heitssektors lassen sich sowohl Chancen wie auch  
Risiken für den Stellenwert des Themas „Gesund heit“ 
sowie für die Entwicklung des ÖGD ausmachen. Es er-
scheint wünschenswert und machbar, das Thema Ge-
sundheit deutlicher und wirksamer darzustellen und 
in die intersektorale Diskussion einzubringen. Hier 
setzen die Bemühungen um einen lokalen Fachplan 
Gesundheit an. Ziel ist es, mit Hilfe dieses innovativen 
Instrumentes das Bewusstsein für das Thema Ge-
sundheit zu stärken sowie einen stärkeren Rückhalt 
für spezifische Maßnahmen innerhalb und außerhalb 
des Gesundheitssektors aufzubauen.

Mit einem Fachplan Gesundheit kann die untere Ge-
sundheitsbehörde wichtige Teile ihres Leistungsspek-
trums übersichtlicher und wirkungsvoller darstel-
len. Des Weiteren besteht die Option, auf moderne 
technikgestützte Elemente zurück zugreifen, die eine 
raumbezogene Darstellung gesundheitlicher Themen 
und Belange ermöglichen. Letzteres ist von besonde-
rer Bedeutung für die Professionalisierung gesund-
heitsbezogener Mitwirkung an Planungen, beinhaltet 
aber auch für weitere Aufgaben im Gesundheitssektor 
beträchtliches Entwicklungspotenzial, wie beispiels-
weise für quartier- und zielgruppenbezogene Aktivi-
täten der Gesundheitsförderung1.

Ein der kommunalen Fachöffentlichkeit zugänglicher 
Fachplan Gesundheit kann, auch über die damit ver-
bundene größere Planungssicherheit und -trans-
parenz, einen Kooperationsimpuls gegenüber anderen 
(nicht-)behörd li chen Akteuren transportieren. Bei ge-
eigneter Entwicklung kann dieses Instrument für die 
gesundheitsbehördliche Praxis in hohem Maße nütz-
lich werden. Zu denken ist dabei beispielsweise an:

1  Bär, G. et al. (2009)
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•	 Unterstützung der Präsenz von „Gesundheit“ im 
Konzert kommunaler Politik, Verwaltung und Ent-
wicklungsplanung

•	 nachdrückliche Vertretung von Gesundheitsbelan-
gen in der räumlichen Planung und in Stadtentwick-
lungsszenarien

•	 größere Harmonie zwischen der allgemein akzep-
tierten Bedeutung des Themas Gesundheit einer-
seits und der Sichtbarkeit konkreter gesundheitsbe-
zogener Themen und Aktivitäten vor Ort.

LIGA.NRW ist daher bemüht, mit dem Konzept zu 
einem Fachplan Gesundheit ein neues Instrument 
kommunaler Gesundheitspolitik und -verwaltung 
aufzu bauen und  für eine Übernahme in den kommu-
nalen Alltag serienreif zu machen. Auf dem Weg dahin 
galt und gilt es, sich von den in anderen Sektoren vor-
liegenden Ansätzen inspirieren und informieren zu 
lassen, relevante Ansätze im Gesundheitssektor her-
anzuziehen und zu prüfen, den Dialog mit lokalen Ak-
teuren zu dokumentieren, die erste Pilotphase auszu-
werten und die Vorbereitungen für eine weitere Pilot-
phase zu treffen.
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2. Fachplanung anderer Sektoren

Die Herausforderungen und Zukunftsaufgaben, denen 
sich der Gesundheits sektor vor allem in seinem Ar-
beitsauftrag zur Prävention und Gesundheitsförde-
rung gegenüber gestellt sieht, betreffen in vergleich-
barer Form auch andere Sektoren und deren behörd-
liche Strukturen. Für kommunale Gesundheitsbe-
hörden eröffnet ein Blick über die Ressortgrenze die 
Chance, von anderen Sektoren zu lernen. Daher die 
Frage: Welche Ansätze sind in Nachbarressorts vorzu-
finden?

Zunächst sei festgehalten, dass wir auf eine doppelte 
Bedeutung des Begriffes (Fach-)Plan stoßen. Zum 
einen bezeichnet der Begriff die Darstellung einer Re-
gion als Kartenwerk, Landkarte oder Stadtplan, mit 
Eintragung relevanter Größen und Objekte als Punkte, 
Linien und Flächen. Zum anderen bezeichnet er das 
Substrat von „Planung“: er benennt ein Ziel oder 
Zielebündel sowie eine systematische Abfolge ge-
planter Teilschritte, um gewünschte Veränderungen 
herbeizuführen.

Pläne der erstgenannten Art werden insbesondere in 
Planungsämtern, Bau ämtern, Ämtern für Statistik, 
Umweltämtern sowie Behörden der Stadtentwicklung, 
der Verkehrsplanung und des Denkmalschutzes ver-
wendet. Weitere kom munale Ressorts warten auf mit 
differenziert ausgearbeiteten Fachplänen im letzteren 
Sinne, so beispielsweise Ämter für Jugend, für Seni-
oren, für Kultur, für Sport. Die zwei genannten Arten 
von (Fach-)Plänen schließen sich nicht etwa aus, son-
dern ergänzen sich häufig.

Unabhängig von der spezifischen Ausgestaltung der 
Fachplanungen in den verschiedenen Ressorts las-
sen sich auch Gemeinsamkeiten ausmachen. Ins-
besondere zielen die Fachpläne darauf ab, die sekto-
ralen Themen und Belange für breite Kreise – darun-
ter auch die allgemeine Öffentlichkeit – systematisch 
deutlich zu machen. Dargestellt werden Sachstand, 
Zielvorstellungen, Akteure und ihre jeweiligen Aktions-
beiträge, spezielle Problemlagen sowie in der Regel 
auch eine Abfolge geplanter Teilschritte zur Weiter-
entwicklung und Problemlösung.

Dabei unterscheiden sich kommunale Fachressorts 
deutlich im Einsatz kartographischer Technik. Ins-
besondere hat der Einsatz von Geo-Informa tions-
systemen (GIS) zu einer Differenzierung geführt2. 

2  vgl. hierzu u. a. Dehrendorf, M. et al. (2004)

Viele Ressorts, die ihre Aufgaben zum großen Teil mit 
Kartenmaterial hinterlegen, haben hier seit geraumer 
Zeit eine für ihren Bedarf gut geeignete Technik ge-
funden. GIS-Techno logien und der inzwischen übliche 
Online-Austausch GIS-basierter Darstellungen haben 
Planungs-, Kataster-, Bau- und Umweltämter und an-
dere Behörden in ihrem Verwaltungshandeln im Rah-
men der Stadtentwicklung entscheidend geprägt. Oft 
bietet sich eine auf Kartendarstellungen basierende 
„Fachplanung“ als Grundgerüst für Verwaltungshan-
deln an.

Der Blick auf einige typische Fachplanungen lässt ver-
schiedene funktionale Aspekte erkennen, die dieses 
Instrument unter unterschiedlichen Anforderun gen 
entwickeln kann. Eine große Variabilität der Ausfor-
mung solcher Fachpläne ist zu beobachten; je nach 
Thema weisen sie mehr oder weniger ausgeprägten 
Raumbezug auf.

Fachpläne können als Steuerungsinstrument für das 
eigene Handlungsfeld wirken. So versteht sich der 
Fachplan „Kinder- und Jugendförderung“ des Jugend-
amtes der Stadt Leipzig als strategisches Steuerungs-
instrument der Sozialverwaltung; er weist Schwer-
punkte folgender Art auf:

•	 Festlegung fachlicher Grundpositionen der Leipziger 
Jugendhilfe

•	 Entwicklung von Leitlinien der Kinder- und Jugend-
förderung

•	 Erarbeitung fachlich-sozialräumlicher Erfordernisse 
für anstehende und zu bewältigende Aufgaben und 
Anforderungen

•	 Aufbereitung planungsrelevanter soziodemogra-
fischer Entwicklungen

•	 sozialräumlich orientierte Bestandsermittlung, -be-
wertung und Maßnahmenplanung.

Die fachlichen Schutzgutbetrachtungen in räumlichen 
Planungsverfahren rekrutieren sich oft aus jeweils 
eigenen Fachplänen wie Landschaftsplänen, Frei-
raumplänen, wasserwirtschaftlichen Rahmenplänen, 
Lärmminderungsplä nen, Bodenschutzplänen. Dies 
erleichtert die Handhabung für gesamträumliche Pla-
nungen. In diesem Sinne dürften auch entsprechende 
Fachpläne Gesundheit im kommunalen wie überge-
ordneten regionalen Zusammenhang eine systema-
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•	 In den Bereichen Verkehrsplanung und Wasserwirt-
schaft dienen die dort verankerten Fachpläne im We-
sentlichen dazu, Bauprojekte vorzubereiten. Diese 
werden dann im Rahmen separater, auf die jeweilige 
Maßnahme zugeschnittener Planfeststellungsver-
fahren rechtsverbindlich. Handelt es sich um eine 
überörtlich bedeutende Planung, kann ein so ge-
nanntes Raumordnungsverfahren mit rein gutach-
terlichem Charakter vorgeschaltet werden.

Jedoch geht nicht nur von formell verbindlichen Plä-
nen ein wichtiger Einfluss auf Entscheidungen aus. 
Wie eine Vielzahl von Beispielen zeigt, können Fach-
pläne mit rein informellem oder gutachterlichem Cha-
rakter durchaus eigene Bedeutung entfalten. Zu nen-
nen wäre hier das Zielkonzept Naturschutz der Stadt 
Bielefeld oder zahlreiche Rahmen-,Stadtteil- oder 
Quartiersplanungen, die ihren Wert vor allem aus der 
Qualität, Verständlichkeit und öffentlichen Wirkung 
ihrer Informationen beziehen.

tische Wahrung von Gesundheitsbelangen der Be-
völkerung („Schutzgut Mensch und menschliche Ge-
sundheit“) unterstützen.

Als Fachplanung im Sinne der Raumplanung wer-
den solche Bereiche angege ben, die sich auf einzelne 
Fachaufgaben konzentrieren und die – anders als die 
auch als Querschnittsplanung bezeichneten Bereiche 
Landesplanung und Bauleitplanung – nicht alle räum-
lichen Nutzungsansprüche gleichermaßen behandeln. 
Fachplanungen sind in der Regel durch Spezialgesetze 
geregelt. Für eine gesundheitliche Betrachtungsweise 
sind folgende Instrumentarien von besonderer Bedeu-
tung: Verkehrsplanung; Landschaftsplanung (Natur-
schutz); Lärm minderungsplanung (Lärmvorsorge); 
Luftreinhalteplanung; wasserwirtschaftliche Planung; 
Abfallwirtschaftspläne3.

Fachpläne entfalten auf sehr unterschiedlichem Wege 
Bindungswirkung oder Rechtsverbindlichkeit:

•	 Der Bundesverkehrswegeplan als Investitionsrah-
menplan und Planungsin strument der Bundesre-
gierung wird vom Kabinett beschlossen und für die 
Bereiche Straße, Schiene und Wasserstraße in Ge-
setzesform gebracht wie beispielsweise das Bundes-
schienenwegeausbaugesetz 2004.

•	 Der Abfallwirtschaftsplan für eine Region kann in 
Nordrhein-Westfalen nach einem förmlichen Verfah-
ren gemäß Abfall- und Kreislaufwirtschaftgesetz von 
der Bezirksregierung für verbindlich erklärt werden.

•	 Der Landschaftsplan als Instrument des örtlichen 
Naturschutzes und der Land schaftspflege wird in 
Nordrhein-Westfalen als Satzung beschlossen. Er 
wird in der Planungspraxis auch als „Bebauungsplan 
des Außenbereichs“ bezeichnet, was seine recht-
liche Bedeutung parallel zum Bebauungsplan ver-
deutlichen soll.

•	 In den meisten anderen Bundesländern hat der 
Landschafts- oder Grünordnungsplan gutachter-
lichen Charakter und erlangt erst dann rechtliche 
Verbindlichkeit, wenn er ganz oder teilweise in die 
räumliche Gesamtplanung, insbesondere in Bebau-
ungspläne integriert wird. Ähnliches gilt für Lärm-
minderungspläne.

•	 Im Rahmen seiner örtlichen Planungshoheit kann 
der Stadt- oder Gemeinderat bestimmte Fachpläne, 
beispielsweise den Entwicklungsplan für einen Orts-
teil oder ein Naturschutzkonzept im Rahmen eines 
Selbstbindungsbeschlusses für sein eigenes Han-
deln herausheben.

3  Löhr, Enderle (2005)
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Online-Quellen (Denkmalschutzplanung)

•	 Beschlussvorlage	Bürgermeisterin	Stadt	Gütersloh	268/2009			
https://ratsinfo.guetersloh.de/.../Beschlussvorlage_268-			2009.pdf

•	 Bonn-Beuel	Denkmalpflegeplan	2004	(Broschüre	nur	noch	als	Druckexemplar	zugänglich)		
http://www.bonn.de/umwelt_gesundheit_planen_bauen_wohnen/stadtplanungsamt/denkmalpflege/denkmalpflegeplae-
ne/02345/index.html?lang=de

•	 Pressemitteilung	2010	zum	Denkmalpflegeplan	der	Stadt	Troisdorf			
http://www.troisdorf.de/troisdorf/pressemitteilungen/2010/2010-532.htm

•	 „Geoatlas	Denkmal“	Kreis	Recklinghausen		
http://www.kreis-re.de/default.asp?asp=vdb&zaehler=56&DBTAB=geoatlas&DBN=geoatlas&amtmenu=97

Fachpläne – Praxisbeispiele

Fachpläne werden zahlreich und in sehr unterschied-
lichen, gesellschaftlich relevanten Arbeitsfeldern ent-
wickelt. Hierzu folgen einige Praxisbeispiele.

Denkmalpflegeplan Stadt Gütersloh: Beschlossen 
vom zuständigen Aus schuss, enthält der Fachplan 
Texte und Fotodokumentationen mit historischen 
Karten und nennt schützenswerte Gebäude. Der 
Plan stellt die Stadtentwicklung in einen historischen 
Zusammenhang und enthält ein Maßnahmen- und 
Handlungskonzept für die Fachbehörde des Denkmal-
schutzes. Er soll in digitalisierter Form in der Verwal-
tung genutzt und in Form einer Publikation der Öffent-
lichkeit zur Verfügung gestellt werden. – Denkmalpfle-
gepläne, die nach § 25 DenkSchG NRW erstellt werden 
können, liegen beispielsweise auch in den Städten 
Bonn (für den Ortsteil Beuel) und Burscheid vor.

Ein Beispiel interaktiver GIS-gestützter Online-Doku-
mentation der kommunalen Denkmalpflegeplanung 
findet sich etwa für den Kreis Recklinghausen („Geo-
atlas Denkmal“). Intuitiv nachzuvollziehen ist die dort 
integrierte Ansteuerung identifizierbarer Einzelob-
jekte mit hinterlegten Stadtplänen der einzelnen Ge-
meinden.

Die betreffende, für NRW geltende gesetzliche Rege-
lung lautet:

§ 25 DSchG(Gesetz) - Landesrecht Nordrhein-West-
falen Denkmalpflegeplan 

(1) Die Gemeinden sollen Denkmalpflegepläne  
 aufstellen und fortschreiben.

(2)  Der Denkmalpflegeplan gibt die Ziele und Erfor- 
 dernisse des Denkmalschutzes und der Denkmal- 
 pflege sowie die Darstellungen und Festsetzungen 
  in der Bauleitplanung nachrichtlich wieder. 

 Er enthält 

 1. die Bestandsaufnahme und Analyse des  
 Gebietes der Gemeinde unter siedlungsge- 
 schichtlichen Gesichtspunkten, 
 2.  die Darstellung der Bau- und Bodendenk- 
 mäler, der Denkmalbereiche, der Grabungs- 
 schutzgebiete sowie - nachrichtlich - der erhal- 
 tenswerten Bausubstanz und 
 3.  ein Planungs- und Handlungskonzept zur  
 Festlegung der Ziele und Maßnahmen, mit denen  
 der Schutz, die Pflege und die Nutzung von Denk- 
 mälern im Rahmen der Stadtentwicklung verwirk- 
 licht werden sollen.4

Der Denkmalpflegeplan enthält im Einzelnen:

•	 den siedlungsgeschichtlichen Begründungszusam-
menhang des Denkmalschutzes und der Denkmal-
pflege,

•	 die denkmalpflegerische Bewertung von Sachen 
(Siedlungsgrundrisse, Straßen, Plätze, Gebäude und 
Details),

•	 Hinweise auf den Einsatz der Instrumente des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege (Listen, Sat-
zungen etc.),

•	 Leitlinien für besondere Fachplanungen durch Hin-
weise auf städtebauliche Erhaltungsgebiete; Aus-
sagen über Umnutzungsmöglichkeiten einzelner 
Standorte (in Abstimmung mit der STEP),

•	 Verträglichkeitsgesichtspunkte mit allen Aussagen 
und Festsetzungen der Bauleitpläne (soweit er-
stellt).

Der Denkmalpflegeplan verbindet rein denkmalpfle-
gerische Festsetzungen mit den Belangen einer erhal-
tenden Stadterneuerung und enthält insoweit Maß-
nahmen, Dringlichkeit der Förderung schützenswerter 
Bereiche, Straßenabschnitte, Gebäude mit Angabe 
eines Zeit- und Finanzierungsrahmens5.

4  Zitiert nach URL: http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi
?t=131013868360476941&xid=166852,26 

5  Zitiert nach der Dokumentation aus dem Fachbereich Raumplanung der Uni-
versität Dortmund unter URL: http://www.raumplanung.tu-dortmund.de/slg/
pdf/Unterschutzstellung%20von%20Denkmalbereichen.pdf , die zahlreiche 
weitere Literaturverweise enthält

Fachplanung anderer Sektoren
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des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe im Bereich 
der Hilfen zur Erziehung“. Hier werden „Fachposi-
tionen der Stadt Leipzig und dementsprechende 
qualitative Aspekte für die Gewährung und Ausge-
staltung erzieherischer Hilfen“ benannt. Der Fach-
plan gründet sich auf die Planungsverantwortung 
der Stadt Leipzig gemäß §§ 79 und 80 SGB VIII; der 
Fachplan ‚Förderung von Kindern in Kindertagesein-
richtungen und Kindertagespflege in Leipzig’ (2005) 
setzt auf den bundes- und landesgesetzlichen Vor-
gaben des Leistungsbereiches „Kita“ auf.

 
Kulturentwicklungsplan Stadt Leipzig: 
Die Stadt Leipzig hat darüber hinaus im zuständigen 
Kulturamt 2005 einen Kulturentwicklungsplan erar-
beitet und zwischenzeitlich fortgeschrieben. Die Kul-
turentwicklungsplanung ist Teil eines Prozesses ge-
worden, der zu einer verbesserten Kommunikation 
der Kulturein rich tungen untereinander und zu einer 
fundierten wie transparenten Leistungsbewertung 
führt. Die Ratsversammlung hat mit dem Beschluss 
zum Kulturent wicklungsplan auch seine regelmäßige 
Fortschreibung zu folgenden Themen beauftragt: Ent-
wicklungskonzept für die Eigenbetriebe Kultur und die 
städti schen Museen, Konzept Kulturelle Bildung, Ent-
wicklungskonzept Soziokultur.

Aus Leipzig liegen weiterhin einige interessante Fach-
pläne zum Verkehrskonzept vor, die insbesondere bei 
den Themen „Fußgänger“ und „Radfahren“ den Men-
schen und den Gesundheitsschutz direkt ansprechen, 
von daher auch Themen berühren, die im Kontext lo-
kaler Fachpläne Gesundheit eine Rolle spielen werden. 

Fachpläne des Jugendamtes der Stadt Leipzig: Das 
Jugendamt der Stadt Leipzig verfolgt einen erheb-
lichen Teil seiner Pflichtaufgaben mithilfe von Fach-
plänen, die in der Regel von kommunalpolitischen Gre-
mien förmlich beschlos sen werden. Sie sind Teil der 
so genannten Jugendhilfeplanung, einer Pflichtaufga-
be nach SGB VIII. Herauszuheben sind:

•	 der bereits erwähnte Fachplan ‚Kinder- und Ju-
gendförderung’ (2007), der sich als Instrument zur 
systematischen Entwicklung der Handlungsfelder 
Kinder- und Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit, 
Jugendsozialarbeit, Kinder- und Jugendschutz sowie 
Familienbildung versteht. Der Plan hat das Ziel, „po-
sitive Lebensbedingungen für junge Menschen und 
deren Familien zu erhalten oder zu schaffen und ein 
qualitativ sowie quantitativ bedarfsgerechtes Ju-
gendhilfeangebot rechtzeitig und ausreichend bereit 
zu stellen“.

•	 der Fachplan ‚Erziehungs- und Familienberatungs-
stellen’ (2007), der als familienpolitischer Wegwei-
ser für die Bürger der Stadt fungiert. Der Plan defi-
niert die fachlichen Anforderungen der Stadt Leipzig 
an die institutionelle Erziehungs- und Familienbera-
tung nach § 28 SGB VIII, beschreibt die Inanspruch-
nahme der vorhandenen Beratungsstellen nach 
Schwerpunkten und Tendenzen, zeigt eine Ange-
botsübersicht auf und benennt erkennbaren Hand-
lungsbedarf.

•	 der Fachplan ‚Hilfen zur Erziehung’ (2005) richtet 
sich an die Fachkräfte des öffentlichen Trägers und 
der freien Träger der Jugendhilfe. Er beschäftigt sich 
mit „Grundsätzen der steuernden Einflussnahme 

Online-Quellen (Leipzig)

•	 Fachplan	Kinder-	und	Jugendförderung	2002		
http://www.leipzig.de/imperia/md/content/51_jugendamt/fachplan_kinder_jugendfoerderung.pdf	

•	 Fachplan	Kinder-	und	Jugendförderung	2007	
http://www.leipzig.de/imperia/md/content/51_jugendamt/fachplan_kinder_jugendf__rderung_2007.pdf	

•	 Fachplan	Erziehungs-	und	Familienberatungsstellen	2007	
http://www.leipzig.de/imperia/md/content/51_jugendamt/broschueren_praesentationen/fachplan_erz_u._beratung.pdf	

•	 Fachplan	Hilfen	zur	Erziehung	2004	
http://www.leipzig.de/imperia/md/content/51_jugendamt/fachplan_hilfen_zur_erziehung.pdf	

•	 Fachplan	Förderung	von	Kindern	in	Kindertageseinrichtungen	und	Kindertagespflege	in	Leipzig	2005	
http://www.leipzig.de/imperia/md/content/51_jugendamt/fachplan_foerderung_von_kindern_in_kitas_und_tagespflege.pdf	

•	 Kulturentwicklungsplan	für	die	Stadt	Leipzig	von	2008	–	2015	
http://www.leipzig.de/imperia/md/content/41_kulturamt/kulturentwicklungsplanung/iv-ds-1581-anlage.pdf		
Stadtentwicklungsplan	Verkehr	und	öffentlicher	Raum	
http://www.leipzig.de/imperia/md/content/90_verkehrsplanung/step_pdf.pdf	

•	 Radverkehrsentwicklungsplan	2010	–	2020	(Entwurf	2010)	
http://www.leipzig.de/imperia/md/content/90_verkehrsplanung/radverkehrsentwicklungsplan_entwurf.pdf	
(vgl.	hierzu	auch	Stadtentwicklungsplan	Verkehr	und	öffentlicher	Raum	Abschnitt	2.7	–	S.	34	ff.)

•	 Fußgängerverkehr		(vgl.	hierzu	auch	Stadtentwicklungsplan	Verkehr	und	öffentlicher	Raum	Abschnitt	2.6	–	S.	31	ff.)	
http://www.leipzig.de/de/buerger/stadtentw/verkehr/fuss/
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Online-Quelle (Bonn)

•	 http://www.bonn.de/familie_gesellschaft_bildung_sozia-
les/schulen/bildungsberater/04900/index.html?lang=de	

Schulentwicklungsplan Stadt Bonn: Schulentwick-
lungsplanung ist Aufgabe der Schulträger, also der 
Kreise und kreisfreien Städte. Gesetzliche Grundlage 
sind die Schulgesetze der Länder, bei spielsweise § 80 
SchG NRW. Schulen t wicklungsplanung wird flächen-
deckend auf der kommunalen Ebene vorgenom men. 
Der Fachplan Schulentwicklung der Stadt Bonn dient 
der Sicherung des benötigten Schulraums und der Be-
reitstellung der sachlichen Ressourcen für die schul-
pädagogische Arbeit. Der Schulentwicklungsplan gibt 
eine Prognose der Schülerzahlen ab und verbindet 
diese mit spezifischen raumstrukturellen Daten. Er 
entwickelt daraus bedarfsorientierte Betreuungsange-
bote; auch die offene Ganztagsschule als Angebot ge-
hört beispielsweise hierzu.

Spielleitplanung: Das Land Rheinland-Pfalz hat im 
Jahr 2004 das Konzept für eine kommunale Spielleit-
planung veröffentlicht und mit 7 Kommunen erfolg-
reich erprobt6. Inzwischen wird Spielleitplanung auch 
außerhalb von Rheinland-Pfalz praktiziert, (Modellpro-
jekt Pankow-Weißensee); in Dortmund, in der Stadt 
Rheine und im Kreis Steinfurt (jeweils in Westfalen) 
sowie in verschiedenen Kommunen in Hessen.

Unter Spielleitplanung verstehen die Autoren ein 
neues strategisches Instrument auf dem Weg zu 
mehr „Kinderfreundlichkeit“. Die Anwendung soll ge-
währleisten, dass bei allen Planungs-, Entscheidungs- 
und Umsetzungsschritten die Bedürfnisse und Inte-

6  Ministerium für Bildung, Frauen, Jugend, Rheinland-Pfalz (2004)

ressen von Kindern und Jugendlichen Berücksichti-
gung finden. Spielleitplanung geht, wie Abb.1 zeigt,  
systematisch in mehreren Schritten vor. Die Betrof-
fenen (Kinder/Jugendliche) führen gemeinsam mit 
Fachkräften eine Bestandsaufnahme durch. Der ge-
meindliche Bestandsplan ist Grundlage der Spielleit-
planung. Er enthält eine Vielzahl von Vorschlägen für 
die Praxisumsetzung. Der Spielleitplan soll vom Stadt- 
/Gemeinderat für verbind lich erklärt werden.

Abbildung 1:  Ablauf der Spielleitplanung nach dem  

 Konzept in Rheinland-Pfalz

   
   
   
   
   
   
   
   
 

  

Fachplan Seniorinnen und Senioren Erlangen: Das 
Sozialreferat der Stadt Erlangen hat 2002 einen 


Ratsbeschluss zur Durchführung der Spiel-
leitplanung Benennung der/des Hauptverant-
wortlichen


Beauftragung von Planer/in und pädago-
gischer Fachkraft

 Beteiligung von engagierten Personen


Auftaktveranstaltung auf Ortsebene/Stadt-
ebene


Bildung einer Arbeitsgruppe Spielleitplanung 
auf Ortsebene / Stadtebene

 Bestandserhebungen

 Aufstellung des Spielleitplans


Ratsbeschluss zu Spielleitplan inklusive  
örtlicher Qualitätszielkonzeption

 Umsetzung von Projekten und Vorhaben


Weiterentwicklung/Fortschreibung der Spiel-
leitplanung

Online-Quellen

•	 Rheinland-Pfalz:			
www.spielleitplanung.de

•	 Dortmund:	Übersicht		
http://www.kinderfreundliche-stadtgestaltung.de/best_practice/inhalte.php?page_id=dortmund

•	 Verwaltungsvorlage	2007			
http://www.kinderfreundliche-stadtgestaltung.de/downloads/Verwaltungsvorlage_dortmund.pdf

•	 Kreis	Steinfurt:	Übersicht			
http://www.unternehmen.zdf.de/fileadmin/files/Download_Dokumente/DD_Das_ZDF/Veranstaltungsdokumente/kann_darf_
will/Steckbriefe_Spielleitplanung.pdf	

•	 Dokumentation	2009	
http://steinfurt.active-city.net/city_info/display/dokument/show.cfm?region_id=125&id=336122&design_id=1796&type_
id=0&titletext=2	

•	 Stadt	Rheine:	Übersicht		
http://www.rheine.de/staticsite/staticsite.php?menuid=1126&topmenu=673&keepmenu=inactive	

•	 Dokumentation	2010		
http://www.rheine.de/pics/medien/1_1267715728/Dorenkamp_Dokumentation_mit_Anhang_ohne_Plaene.pdf	

Fachplanung anderer Sektoren
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Fachplan Öffentlicher Raum und Verkehr – Teilplan 
Radverkehr des Berliner Bezirks Treptow-Köpenick: 
Der Bezirk Treptow-Köpenick erarbeitet einen Rad-
verkehrsplan, der Teil des Fachplans Öffentlicher 
Raum und Verkehr ist. Der Entwurf basiert auf einer 
Bestandsaufnahme der Radverkehrsanlagen im Be-
zirk und einer Zusammenstellung der relevanten 
Quellen und Ziele des Radverkehrs. Aus den Quellen 
und Zielen werden ein Wunschliniennetz und ein Ziel-
routennetz aus Haupt- und Nebenrouten erarbeitet. 
Die Überlagerung des Zielnetzes mit dem Bestand an 
Radverkehrsanlagen führt zu einem Maßnahmenka-
talog als Grundlage für die weitere Arbeit des Bezirk-
samtes.

Landwirtschaftlicher Fachplan Südhessen des Re-
gierungspräsidiums Darmstadt: Dieser Fachplan 
als umfassende Basis zur Wahrnehmung landwirt-
schaftlicher Belange bei raumbeanspruchenden Pla-
nungen wurde als Mo dellprojekt des Landes Hessen 
erstellt. Schwerpunkt ist neben der Analyse der aktu-
ellen Situation der Landwirtschaft insbesondere die 
Ableitung und Bewertung von Feldflur-Funktionen 
wie Ernährungs-/Einkommens-/Arbeitsplatz- oder 
Erholungsfunktion. Auch einzelne Schutzfunktionen 
wie Landschafts-Biotop, Artenschutz/Bodenschutz/
Klimaschutz und Wasserschutz werden analysiert. 
Dieser Plan ist fachliche Basis für die Ableitung von 
Planungsaus sagen wie Festlegung von Vorrang- und 
Vorbehaltsflächen für die Landwirtschaft bei der Re-
gionalplanaufstellung sowie bei der Wahrung landwirt-
schaftlicher Belange bei Einzelvorhaben. Er ist damit 
Arbeitsgrundlage für die landwirtschaftlichen Fachbe-
hörden und den Berufsstand.

‚Fachplan Seniorinnen und Senioren in Erlangen’ vor-
gelegt. Der Plan zeigt eine Gesamtschau der demo-
grafischen Entwicklung in der Stadt auf, gibt Hinweise 
zu künftig notwendigen Pflegekapazitäten, regt ein 
Konzept für die Bildung stadtweiter Hausgemein-
schaften an, legt eine Bedarfs ermittlung psycho-
gerontologischer Versorgung vor, bearbeitet einen 
Schwerpunkt Altenhilfe für Migrantinnen und Mi-
granten und beschreibt den Bedarf an barrierefreien 
Seniorenwohnungen.

Fachplan Wohnen der Stadt Zittau: Der Fachplan 
Wohnen in Zittau ist Teil der dort beschlossenen Leit-

linien für die Wohnungspolitik.  
Der Plan konkretisiert 

•	 die städtische Grundstückspolitik

•	 den Neubau, die Modernisierung und Instandhal-
tung von Wohnungen

•	 die Wohnungsversorgung der Bevölkerung

•	 die Gestaltung von Wohngebieten.

Sportentwicklungsplan der Stadt Sindelfingen: 
Neben zahlreichen weiteren Kommunen hat auch Sin-

delfingen einen Sportentwicklungsplan aufgestellt. 
Der Plan enthält Zieldefinitionen, Ansatzpunkte für 
Arbeitsfelder, Hinweise auf ein Methodenspektrum, 
die Beschreibung des Arbeitsverfahrens und einen 
Maßnah menteil, der sich vor allem auf die vorhandene 
und künftig notwendige Sportinfrastruktur bezieht.

Online-Quelle (Erlangen)

•	 http://www.erlangen.de/Portaldata/1/Resources/030_	
Leben_in_ER/Dokumente/50_Altenhillfplan_2002.pdf	

Online-Quellen (Zittau)

•	 Leitlinien	Wohnen		
http://www.zittau.de/2_rathaus/buergerservice/stadtrecht/
pdf5/5.01_Wohnungspolitik.pdf	

•	 Stadtentwicklungskonzept	2009		
http://www.stadtsanierung-zittau.de/download/Broschue-
re_Stadtentwicklung_SEKo_2009_2.pdf

Online-Quelle (Sindelfingen)

•	 Sportentwicklungsplan	2002			
http://www.sindelfingen.de/servlet/PB/show/1206185_l1/
sportentwicklungsplan.pdf

Online-Quelle (Berlin; Treptow-Köpenick)

•	 Pressemitteilung	2009	http://www.berlin.de/ba-treptow-
koepenick/presse/archiv/20090422.1325.126100.html	

Online-Quelle (Südhessen)

•	 Übersicht	mit	Downloadfunktionen	http://www.hessen.
de/irj/RPDA_Internet?cid=ff34af1cececa86c06f364b90
9f47c71
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Auffallend ist, dass das gesellschaftliche Handlungs-
feld des Gesundheitsschutzes und der Gesundheits-
vorsorge solche Fachpläne im engeren Sinne in seiner 
Praxis bisher nicht kennt. Dies obwohl der Öffentliche 
Gesundheitsdienst – wie andere Verwaltungsseg-
mente auch – über definierte Mitwirkungsrechte in 
Planungsverfahren verfügt, sei es als anzuhörende 
bzw. zu beteiligende Fachbehörde bei innerkommu-
nalen Planungen oder als Träger Öffentlicher Belange 
bei der Mitwirkung an Planungen beispielsweise. nach 
§ 8 ÖGDG NRW8. Eine Übersicht zu diesen Mitwir-
kungsoptionen und zur behördlichen Praxis liefert der 
anschließende Abschnitt 3.

8  ÖGDG NW 1997 (2009) 

Im Unterschied zu einer Reihe der oben aufgeführten 
Planarten sind bestimmte Fachpläne in Deutschland 
verankert, die über einen unmittelbaren Bezug zur Bo-
dennutzung verfügen bzw. ein spezielles Bodenrecht 
vertreten. Diese Fach pläne mit eigenem Bodenrecht 
spielen in der gesamträumlichen Planung eine beson-
dere Rolle. Sie lassen sich vereinfacht in raumbela-
stende Infrastrukturplanungen und schutz- oder vor-
sorgeorientierte Pläne unterscheiden.

Solche Infrastrukturpläne betreffen die Aufgaben-
felder Abfall; Bergbau, Rohstoff abbau; Energie- und 
Rohstofftrassen; Verkehr (Schiene, Straße, Wasser-
straße, Luftverkehr); Wasserwirtschaft (Gewässer-
ausbau, künstliche Wasserspeicher). Schutzorien-
tierte Planungen gibt es für folgende Aufgabenfelder: 
Bodenschutz; Forstwirtschaft; Immissionsschutz 
(Luft, Lärm); Landwirtschaft (als Flurbereinigung 
mit Drainierung auch eingreifend); Natur- und Land-
schaftsschutz; Wasserwirtschaft (Wasserversorgung, 
Abwasserbeseitigung, Gewässerschutz, Hochwasser-
schutz).

Die für den Bereich Gesundheit besonders relevanten 
Fachpläne aus diesem Zusammenhang sind ausführ-
lich in einem Berichtsband des ehemaligen lögd NRW 
(2004) beschrieben7. Deutlich wird in der Zusammen-
schau, dass für zentra le gesellschaftlich bedeutende 
Handlungsfelder Fachpläne aufgestellt werden, die je-
weils Wegweiser des betreffenden Fachgebietes dar-
stellen. 

Regelmäßig enthalten sie folgende Komponenten:

•	 Bestandsanalyse und -bewertung

•	 Zieldefinition

•	 Planungs- und Maßnahmenkonzept.

Die Fachpläne haben Wirkung nach innen, indem sie 
für das Fachpersonal der zuständigen Dienststelle 
in ihrer Arbeit eine innere Struktur vorgeben. Durch 
Gre mienbeschlüsse (Fachausschuss, Stadt- oder Ge-
meinderat) erzielen sie häufig auch einen politischen 
Leitliniencharakter und wirken damit zusätzlich nach 
außen. Sie sind in aller Regel Teil einer öffentlichen 
Debatte vor Beschluss fassung und können dort, wo 
dies planungssystematisch möglich ist (wie bei der 
bodenordnenden Bauleitplanung), Eingang in Abwä-
gungsentscheidungen der Gesamtplanung finden. 
Solche Fachpläne können auch helfen, die Belange 
eines Sektors in die gesellschaftlich etablierten „offi-
ziellen“ Planungs prozesse einzubringen, die auf ver-
schiedenen Ebenen (lokal, regional, Landesplanung) 
laufend stattfinden.

7  Landesinstitut für den Öffentlichen Gesundheitsdienst NRW (2004)

Fachplanung anderer Sektoren
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Wie in Abschnitt 2 ausgeführt, sind für den Begriff 
„Plan“ zwei Bedeutungen zu unterscheiden. Die In-
terpretation als „Ablaufplan“ spielt für praktisch alle 
Aufga benbereiche der unteren Gesundheitsbehörden 
eine Rolle. Es gibt dort jeweils Zielsetzungen, die sich 
an gesetzlichen Vorgaben und fachlichem Bedarf aus-
richten, und ein Aufgabenspektrum, das in der Regel 
planvoll abgearbeitet wird.

Die andere, kartographische Interpretation von „Plan“ 
ist relevant in Aufgaben feldern mit mehr oder minder 
ausgeprägtem Raumbezug, darunter Trinkwasser-
hygiene; Gesundheitsberichterstattung; quartierori-
entierte Prävention und Gesundheitsförderung; Seu-
chenhygiene und Impfschutz; Planung der gesund-
heitlichen Versorgung und Notdienste; Mitwirkung an 
räumlicher Planung und Kommunal- bzw. Stadtent-
wicklung.

Nicht alle genannten Aufgabenfelder mit Raumbezug 
erfordern aufwändige, koordinatengetreue GIS-An-
wendungen; vielfach sind sie mit flächenbezogenen 
Daten und Informationen besser bedient als etwa mit 
wohnadressenscharfen Angaben. Andererseits wach-
sen die Forderungen gerade in der Zusammenarbeit 
von Gesundheitsbehörden mit den anderen sozialen 
Diensten im kommu nalen Bereich nach kleinräumiger 
Berichterstattung und sozialräumlichen Datenerhe-
bungen.

Soweit für uns erkennbar greift der Gesundheitssek-
tor – im Gegensatz zu zahlreichen anderen Sektoren 
– bisher kaum auf explizite Fachpläne zurück. Eine 
entsprechende Internet-Recherche fördert lediglich 
einen einzigen Fund zutage, nämlich einen Fachplan 
Gesundheit im Rahmen der Stadtentwicklungspla-
nung der Stadt Erlangen aus dem Jahr 19869. Dieser 
befasst sich als Teil einer umfassenden Sozial- 
planung mit der stationären, ambulanten und 
gesundheitsdienst lichen Versorgung der heutigen 
und künftigen Bevölkerung Erlangens. Angestrebt 
wird dort ein qualitativ und quantitativ ausreichendes 
Angebot an gesundheitsgerechten medizinischen 
Einrichtungen, das allen Bürgern bei tragbaren Bela-
stungen eine optimale Versorgung garantiert. Somit 
fokussiert dieser Erlanger Fachplan auf einen ausge-
wählten – wichtigen – Aspekt des Gesamt themas.

9  Heidenreich, F. (1986)

3. Bestehende Planungsansätze im Gesundheitssektor

Jedoch gibt es in den unteren Gesundheitsbehörden 
mehrere Bereiche, die teilweise enge Bezüge zum 
Konzept eines Fachplans Gesundheit aufweisen. Hier-
zu zählen Ansätze der „Gesundheitsplanung“, „Mit-
wirkung an Planung“, Gesundheitsberichterstattung, 
kommunale Gesundheitskonferenzen sowie auch Pro-
dukthaushalte. Diese Bereiche werden nachfolgend 
skizziert.

3.1 Gesundheitsplanung und „Mitwir-
kung an Planung“

Im Gesundheitssektor ist „Gesundheitsplanung“ ein 
eingeführter Begriff, der allerdings unterschiedlich 
ausgelegt wird, was einen Rückgriff auf eine gesund-
heitsbezogene „Planungskultur“ erschwert. Häufig 
verbindet man mit „Gesundheitsplanung“ einen Bezug 
auf eine Planung und vorsorgliche Organisation ge-
sundheitlicher Versorgungsleistungen und -einrich-
tungen. Ein anderes verbreitetes Begriffsverständnis 
richtet sich auf Beobachtung und empirische Erfas-
sung des Krankheitsgeschehens (Gesundheitsbe-
richterstattung) und einen entsprechend planvollen 
Ressourceneinsatz, um Prävention und Versorgung in 
ausreichendem Maße zur Verfügung zu stellen.

Durch das föderale System sind in Deutschland Pla-
nungskompetenzen auf (mindestens) drei Planungs- 
und Handlungsebenen verteilt und Zuständigkeiten 
für einzelne gesundheitsbezogene Versorgungsseg-
mente (beispielsweise die kassenärztliche Versor-
gung) an speziell entwickelte Organisationsstrukturen 
delegiert. Daher ist im deutschen Gesundheitswesen 
eine „Gesundheitsplanung“ in einem generalisierten 
Sinne schwer erkennbar und bleibt begrifflich un-
scharf.

Für die Situation in den Kommunen bedeutet das 
unter anderem Folgendes: der gesetzlich vorgege-
bene Auftrag für die örtliche Gesundheitsbehörde 
richtet sich überwiegend auf konkrete Teilaufgaben 
(Regelaufgaben nach Weisung), wobei der ebenfalls 
übertragene allgemeine Gesundheitsschutz für die 
Bevölkerung (etwa nach § 2 ÖGDG NRW) in manchen 
Aspekten unterschiedlich interpretierbar bleibt. Diese 
Kon stellation trägt nicht zur Stärkung der Gesund-
heitsbehörde im Zusammenspiel kommunaler Ämter 
bei.
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•	 Durchführung und Fortentwicklung der Gesund-
heitsberichterstattung in Oberösterreich.

Gerade die inhaltliche Gestaltung der Gesundheits-
konferenzen wird durch das Institut so gesteuert, 
dass sie zu einer strategischen Ausrichtung und 
Schwerpunktbildung beitragen. Insoweit zeigen sich 
hier Ansätze einer jedoch noch sektoral stark aufge-
splitterten (gesundheits-) planerischen Vorgehens-
weise. Dies lässt sich anhand der Papiere zur Gesund-
heitskonferenz 2008 recht gut belegen. So weisen 
insbesondere die Beiträge unter den Titeln

•	 „Eine gesunde und sichere natürliche Umwelt“;

•	 „Settings zur Förderung der Gesundheit“;

•	 „Multisektorale Verantwortung für die Gesundheit“

relativ konkrete Planungsansätze auf. Die Beiträge 
sind auf der genannten Homepage des Institutes ab-
rufbar.

Das Bundesamt für Gesundheit der Schweiz fördert 
seit 2001 über das Aktionsprogramm Umwelt und Ge-
sundheit14 vor allem Planungen mit gesundheitlichem 
Schwerpunkt in drei Modellregionen:

Bei dem Aarauer Ortsteil Telli handelt es sich um eine 
dicht bebaute Großsiedlung, in welcher etwa 2500 
Menschen leben. Das Projekt unter dem Titel „Allons 
y Telli“ unterstützt Maßnahmen, um die seit einigen 
Jahren einsetzende soziale Entmischung abzudämp-
fen15. Es wurden unter Beteiligung der Betroffenen 
Pläne zur Quartiersaufwertung erarbeitet und in ein-
zelnen Planungsschritten und Projekten einschließlich 
regelmäßiger Berichterstattung umgesetzt. Die fol-
gende Abbildung zeigt hierzu die Projektübersicht der 
Jahre 2001 bis 2006. (s. Abbildung 2)

Auslöser für ein weiteres Projekt waren erhebliche ge-
werblich-industrielle Restrukturierungen in der länd-
lichen Juraregion des Kantons Solothurn. Das Projekt 
„Gesundes Thal“ fördert die Pläne der Region zur ver-
stärkten Ausrichtung im Bereich Natur und Erholung. 
Mit einem umfassenden Programm wird z. B. auf Nah-
rungsmittelproduzenten und -konsumenten zugegan-
gen, um eine gesunde Ernährung aus der Region zu 
fördern und eine nachhaltige Landwirtschaft in Gang 
zu setzen.

Der Erholungsort Crans-Montana, bisher bekannt für 
seine gute Luft, drohte in den vergangenen Jahren an 
den Folgen des Verkehrs zu ersticken. Das Projekt un-
terstützt Maßnahmen vor Ort unter dem Slogan ‚Der 
Verkehr muss zur Kur’16. Die Lokale Agenda Gruppe 21 
arbeitet mit dem Bundesamt für Gesundheit zusam-
men. Ziel ist die Vereinbarkeit von Mobilität und Wohl-

14  Näheres unter APUG Schweiz www.apug.ch  
15  URL: http://www.telli.ch/allonsy 
16  Quelle: Zeitschrift Umwelt (CH); Heft 1/2003, S. 16-18

Der Öffentliche Gesundheitsdienst verfügt über de-
finierte Mitwirkungsrechte in Planungsverfahren, sei 
es als anzuhörende beziehungsweise zu beteiligende 
Fachbehörde bei innerkommunalen Planungen oder 
als Träger Öffentlicher Belange bei der Mitwirkung an 
Planungen beispielsweise nach § 8 ÖGDG NRW. So-
wohl das Baugesetzbuch10 als auch die einschlägigen 
Fachgesetze (wie das Bundesimmissionsschutzge-
setz11) heben Gesundheitsaspekte bei Projekten und 
Planungen als abwägungsrelevant hervor.

LIGA.NRW (vormals lögd NRW) hatte sich in früheren 
Studien mit der Problematik der Wahrnehmung von 
Gesundheitsbelangen durch kommunale Gesund-
heitsbehörden in Planungsverfahren auseinander-
gesetzt, welche über einen relevanten Bezug zum 
Schutzgut menschliche Gesundheit verfügen. Im Jahr 
2005 wurde eine Reihe von detaillierten Fallbeispielen 
aus der örtlichen Praxis von zwölf nordrhein-westfä-
lischen Gesundheitsämtern dokumentiert12.

Ein Ansatz, um auf lokaler Ebene im Gesundheitssek-
tor vermehrt Planungsmöglichkeiten zu eröffnen, ist 
die Aufgabenübertragung zur ortsnahen Koordinie-
rung der gesundheitlichen Versorgung (§ 6.1 ÖGDG) 
und die Einführung der Kommunalen Gesundheits-
konferenzen durch § 24 des ÖGD-Gesetzes NRW 
1997. Die vorgegebene Teilnehmerkonstellation dieser 
Konferenzen soll sicherstellen, dass Vertreter gerade 
auch solcher Versorgungssegmente an der örtlichen 
Koordinierung gesundheitlicher Versorgungslei-
stungen beteiligt werden, in denen die Planungshoheit 
nicht auf kommunaler Ebene liegt. Aufgrund dieser 
zusätzlichen Präsenz (planungs-)relevanter Akteure 
sind die Kommunalen Gesundheitskonferenzen vieler-
orts zu einem wichtigen Gremium der konkreten kom-
munalen Gesundheitsplanung geworden.

Sowohl in Österreich als auch in der Schweiz und  
Norditalien sind Ansätze zu einer verstärkt strate-
gisch-planerischen Ausrichtung der Gesundheitsvor-
sorge unter dem Stichwort „Gesundheitsplanung“ zu 
finden. 

Im benachbarten Österreich haben das Land Ober- 
österreich, eine Gebietskrankenkasse sowie die Städ-
te Linz und Kels eine Partnerschaft gebildet, um ge-
meinsam Fragen der Gesundheitsplanung zu behan-
deln13. Daraus ist als eingetragener Verein das Institut 
für Gesundheitsplanung entstanden, welches die fol-
genden Aufgaben wahrnimmt:

•	 Koordination und Betreuung der Oberösterreichi- 
schen Gesundheitskonferenz;

•	 Unterstützung der Förderer bei der Entwicklung und 
Umsetzung sowie der Evaluierung des Gesundheits-
zielekonzeptes;

10  BauGB 2004 (2011) online; Druckausgabe: Runkel (Hrsg.): BauGB u. a. 2009
11  BImSchG 2002 (2011) 
12  Landesinstitut für den Öffentlichen Gesundheitsdienst NRW (2005)
13   Näheres unter www.gesundheitsplanung.at 
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Partizipation
23Empowerment Quartierverein

24Netzwerk Monitoring Telli Monitoring

22Partizipation / TelliRat 2001 - 2003

21Gesünder und ökologisch wohnen

20Aktionsgruppe Abfall, LitteringAufbau

19Guet und Gsund

18Rauchfreie Zonen

17Schulzyklus Gesundheit

Umwelt & Gesundheit

16Znüni-Projekt

15Ernährung, BewegungGesundheit,

14Schulsozialarbeit

13ElternhaussprachigesSchule und anders-

12Integrierte Mundartunterricht

Schule

11Schulentwicklung 2001 - 2002

10im öffentlichen RaumMassnahmenProgramm/ Vision Aufwertungs-

9verkehr ÖVLangsam-

8Gesund und umweltgerechtund Freizeit -Spiel-, Sport-

7Grundeigentümervertrag

6Siedlungsentwicklung / TelliPark 2001 - 2003

Siedlungsentwicklung

5Aufwertungen Uferbereich Sengelbach

4Integration

3Projektfonds Gemeinwesenarbeit

2Gemeinwesenarbeit  / TelliRat 2001 - 2003
Gemeinwesenarbeit

1Soziokulturelle Animation Kinder und Jugendliche

Handlungsfeld200620052004200320022001

Projektübersicht allons-y Telli!

Abbildung 2:  Projektübersicht Telli-Quartier in Aarau/Schweiz

befinden in der Gemeinde. Ein Verbot des Individual-
verkehrs, wie in anderen bekannten Schweizer Touri-
stenorten, ist nicht geplant. Der entworfene, gesund-
heitsverträgliche Mobilitätsplan sieht Maßnahmen vor 
wie

•	 verstärkte Touristenanreise mit dem öffentlichen 
Verkehr,

•	 Zonierung von Bereichen für Fußgänger,

•	 attraktivere und sichere Schulwege für Radfahrer 
und Fußgänger und 

•	 Aufhebung verkehrsbehindernder Parkplätze.

Fachplan Kleinkinder (und weitere) der Gemeinde 
Bozen, Italien

In ihrem Vorwort zum Fachplan Kleinkinder hebt die 
zuständige Stadträtin für Sozialpolitik und Chancen-
gleichheit17 auf folgende Aspekte ab: der Plan soll die 
Behörde von einer verwaltenden zu einer steuernden 
Tätigkeit führen, er soll Planungsprozesse in Gang 
setzen und strategische Entscheidungsfindung unter-
mauern und transparent machen. Der Fachplan Klein-
kinder analysiert die aktuellen Standards, wählt als 
künftige Strategie die Diversifizierung der Dienste und 
zeigt neue Kriterien zur sachgerechteren Verteilung 
der finanziellen Ressourcen auf.

Die norditalienische Gemeinde Bozen hat darüber  
hinaus Fachpläne zu den folgenden gesellschaftspoli-
tischen Handlungsfeldern vorgelegt:

•	 Menschen mit Behinderung

•	 Senioren

•	 Soziopsychiatrie

•	 soziale Eingliederung

•	 Frauen in Gewaltsituationen

•	 Suchtkrankheiten.

17  URL: http://www.gemeinde.bozen.it/UploadDocs/2806_PrimaInfanzia_
de.pdf  

Bestehende Planungsansätze im Gesundheitssektor
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Von Vertretern örtlicher Gesundheitsämter wird 
immer wieder darauf hingewiesen, dass federführen-
de Stellen sie oft nur rudimentär an Planungsverfah-
ren beteiligen. Hierfür lassen sich mehrere Ursachen 
erkennen. Wiederholt benannt als potentielle Gründe 
der Nichtbeteiligung wird Folgendes:

•	 wesentliche Daten zum Thema Gesundheit werden 
aus anderen Ämtern, insbesondere auch aus dem 
Umweltamt, beigesteuert.

•	 das Gesundheitsamt liefert keine planungsrele-
vanten Daten oder Hinweise, die über bodenrecht-
liche Festsetzungen in Bebauungsplänen umzuset-
zen wären.

•	 die Gesundheitsbehörde ist aus Gründen wie feh-
lende fachliche Kompetenz oder Personalmangel zu 
einer Mitwirkung nicht imstande.

In ihrer Forderung nach Beteiligung an externen wie 
auch internen Planungs- und Genehmigungsver-
fahren kann sich die untere Gesundheitsbehörde in 
Nordrhein-Westfalen auf das Bauplanungs-, das UVP-
Recht20 und auf das Landesgesetz für den Öffent-
lichen Gesundheitsdienst berufen: die fachliche Zu-
ständigkeit und Kompetenz zur Einschätzung „gesun-
der Wohn- und Arbeitsverhältnisse“ (gemäß BauGB) 
bzw. die Betrachtung des „Schutzgutes Mensch“ 
(gemäß UVP-Gesetz) und die differenzierte Betrach-
tung benachteiligter Gruppen (gemäß ÖGDG NRW) 
liegen bei der unteren Gesundheitsbehörde, sofern 
diese Aufgaben nicht verwaltungsintern ausdrücklich 
durch Organisationsverfügung lokal abweichend gere-
gelt werden.

3.2 Gesundheitsberichterstattung und 
Gesundheitskonferenz

Zu den Instrumenten des geltenden Rechtes, welche 
die unteren Gesundheitsbehörden für die Erarbei-
tung und Fortschreibung eines Fachplans Gesundheit 
nutzbar machen können, zählen im nordrhein-west-
fälischen ÖGD-Gesetz auch die kommunale Gesund-
heitsberichterstattung21 und die Handlungsoptionen 
der Kommunalen Gesundheitskonferenz. Die gesetz-
liche Regelung zur kommunalen Gesundheitsbericht-
erstattung nach § 21 ÖGD-Gesetz NRW lautet:  
„Die untere Gesundheitsbehörde erstellt zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nach § 6 regelmäßig Gesundheits-
berichte (...)“. Zu den hier relevanten Aufgabenbe-
reichen gehören insbesondere die Mitwirkung an der 
Gesundheitsförderung, Prävention und am Gesund-
heitsschutz und die ortsnahe Koordinierung22 der ge-
sundheitlichen Versorgung.

20  Welteke R. et al. (2007)
21  Reintjes, R. et al. (2007)
22  Francke, R. (2000)

Ein frühes Beispiel aus Deutschland zur Gesund-
heitsplanung entstand Anfang der 1990er Jahre im 
Rahmen des EU-geförderten Projektes „Small area 
planning for the elderly“ (SAPE) und fokussierte auf 
Versorgungsstrukturen, Bürgerbeteiligung sowie Ko-
ordination und Vernetzung der Strukturen im Bereich 
Seniorenpolitik18. Aus der SAPE-Modellregion Ham-
burg-Harburg erfolgte ein Beitrag „Gesundheitspla-
nung für ältere Menschen in Harburg“19, worin – außer 
von ambulanter und stationärer Versorgung sowie  
Öffentlichem Gesundheitsdienst – auch von der Mit-
wirkung an Stadtplanung die Rede ist. Auch das Ge-
sundheitsamt war „als selbstverständlicher gleichbe-
rechtigter Partner“ eingebunden; besonderes Augen-
merk galt den Belangen behinderter Menschen.

Im nordrhein-westfälischen Institut für Dokumenta-
tion und Information, Sozialmedizin und Öffentliches 
Gesundheitswesen (idis) wurde im Jahre 1989 eine 
Stabsstelle Gesundheitsplanung eingerichtet. – In 
Nordrhein-Westfalen regelt das Gesetz über den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst (ÖGDG NW, 1997) unter 
anderem bestimmte Beteiligungsrechte und Aufga-
benschwerpunkte der unteren Gesundheitsbehörde, 
die für Planungs- und Genehmigungsprozesse rele-
vant sind:

•	 § 8 Mitwirkung an Planungen: „Die vom Kreis oder 
von der kreisfreien Stadt abzugebenden Stellung-
nahmen zu Planungs- und Genehmigungsverfahren 
werden unter der Beteiligung der unteren Gesund-
heitsbehörde erstellt, wenn gesundheitliche Belange 
der Bevölkerung berührt werden, um Feststellungen 
zur gesundheitlichen Verträglichkeit des Vorhabens 
zu treffen.“ Diese Beteiligungsregelung legt ihren 
Schwerpunkt zwar auf Stellungnahmen zu externen 
Planungen und Vorhaben, lässt aber nicht den Um-
kehrschluss zu, dass ein Beteiligungserfordernis bei 
internen Fällen (etwa bei der Bauleitplanung in kreis-
freien Städten) entfällt.

•	 § 2 Absatz 2: „Aufgaben des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes sind hierbei insbesondere (...) der 
Schutz und die Förderung der Gesundheit der Be-
völkerung, die Mitwirkung bei der Verhütung und Be-
kämpfung von Krankheiten und die Hinwirkung auf 
ihre angemessene gesundheitliche Versorgung; dies 
gilt insbesondere für sozial schwache und beson-
ders schutzbedürftige Personen (...).“ Der Öffent-
liche Gesundheitsdienst kann daraus die Möglichkeit 
ableiten, seinen Blick insbesondere auf vulnerable 
Gruppen im Planungsprozess zu richten.

18  Döhner, H. (1993)
19  Grieve, P. (1993)
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Kommunale Gesundheitskonferenzen und kommu-
nale Gesundheitsberichterstattung können im Verfah-
ren eines Fachplans Gesundheit entscheidende Auf-
gaben wahrnehmen, indem die Kommunale Gesund-
heitskonferenz die Schwerpunkte der Gesundheitsbe-
richterstattung so ausrichtet, dass diese schrittweise 
die wesentlichen Datengrundlagen für den Fachplan 
Gesundheit bereitstellen kann; und indem die kommu-
nale Gesundheitsberichterstattung ihre Arbeit  
planungs- sowie verstärkt handlungs- und maßnah-
meorientiert auslegt und entsprechende operationali-
sierbare Ergebnisse liefert im Sinne von Analyse,  
Diagnose, Planung und Interventionsansatz.

3.3 Gesundheitsbezogene Kartogra-
phie und GIS-Anwendungen

Im Gesundheitswesen wird auch auf kommunaler 
Ebene häufig mit Ansätzen der Visualisierung im Dien-
ste einer verbesserten Kommunikation gearbeitet. Ge-
rade für die Analyse bestehender und künftiger Situa-
tionen (etwa beim Krankheitsgeschehen) wird häufig 
eine kleinräumige Darstellung mit kartographischer 
Unterlegung verlangt. Die diesbezüglichen Dienstlei-
stungen der Landesebene enden in der Regel bei der 
Kreis- beziehungsweise Stadtebene. Dies trifft für die 
wöchentlichen Infektionsberichte des LIGA.NRW28 zu, 
wie auch für die Landesgesundheitsberichterstattung 
und die Schulärztlichen Untersuchungen.

Vielerorts ist inzwischen – insbesondere auch in der 
Kooperation mit anderen Ämtern (wie Jugendämtern, 
Sozialämtern) – der Bedarf nach kleinräumigen Ana-
lysen bezogen auf definierte Teilflächen eines Kreises 
oder einer kreisfreien Stadt aufgekommen. Sozial-
räumliche Analysen, die in anderen Amtsbereichen 
teilweise bereits seit über zehn Jahren existieren29, 
erhalten besonders in städti schen Gebieten auch für 
Gesundheitsbehörden wachsende Bedeutung, um ihre 
zielgruppenbezogenen Aufträge (insbes. § 2.2, § 4, 
§§ 14-16 ÖGDG NRW) in den Bereichen Gesundheits-
schutz, Gesundheitsförderung und Gesundheitshilfe 
professionell ausüben zu können.

Das Thema „Gesundheit und soziale Lage“ wird immer 
mehr zu einem Fokus des ÖGD und erfordert eine ent-
sprechende Differenzierung im kleinräumigen Bereich 
der kommunalen Berichterstattung mit einer ange-
messenen Hinterlegung durch feingerasterte Karto-
graphie.

Wie erwähnt verlangen die gegenwärtigen Anwen-
dungen der Gesundheitsberichterstattung nicht 
zwangsläufig nach GIS-Anwendungen. Andererseits 

28  URL: www.liga.nrw.de/themen/Gesundheit_schuetzen/infektionsschutz/
landesmeldestelle/infektionsreport/index.html

29  ILS (2003); Riege et al. (2005);  Strohmeyer, K.P. et al. (2001) sowie URL: 
www.sozialraum.de/die-sozialraeumliche-gliederung-der-stadt-duesseldorf.
php

Schwerpunktthemen der Gesundheitsberichte legt die 
Kommunale Gesundheits konferenz fest. Die örtlichen 
Gesundheitsberichte zeigen in ihrer Ausge staltung 
deutliche Parallelen zu den planungsbezogenen Da-
tenbanken und Informationssystemen der kommu-
nalen Umweltbehörden, die als Grundlage für die Na-
turschutz- und Landschaftsplanung dienen und bei 
Stellungnahmen zu Plan- und Genehmigungsverfah-
ren herangezogen werden.

Gesundheitsberichterstattung gemäß § 6, Absatz 1 
ÖGDG NRW weist bereits wesentliche Grundelemente 
für einen Fachplan auf. Laut Definition des LIGA. NRW 
„informiert sie über die gesundheitliche Lage und die 
gesundheitliche Versorgung einer Bevölkerung. GBE 
stellt die bestehende Situation dar, analysiert sie und 
leitet gesundheitspolitischen Handlungsbedarf ab. 
Damit bildet sie Grundlage und Ausgangspunkt des 
gesundheitspolitischen Regelkreises23. Doch auch der 
weitere Gang der Gesundheitspolitik: Ableitung von 
Strategien und Maßnahmen sowie deren Umsetzung 
wird durch Gesundheitsberichterstattung begleitet. 
Mit der Bewertung des Erfolgs gesundheitspolitischer 
Maßnahmen (Evaluation) innerhalb der GBE schließt 
sich der Kreis.“24

Die gesetzlichen Regelungen zur Kommunalen Ge-
sundheitskonferenz25 finden sich in § 24 ÖGD-Gesetz 
NRW und lassen sich wie folgt charakterisieren: „Der 
Rat oder der Kreistag beruft die Kommunale Gesund-
heitskonferenz von Vertretern und Vertreterinnen der 
an der Gesundheitsförderung und Gesundheitsversor-
gung der Bevölkerung Beteiligten, der Selbsthilfegrup-
pen und der Einrichtun gen für Gesundheitsvorsorge 
und Patientenschutz ein. (...) Die Kommunale  
Gesundheitskonferenz wirkt an der Gesundheitsbe-
richterstattung mit. Der Gesundheitsbericht wird mit 
den Empfehlungen und Stellungnahmen der Kommu-
nalen Gesundheitskonferenz dem Rat oder dem Kreis-
tag zugeleitet.“

Die Kommunale Gesundheitskonferenz weist damit in 
gewissem Umfang Parallelen zu den im Naturschutz-
recht NRW eingesetzten Landschaftsbeiräten26 auf, 
die sich paritätisch aus „Naturnutzern und -schüt-
zern“ zusammensetzen und Beratungsaufgaben 
gegenüber der unteren Landschaftsbehörde wahr-
nehmen. Diese Beiräte bei den unteren Landschafts-
behörden werden nach den Regelungen des Land-
schaftsgesetzes NRW27 in Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren beteiligt.

23  Vgl. hierzu: Gesundheitspolitischer Regelkreis (2009)
24  MAGS NRW, LIGA.NRW (2007)
25  Werse, W. (2010)
26  Vgl. hierzu: Funktion der Landschaftsbeiräte: Münster (2011) und Bochum 

(2005/2011)
27  Landschaftsgesetz NW (2000)  
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definierte ämterübergreifende Plattform gegeben, an 
die der Gesundheitssektor Anschluss suchen muss. In 
Bielefeld deutet sich über einen Bezug auf sozialräum-
liche Daten ebenfalls eine Ämterzusammenarbeit bei 
Datenerhebung, Datenhaltung und –interpretation an. 

 Multilayer – Konstrukt 

Der Kernbereich eines künftigen kommunalen Fach-
plans Gesundheit wird in seinen kartographierbaren 
Anteilen voraussichtlich ein Multilayer-Konzept ver-
folgen, wie es nachstehend (S. 32ff.) ansatzweise dar-
gestellt wird. Über Elemente eines aus anderen kom-
munalen Ämtern bereitgestellten Grundkartensatzes 
(unter anderem verwaltungspolitische Karte, topo-
graphische Karte, kommunaler Flächennutzungsplan, 
kommunaler Bebauungsplan, Karte der Bevölkerungs-
dichte, Verkehrswegekarten, Versorgungsstrangkar-
te [Wasser, Gas, Elektrizität], Erholungsgebiets- und 
Grünflächenausweisung) werden für Gesundheitsbe-
lange spezifische Karten zu legen sein: 

Das Initialkonzept geht bei diesem spezifischen ge-
sundheitsbezogenen Kartensatz von einer Basiskarte 
(a) mit kartographisch dargestellten Einrichtungen 
mit Bedeutung für sog. vulnerable Gruppen31 aus, die 
ergänzt wird durch eine Basiskarte (b), die Stadtteile 
und Quartiere ausweist, welche einen erhöhten Be-
darf für gesundheitsfördernde Maßnahmen aufweisen 
(vergleiche hierzu Abb. 9 auf S. 38). Aufbauend auf 
der Grundlage eines solchen zu erarbeitenden Basis-
kartensatzes (1) wird ein zunächst aus drei weiteren 
Karten bestehender Ergänzungskartensatz beschrie-
ben, der die Situation im Feld Gesundheit präzisiert: 
mit einer Karte (2) zu gesundheitsrelevanten Poten-
tialen, mit einer Karte (3) zu gesundheitsbezogenen 
Gefährdungen und Risiken sowie mit einer Karte (4) 
zu gesundheitsrelevanten Versorgungsstrukturen im 
kartographisch erschlossenen kommunalen Bereich. 

Im Multilayer-Verfahren ist es dann möglich, eine 
Karte aus dem Grundkartensatz (etwa die topogra-
phische Karte) mit einer weiteren Karte aus dem ge-
sundheitsspezifischen Kartensatz (etwa der Karte 
mit der räumlichen Verteilung von Einrichtungen mit 
Gesundheitsdienstleistungen) zu kombinieren bzw. 
zu verschneiden. So wird es möglich, eine Kartendar-
stellung zu erzeugen, die eine gewünschte Koppelung 
von Informationen in sich vereinigt und als detailhal-
tiges Präsentationsmaterial für den jeweiligen Zweck 
dienen bzw. aufbereitet werden kann. Wie auch sonst 
im Planungswesen üblich, gehört zu der jeweiligen 

31  Vulnerable Gruppen: Bevölkerungsgruppen, die im gesundheitsbezogenen 
Sinne als  verletzlich , vulnerabel angesehen werden. Konkret geht es in die-
sem Zusammenhang um Kinder und Jugendliche, ältere Menschen, Kranke 
und Behinderte, Schwangere, zum Teil sind auch sozial Benachteiligte ge-
meint, die aufgrund ihrer speziellen Situation im Vergleich zum Bevölkerungs-
mittel in verstärktem Ausmaß gesundheitlichen Risiken und Unfallgefahren 
ausgesetzt sind. Vergleiche hierzu: Stamm H. et al. (2003); Streich, W. (2006); 
Bencic, W. (2009); Fässler, S. et al. (2011)

sind in vielen kommunalen Ämtern GIS-Anwendungen 
seit Jahren im professionellen Alltagseinsatz30.

3.4 Vorarbeiten zu kommunalen Fach-
plänen „Gesundheit“ (LIGA.NRW)

Vor dem in den voran stehenden Abschnitten darge-
stellten Hintergrund wurde im Herbst 2009 im Auf-
trag das LIGA.NRW zunächst ein Initialkonzept zu 
einem Fachplan Gesundheit vorbereitet und formu-
liert. 

  Raumplanungsbezug 

Dieses Initialkonzept sah zunächst einen raumpla-
nungsorientierten Kernbereich des Fachplans Ge-
sundheit vor, der – vergleichbar mit Fachplänen in 
anderen Bereichen und Verwaltungssektoren – im 
Hinblick auf eine fachgerechte, planmäßige und kon-
sistente Einbringung von Gesundheitsbelangen in 
räumliche Planungsverfahren aufgestellt wird. Dieser 
Fachplankern sollte überwiegend Fakten in kartogra-
phierter Form enthalten, daneben aber auch einen 
Textteil aufweisen. 

Welche Komponenten ein solcher Kernbereich hin-
sichtlich einer Beteiligung der Gesundheitsbehörde an 
der räumlichen Planung letztendlich aufweisen wird, 
würde in der Praxis verschiedenen Einflüssen unter-
liegen: Bedarfslage und Machbarkeitsgesichtspunkte 
werden dazu führen, dass kommunale Gesundheits-
behörden je nach Gegebenheiten und Erfordernissen 
vor Ort abweichende Vorstellungen über die Essenti-
als entwickeln werden, die ihr „individueller“ Fachplan 
Gesundheit enthalten sollte. Bei der technisch etwas 
aufwändigeren Arbeit des Kartographierens von ge-
sundheitsrelevanten Fakten und Daten im kommu-
nalen Setting wird eine wesentliche Rolle spielen, auf 
welcher lokalen technischen Ausgangslage aufgebaut 
werden kann und wieweit sich eine produktive Koope-
ration mit den bisher für diese technischen Anwen-
dungen verantwortlichen kommunalen Ämtern vor Ort 
herstellen lässt. 

Interessanterweise sind in der Pilotphase 2010 zum 
Punkt der kommunalen Ämterzusammenarbeit be-
reits einige aufschlussreiche Praxiserfahrungen ge-
macht worden – in Solingen war dieses Thema bei-
spielsweise ein ausdrücklich benannter Schwerpunkt 
der eingeleiteten Vorarbeiten. Aber auch im Kreis 
Unna und in Bielefeld war die Ämterzusammenarbeit 
ein Thema der dortigen Erkundungsphase auf dem 
Weg zu einem späteren Fachplan Gesundheit: im Kreis 
Unna ist – ähnlich wie in Solingen – mit dem auf Geo-
daten basierenden Online-Bürgerportal bereits eine 

30  GIS: GeoInformationsSysteme   Informationssysteme zur Erfassung, Bearbei-
tung, Organisation, Analyse und Präsentation geografischer Daten. Vgl hierzu 
u. a. Bayerisches Staatsministerium für Finanzen et al. (2003)
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die im Bereich kommunaler Gesundheitsverwaltung 
bestehende breit gefächerte Organisationsstruktur, 
nach der sich Aufgaben und Leistungen gliedern, be-
reits vieles von dem determiniert, was auch auf pla-
nerischer Ebene von Bedeutung bzw. maßgeblich ist. 
Das heißt, dass das vielfältige Regelwerk und die Ver-
waltungsroutinen einer Gesundheitsbehörde zu zahl-
reichen gesundheitsbezogenen Sachfragen viele De-
tails eines Fachplans Gesundheit bereits festlegen. 

Zahlreiche Kommunen arbeiten inzwischen mit Pro-
dukthaushalten, die einen teilweise erheblichen, 
aufgabenbezogenen Planungsaufwand vorausset-
zen und eine Systematisierung der gesamten Auf-
gabenbreite und -erledigung erfordern. Über die für 
Controlling-Funktionen einsetzbare Grundform des 
Produkthaushalts-Instruments hinaus ergeben sich 
– bei Vorliegen einer solchen systematisierten Aufga-
benbasis einer Gesundheitsbehörde – gegebenfalls 
Möglichkeiten zur sinnvollen Nutzung dieser arbeits-
intensiven Vorarbeiten für den Aufbau eines künftigen 
Fachplans Gesundheit. Sind doch über die Definition 
von Produktgruppen die großen Aufgabenbereiche 
bezeichnet (wie: Maßnahmen der Gesundheitspfle-
ge) und über die Benennung von Produkten vorran-
gig zu behandelnde Aufgaben abgegrenzt worden 
(beispielsweise Gesundheitsförderung/Prävention; 
Gesundheitsberichterstattung; Schulärztliche Unter-
suchungen33; Epidemiologische Aktivitäten; Infekti-
onsschutz). Die einzelnen Produkte sind dabei in der 
Regel bereits mit Zielsetzungen und Maßnahmen un-
terlegt, zum Teil mit Kennzahlen34.

In einem solchen Sinne überträgt sich der vielerorts 
bereits vorhandene „Strukturplan“ einer Gesundheits-
behörde gewissermaßen auf die Gestalt des Fach-
plans Gesundheit. Ein Fachplan Gesundheit erfindet 
sich also nicht neu, sondern bündelt überwiegend 
bereits vorhandene Vorgaben, Regeln und Informati-
onen. Er führt sie in einer allerdings bisher nicht vor-
handenen schlüssigen und transparenten Weise zu-
sammen. Dieser über eine solche nach außen dekla-
rierbare „Fachplanung“ entstehende Effekt stärkerer 
Transparenz der eigenen Aufgaben und Zielsetzungen 
einer Gesundheitsbehörde hat wiederum eine Rück-
wirkung auf die innere Stringenz und Handlungsfähig-
keit dieser Behörde. 

Hier wird ein deutlicher Synergieeffekt erwartet, der 
sich letztlich als zusätzliches positives Motiv zum Auf-
bau eines Fachplans Gesundheit erweisen soll. Eine 
entsprechend positive Wechselwirkung wird auch für 
die Arbeit der kommunalen Gesundheitskonferenz 
erwartet. Dies wäre sozusagen eine „Wirkung nach 

33  LIGA.NRW (2011)   Dokumentation der schulärztlichen Untersuchungen NRW 
34  Muster für einen Produkthaushalt im Bereich kommunaler Gesundheit-

behörden unter URL: http://www.nkhr-bw.de/servlet/PB/show/1178154/
Kommunaler_Produktplan_Baden-Wuerttemberg.pdf  (S. 248ff.) sowie aus 
Nordrhein-Westfalen unter URL: http://www.akademie-oegw.de/Programm/
Public/Mayer%20Vom%20Output%20zum%20Outcome.pdf 

Kartendarstellung ein Begleittext, der eine eindeutige 
und nachvollziehbare Deutung des kartographischen 
Materials und der dort verzeichneten Sachverhalte 
sicherstellt. Natürlich ist es auch möglich, die in den 
gesundheitsspezifischen Karten gekennzeichneten 
Objekte mit einem Satz entsprechender Auflagen zu 
versehen, die mit der Kartendarstellung verbunden 
werden. Zum Beispiel die Ausweisung bestimmter 
Ruhezonen um sensible Objekte wie Krankenhäuser 
und Altersheime. Wie sich beispielsweise solche pla-
nerischen Bindungen technisch im Multilayer-Modus 
realisieren lassen, ist ein im Alltag der kommunalen 
Planungsämter, Vermessungs- und Katasterämtern 
liegendes Know-how, das partiell für geeignete An-
wendungen auch auf die Gesundheitsbehörden zu 
übertragen wäre. 

Ein Beispiel für eine partielle Realisierung der Dar-
stellung von Einrichtungen unter anderem des Ge-
sundheitswesens liefert die Region Bonn. Die entspre-
chende, ins Internet eingestellte interaktive Karte ent-
hält Ortsangaben unter anderem zu den in der Region 
vorhandenen Krankenhäusern, Arztpraxen und Apo-
theken32.

Soviel einleitend zur Kernzielsetzung des Fachplan-
Gesundheit-Konzepts, die eine Verwendung des auf-
zubauenden Kartenmaterials im Anwendungsbereich 
der Mitwirkung der kommunalen Gesundheitsbehör-
den an räumlichen Planungen vorsieht. In den ersten 
Überlegungen zu einem solchen Konzept war klar, 
dass bei der gegenwärtig ungünstigen Haushaltslage 
im Landesbereich wie besonders auch auf kommu-
naler Ebene eine öffentlich finanzierte Förderung der 
Entwicklung und der Einführung eines solchen bisher 
fehlenden planerischen Instruments als wenig rea-
listisch angesehen werden muss. Neben der Überle-
gung, für ein solches Entwicklungsvorhaben den Ver-
such zu unternehmen, Stiftungsgelder einzuwerben, 
entstand die Vorstellung, über mögliche Synergieef-
fekte Aufbau und Realisierung eines Fachplans Ge-
sundheit attraktiv für den kommunalen Gesundheits-
sektor zu gestalten. 

	Rückkopplung mit vorhandenen Strukturen – 
 beispielsweise mit kommunalen Produktplänen  
 Gesundheit

Leitgedanke war dabei zum einen, bereits auf kom-
munaler Ebene vorhandene Strukturbildner in die 
Fachplan-Entwicklung mit einzubeziehen und zum an-
deren, im Sinne einer positiven Wechselwirkung, die 
über die Fachplanentwicklung angestrebte zusätzliche 
Strukturbildung in positiver Weise mit den vorhan-
denen Strukturen und Organisationssystemen rück-
zukoppeln. Konkret entstand die Vorstellung, dass 

32  Interaktive Karte mit kommunalen Einrichtungen URL: 
http://region-bonn.de/cms/cms.pl?Amt=RAK2009&set=0_0_0_0&act=0
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eine solche Fachplanung besser definieren und ausge-
stalten lassen. 

Stellt der Fachplan Gesundheit in der Raumplanung 
eine wesentliche Argumentationshilfe für die Vertre-
ter der Gesundheitsbehörde dar, so könnte er – bei 
entsprechender Ausdifferenzierung – auch für bevöl-
kerungs- und zielgruppenspezifische Aktivitäten des 
Gesundheitssektors und für deren Darstellung gegen-
über anderen Verwaltungsteilen und letztendlich in 
der Bevölkerung eine ähnliche, fachlich-begründende 
Funktion übernehmen. Die Vorstellung, in der Praxis 
einen das ganze Handlungsspektrum einer Gesund-
heitsbehörde abdeckenden „Aktionsplan Gesundheit“ 
aufstellen und umsetzen zu können, wirkt allerdings 
aufgrund der Aufgabenfülle und der gegenwärtig all-
seits knappen Ressourcen des Öffentlichen Gesund-
heitsdienst etwas utopisch. Diese Vorstellung wird 
hier nur als Orientierungsgedanke eingeführt, der in 
konstruktiver Weise die Gestaltung besonders geeig-
neter Mustersegmente des Handelns einer Gesund-
heitsbehörde leiten soll. 

 Fachplan Gesundheit: Einbettung in bestehende 
 rechtliche Strukturen 

Zur Konstruktion eines Fachplans Gesundheit war zu-
nächst zu prüfen, welches Instrumentarium das gel-
tende Recht des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
in Nordrhein-Westfalen bereithält, das die untere Ge-
sundheitsbehörde für Erarbeitung und Fortschreibung 
eines Fachplans Gesundheit nutzbar machen kann. 
Wie bereits im Textabschnitt auf S. 22 ausgeführt, 
finden sich im nordrhein-westfälischen ÖGD-Gesetz 
in diesem Zusammenhang verwertbare Angaben zur 
Aufgabenstruktur der kommunalen Gesundheitsbe-
richterstattung und zu den Handlungsoptionen der 
Kommunalen Gesundheitskonferenz. 

Kommunale Gesundheitskonferenzen und kommu-
nale Gesundheitsberichterstattung können also im 

innen“, die der Aufbau eines Fachplans Gesundheit 
mit sich bringt. In der nachfolgenden Abbildung 3 sind 
diese erwarteten Effekte durch horizontale Doppel-
pfeile symbolisiert. 

 Fachplan und „Wirkung nach außen“

Ein weiterer zu erwartender positiver Effekt liegt in 
der „Wirkung nach außen“. Eine positive Außenwir-
kung war bereits im Kernanliegen zum Aufbau eines 
Fachplans Gesundheit auf kommunaler Ebene enthal-
ten: eine nennenswerte strukturelle und qualitative 
Verbesserung bei der Mitwirkung der Gesundheitsbe-
hörde an räumlichen Planungen. Hier geht es in erster 
Linie um die Aufhebung eines vielerorts seit längerer 
Zeit bestehenden, den Gesundheitssektor betref-
fenden strukturellen Defizits und eine Angleichung der 
fachlichen Möglichkeiten zum Vertreten gesundheit-
licher Belange an jene Standards, die andere (teilwei-
se konkurrierende) Träger öffentlicher Belange über 
ihre meist sehr differenzierten und technisch ausge-
zeichneten Fachpläne in planerische Abwägungssitua-
tionen einbringen. 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, über einen Fach-
plan Gesundheit eine Grundstruktur zu schaffen, die 
für Öffentlichkeitsarbeit und auf bestimmte Zielgrup-
pen ausgerichtete Aktivitäten eine wesentliche Unter-
stützung darstellen kann: im Extrem – der Anschau-
lichkeit wegen einmal in dieser Form erwähnt – hat 
der Fachplan Gesundheit nach außen eine Entspre-
chung in einem „Aktionsplan Gesundheit“. Das heißt, 
dass die im Fachplan Gesundheit verarbeiteten Regeln 
und Daten sich nicht nur für die Umsetzung im pla-
nerischen Bereich konkret – in der Fläche – abbilden 
und sich in der kommunalen Gestaltung materiell nie-
derschlagen, sondern dass sich darüber hinaus auch 
Arbeit und Kommunikation mit der Bevölkerung über 
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Abbildung 3: Beteiligte in der Fachplanung Gesundheit
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Planungen als abwägungsrelevant hervor. § 8 ÖGDG 
NRW (Mitwirkung an Planungen) weist den unteren 
Gesundheitsbehörden eindeutig die Aufgabe zu, sich 
in Stellungnahmen zu gesundheitsrelevanten Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren fachlich zu äu-
ßern.

 Zielgruppen und inhaltlicher Fokus künftiger 
 Fachpläne Gesundheit

Der Träger des Fachplans Gesundheit muss entschei-
den, auf welche Zielgruppe(n) oder inhaltlichen The-
men er den Fokus seiner Arbeit richtet. Aus den Auf-
gaben der Umweltbehörde ist erkennbar, dass dort 
der Blick auf die Gesamtbevölkerung gerichtet wird. 
Ausgangsüberlegung bezüglich der Zielgruppenent-
scheidung des Gesundheitssektors ist es dagegen, 
dass sich der Fachplan Gesundheit insbesondere mit 
der Situation so genannter „vulnerabler Gruppen“ 
auseinandersetzt und seinen Schwerpunkt auf solche 
räumlichen Bereiche legt, wo sich - bezogen auf diese 
Gruppen - eine Nutzungsverdichtung auffinden lässt. 
Daraus lässt sich folgendes Zielgruppenspektrum be-
schreiben:

•	 bezogen auf die Gesamtstadt bzw. den Landkreis: 
Einrichtungen für Kinder/Jugendliche, alte Men-
schen und kranke bzw. behinderte Menschen, ins-
besondere Kindergärten, Schulen, Jugendfreizeit-
zentren, Senioreneinrichtungen, Krankenhäuser und 
ambulante Kliniken,

Verfahren eines Fachplans Gesundheit entscheidende 
Aufgaben wahrnehmen, indem

•	 die Kommunale Gesundheitskonferenz die Schwer-
punkte der Gesundheitsberichterstattung so aus-
richtet, dass diese schrittweise die wesentlichen Da-
tengrundlagen für den Fachplan Gesundheit bereit-
stellen kann,

•	 die kommunale Gesundheitsberichterstattung ihre 
Arbeit planungs- und verstärkt handlungs- bzw. 
maßnahmenorientiert auslegt und hierfür brauch-
bare, operationalisierbare Ergebnisse liefert.

Aus Abbildung 3 wird ersichtlich, dass der Fachplan 
Gesundheit im unmittelbaren Zusammenhang zur 
kommunalen Gesundheitsberichterstattung (GBE) 
steht. Man kann – deutlicher pointiert – auch sagen, 
dass die GBE gemäß § 6, Abs. 1 ÖGDG NRW bereits 
wesentliche Grundelemente für einen Fachplan auf-
weist. 

Der Fachplan Gesundheit stellt, wie Abbildung 3 eben-
falls zeigt, ein eigenständiges, rechtlich nicht veran-
kertes Instrument der unteren Gesundheitsbehörde 
dar. Erst die sich aus einem solchen Fachplan erge-
benden Maßnahmen, Stellungnahmen etc. basieren 
ggf. auf einer spezialgesetzlichen Grundlage. Dies gilt 
insbesondere für die Mitwirkung an Planungs- und 
Genehmigungsverfahren. Denn sowohl das Bauge-
setzbuch als auch die einschlägigen Fachgesetze 
(wie beispielsweise das Bundesimmissionsschutzge-
setz) heben Gesundheitsaspekte bei Projekten und 
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Robert-Schumann-Straße 7
38444 Wolfsburg

KiTa Der marTin-luTher-KirChe
Schachtweg 44
38440 Wolfsburg

Kita der christusKirche
An der Christuskirche 5
38440 Wolfsburg 

Kita der KreuzKirche
Martin-Luther-Straße 19
38440 Wolfsburg

Kita der st. annenKirche
Reislingerstraße 28a
38446 Wolfsburg

KiTa Der JohannesKirChe
Am Ziegelteich 1
38444 Wolfsburg

KiTa Der paulusKirChe –
KinDer- unD FamilienzenTrum
Samlandweg 8
38440 Wolfsburg

KiTa Der heilig-geisT-KirChe
Röntgenstraße 81
38440 Wolfsburg

Kita der stephanusKirche i
Robert-Schuman-Straße 37
38444 Wolfsburg

Kita der stephanusKirche ii
Bonhoefferstraße 30
38444 Wolfsburg

Kita der st. MarienKirche
Schulenburgallee 23
38448 Wolfsburg

Kita der st. thoMasKirche
Rolf-Nolting-Straße 15
38448 Wolfsburg

Kita der bonhoeFFerKirche
Plauener Straße 1
38444 Wolfsburg

KiTa Der miChaelis-
KirchengeMeinde
Berliner Straße 1
38442 Wolfsburg

KerKenKita
Feldscheide 2
38442 Wolfsburg

KiTa Der JohannesKirChe
Erlenweg 14
38448 Wolfsburg

Kita der st. petrusKirche
Hermann-Löns-Straße 2
38448 Wolfsburg

Kita regenbogenLand
Rothe Kuhlen 49
38448 Wolfsburg

Kita der st. MarKusKirche
Gerta-Overbeck-Ring 15
38446 Wolfsburg

KiTa Der sT. ChrisTophorus-KirChe
Kettelerstraße 1
38440 Wolfsburg

KiTa Der sT. JosephKirChe
Oppelner Straße 17
38440 Wolfsburg

Kita der st. bernWardKirche
Schulenburgallee 7
38448 Wolfsburg

Kita der st. heinrichKirche
Am Stemmelteich 2a
38444 Wolfsburg

Kita der st. raphaeLKirche
John-F.-Kennedy-Allee 7
38444 Wolfsburg

Kita der st. eLisabethKirche
Weimarer Straße 13
38444 Wolfsburg

Kita der st. MichaeLKirche
Marienborner Straße 28
38448 Wolfsburg

KaTholisChe KiTa eDiTh-sTein
Nelly-Sachs-Straße 25
38446 Wolfsburg

DrK-KiTa norDsTeimKe
Steinbeker Straße 39
38446 Wolfsburg

DrK-KiTa heiligenDorF
Grüner Jäger 7
38444 Wolfsburg

heilpÄD. KiTa rappelKisTe –
LebenshiLFe e.v.
Goethestraße 10a
38440 Wolfsburg

DrK-KiTa WesThagen
Rostocker Straße 15
38444 Wolfsburg

DrK-KiTa neinDorF
Schulstraße 14
38446 Wolfsburg

Kita hehLingen e.v.
Am Kindergarten 1
38446 Wolfsburg

DrK-KiTa FallersleBen-WesT
Helgolandstraße 11
38442 Wolfsburg

DrK-KiTa haTTorF
Krugstraße 2b
38444 Wolfsburg

städtische Kita KranKenhaus
Sauerbruchstraße 7
38440 Wolfsburg

DrK-KiTa FallersleBen-osT
Krummer Morgen 6
38442 Wolfsburg

DrK-KiTa Burg neuhaus
Burgallee 2
38446 Wolfsburg

städtische Kita FaLLersLeben
Hofekamp 6
38442 Wolfsburg

DrK-KiTa sanDKamp
Stellfelder Straße 33
38442 Wolfsburg

WaLdorFKindergarten e.v.
Masurenweg 9
38440 Wolfsburg

städtische Kita vorsFeLde
Carl-Grete-Straße 24
38448 Wolfsburg

DrK-KiTa ehmen
Siebsberg 17
38442 Wolfsburg

Kita Kunterbunt
Forsthausweg 4
38446 Wolfsburg

DrK-KiTa mörse
Im Dorfe 15
38442 Wolfsburg

schMuddeLKinder e.v.
Amtsstraße 33
38448 Wolfsburg

Kita der st. Marien KirchengeM.
Großer Winkel 19
38442 Wolfsburg

aWo-KiTa am guTshoF
Am Gutshof 12
38448 Wolfsburg

aWo-KiTa DeTmeroDe
Theodor-Heuss-Straße 95
38444 WOlfsburg

aWo-KiTa WesThagen
Stralsunder-Ring 8a
38444 Wolfsburg

Kindergarten der diaKonie
Erich-Bammel-Weg 2
38446 Wolfsburg

KinderKrippe der diaKonie
Erich-Bammel-Weg 2
38446 Wolfsburg

FerDinanD-porsChe-realsChule
Kettelerstraße 2
38440 Wolfsburg

ratsgyMnasiuM
Pestalozziallee 2
38440 Wolfsburg

pestaLozzischuLe
schWerpunKt Lernen

Heinrich-Heine-Straße 2
38440 Wolfsburg

peTer-pan-sChule
schWerpunKt geistige entWicKLung

Am Lerchengarten 28
38448 Wolfsburg

FrieDriCh-Von-sChiller-sChule
schWerpunKt KÖrperLiche und Motorische entWicKLung

Walter-Flex-Weg 8
38446 Wolfsburg
Im Eichholz 7
38448 Wolfsburg

TheoDor-heuss-gymnasium
Martin-Luther-Straße 23
38440 Wolfsburg

gyMnasiuM vorsFeLde, dpd. Kreuzheide

Franz-Marc-Straße 2
38448 Wolfsburg

alBerT-sChWeiTzer-gymnasium
Halberstädter Straße 30
38444 Wolfsburg

gyMnasiuM FaLLersLeben
Karl-Heise-Straße 32
38442 Wolfsburg

gyMnasiuM vorsFeLde
Im Eichholz 7
38448 Wolfsburg

gyMnasiuM eichendorFFschuLe
Frauenteichstraße 4a
38440 Wolfsburg

neue schuLe WoLFsburg
Heinrich-Heine-Straße 36
38440 Wolfsburg

Leonardo da vinci gesaMtschuLe
Örtzestraße 1a
38448 Wolfsburg

Leonardo da vinci grundschuLe
Örtzestraße 1a
38448 Wolfsburg

henri-DunanT-realsChule
Halberstädter Straße 30
38440 Wolfsburg

hauptschuLe vorsFeLde, dpd. Kreuzheide

Franz-Marc-Straße 2
38448 Wolfsburg

reaLschuLe vorsFeLde, dpd. Kreuzheide

Franz-Marc-Straße 2
38448 Wolfsburg

hauptschuLe Westhagen
Halberstädter Straße 30
38440 Wolfsburg

hoFFmann-Von-FallersleBen-
reaLschuLe
Karl-Heise-Straße 32
38442 Wolfsburg

hauptschuLe FaLLersLeben
Karl-Heise-Straße 32
38442 Wolfsburg

reaLschuLe vorsFeLde
Im Eichholz 7
38448 Wolfsburg

hauptschuLe vorsFeLde
Im Eichholz 7
38448 Wolfsburg

eiChenDorFF-realsChule
Frauenteichstraße 4a
38440 Wolfsburg

grundschuLe süLFeLd
Dorfstraße 8
38442 Wolfsburg

aLtstadtschuLe vorsFeLde
Wolfsburger Straße 4
38448 Wolfsburg

heidgartenschuLe
Zum Heidgarten 42
38448 Wolfsburg

MoorKäMpeschuLe
Schlesierstraße 24
38448 Wolfsburg

grundschuLe Wendschott
Am Teiche 3a
38448 Wolfsburg
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35.
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34.
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23.

24.

25.

26.

LaagbergschuLe
Masurenweg 9
38440 Wolfsburg

4.

grundschuLe aLt WoLFsburg
Am Lerchengarten 30
38448 Wolfsburg

5.

heLLWinKeLschuLe
Schreberstraße 1
38446 Wolfsburg

6.

heLLWinKeLschuLe, dpd. nordsteiMKe

An der Kirche 1
38446 Wolfsburg

WaLdschuLe eicheLKaMp
Düsterhoopring 11a
38440 Wolfsburg

7.

15.

heLLWinKeLschuLe, dpd. hehLingen

Am Kindergarten 1
38446 Wolfsburg

eriCh-KÄsTner-grunDsChule
Bonhoefferstraße 33
38444 Wolfsburg

hans-C.-anDersen-sChule
Strahlsunder Ring 45
38444 Wolfsburg

regenbogenschuLe
Dessauer Straße 1
38444 Wolfsburg

grundschuLe ehMen
Mörser Straße 50
38442 Wolfsburg

grundschuLe FaLLersLeben
Am alten Gut 10 / Schloßplatz 1
38442 Wolfsburg

grundschuLe hattorF
Schultwetge 1
38444 Wolfsburg

grundschuLe heiLigendorF
Grüner Jäger 17
38444 Wolfsburg

grundschuLe MÖrse
An der Lehmkuhle 11
38442 Wolfsburg

grundschuLe hasenWinKeL
Schulstraße 16
38446 Wolfsburg

KäFerschuLe reisLingen, dpd. neuhaus

Parkweg 1a
38446 Wolfsburg

KäFerschuLe reisLingen
Lavinia-Fontana-Straße 1
38446 Wolfsburg

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

16.

17.

18.

20.

19.

Legende
Ganztagsschule

Halbtagsschule

Trägerschaft der Kirche

Trägerschaft der Stadt

Trägerschaft der freien Wohlfahrtsverbände

Kindertagesstätte mit Kinderkrippe

Kindertagesstätte mit Integrationsgruppe

schuLen
Kitas & Krippen

05361 / 308960

05361 / 856910

05361 / 848849

05361 / 3039111

05361 / 8660511

05361 / 8484870

05363 / 4337

05363 / 40630

05361 / 772191

05361 / 8770215

05361 / 873230

05362 / 967020

05362 / 967030

05308 / 2767

05361 / 848881

05363 / 4222

05363 / 72813

05362 / 5620

05363 / 976830

05363 / 976840

05363 / 7697

05363 / 2880

05361 / 29710

05361 / 87310

05361 / 36658

05361 / 775403

05361 / 8660031

05361 / 8660026

05361 / 868255

05361 / 873440

05362 / 963130

05363 / 944120

05361 / 298030

05361 / 873430

05361 / 868245

05362 / 963150

05363 / 944140

05361 / 29710

05361 / 281911

05361 / 29730

05361 / 868230

05361 / 873410

05362 / 963170

05363 / 944130

05361 / 29710

05361 / 8998910

05361 / 23789

05361 / 866090

05361 / 856910

priMarbereich

seKundarbereich i

05363 / 944150

05365 / 1443

05365 / 8901

05361 / 774075

05361 / 14380

05361 / 8933370

05361 / 32437

05631 / 54191

05631 / 48258

05361 / 31318

05361 / 48491

05361 / 72189

05361 / 71898

05631 / 61375 

05363 / 989971

05361 / 774030

05632 / 65473

05362 / 501680

05363 / 73778

05363 / 2699

05363 / 704380

05363 / 1043

05361 / 206740

05361 / 32367

05361 / 61695

05361 / 49600

05361 / 74863

05361 / 774060

05363 / 61077

05363 / 97110

05362 / 666785

05361 / 61545

05361 / 71353

05361 / 774100

05361 / 5011379

05361 / 5011276

05363 / 40300

05361 / 772675

05362 / 2340

05362 / 3980

05361 / 35044

05362 / 4884

05361 / 71077

05365 / 480

05365 / 8469

05308 / 3995

05363 / 71631

05361 / 37073

05365 / 8020

05363 / 71741

05361 / 12564

05363 / 71554

05361 / 3089980

05362 / 51922

05363 / 2267 

Abbildung 4: Stadt Wolfsburg – Schul- und KITA-Standorte (rot= Schulen, grün= KITAs)
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•	 bezogen auf bestimmte Stadtteile/Quartiere: Sozi-
alräume, die der schwerpunktorientierten Gesund-
heitsförderung bedürfen35 (vgl. hierzu auch S.24 und 
Abb. 2 zur Gesundheitsplanung im Telli-Quartier der 
Stadt Aarau); hierzu können auch im planungsrecht-
lichen Sinne „reine Wohngebiete“36 und solche Stadt-
bereiche gehören, die über einen Wohnanteil verfü-
gen.

 Elemente künftiger Fachpläne Gesundheit 

(1) Grundlagenerarbeitung

Für die Grundlagenerarbeitung (1)37 des Fachplans Ge-
sundheit ergibt sich aus der oben genannten Zielgrup-
penbestimmung der Bedarf zur Erstellung von zwei 
Basiskarten:

•	 Basiskarte (a): Einrichtungen für vulnerable Grup-
pen38, d. h. für Kinder/Jugendliche, alte Menschen 
und kranke beziehungsweise behinderte Menschen;  
 
Kriterien der Vulnerabilität sind: 

•	 geringe Mobilität,
•	 gesundheitliche Beeinträchtigung. 

•	 Basiskarte (b): Stadtteile/Quartiere, die der schwer-
punktorientierten Gesundheitsförderung bedürfen; 

Kriterien für die Ausweisung dieses Bedarfs sind: 

•	 Bereiche mit hohem Anteil einkommensschwacher 
Bewohner, 

•	 Gebiete mit hohem Anteil an Menschen mit Migra-
tionshintergrund,

•	 reine Wohngebiete (gem. Baunutzungsverord-
nung),

•	 sonstige Gebiete mit Wohnanteil über 80 %. 

Grundsätzlich steht in Kommunen mit gut ausgebauter 
Gesundheitsberichterstattung alternativ auch eine an-
dere Vorgehensweise zur Auswahl: ein an inhaltlichen 
Themen orientiertes Vorgehen beim Aufbau von Fach-
plan und Karten. Dies setzt voraus, dass die Gesund-
heitsberichterstattung bereits wesentliche Vorarbeiten 
geliefert hat und über bestimmte Indikatoren besonde-
re Interventionsschwerpunkte in der Kommune bereits 
identifiziert worden sind. Wenn eine solche datenge-
stützte Defizitanalyse vorliegt, erleichtert dies die prä-
zise Anlage der Basiskarten (1), und auch die Daten-
grundlagen für die Karten zu Potenzialen, Risiken und 
Versorgungsanalyse/-strukturen (2a - c) lassen sich 
mit wenig(er) Aufwand für eine Kartografie bereitstel-
len.    

35  vgl. hierzu auch die Plattform  Gesundheitliche Chancengleichheit  (URL: 
www.gesundheitliche-chancengleichheit.de) 

36  gemäß Baunutzungsverordnung zum Baugesetzbuch
37  Eingeklammerte Zahlenangaben auf dieser und den beiden folgenden Seiten 

beziehen sich auf Abb. 9 auf S. 38 Ablaufschema Fachplan Gesundheit 
38  Vulnerable Gruppen: Definition siehe Fußnote 31 auf Seite 28

(2) Kartierung zu den Potentialen der lokalen „Situa-
tion Gesundheit“

Die Karte (2) zur gesundheitlichen Situation/Potenti-
ale dient als Arbeitsplan des Bereichs Gesundheit zur 
Ersteinschätzung der lokalen gesundheitlichen Bedin-
gungen. Sie trägt die verschiedenen sektoralen Sach-
verhalte und Potentiale überlagernd zusammen, zum 
Beispiel

•	 bewegungsfördernde Infrastruktur wie Sport-, Spiel- 
und Bolzplätze, Hallen- und Freibäder und andere 
Einrichtungen

•	 Freiraum- und Grünversorgung

•	 lärmarme Ruhebereiche

•	 gering belastete Stadträume bzgl. Schall- und 
Schadstoffimmissionen

•	 Wegebeziehungen (Fahrrad-/Fußwege) zu Schulen, 
Freizeitzentren etc.

•	 bioklimatisch günstige Zonen und bioklimatische 
Ausgleichsräume

•	 Trinkwasserversorgungsstruktur.
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(4) Erfassung der Gesundheitliche Versorgungs-
struktur
 
Inhalte des Arbeitsplanes (4) zur gesundheitlichen  
Versorgungsstruktur sind vor allem:

•	 Gesundheitliche Einrichtungen wie Kliniken, Ärzte-
häuser, ambulante Versorgungseinrichtungen ein-
schließlich der Anbindung über den öffentlichen 
Nahverkehr

•	 Lage und Erreichbarkeit von Notdiensten; Rettungs-
dienstnetzdichte

•	 Lage von Katastrophenschutzeinrichtungen (ein-
schließlich Evakuierungsplänen nach Seveso-II-
Richtlinie)

•	 Verteilung von Notbrunnen.

(5) Leitmodell Gesundheit

Das Leitmodell Gesundheit fasst die wesentlichen 
Analyseergebnisse aus der Fachplanung Gesundheit 
zusammen und bündelt die grundlegenden Aussagen 
für eine Zieldiskussion. Es enthält

•	 die Entwicklung von Gesundheitszielen

(3) Kartierung zu Gefährdungen und Risiken inner-
halb der lokalen „Situation Gesundheit“

Die Karte (3) zur gesundheitlichen Situation/Gefähr-
dungen, Risiken ist eine wesentliche Ergänzung der 
vorgenannten Karte (2). Sie dient ebenfalls als Ar-
beitsplan des Fachbereichs Gesundheit und stellt die 
wesentlichen Informationen zu gesundheitlich bela-
stenden Faktoren zusammen, zum Beispiel:

•	 Sozialräumliche Kartierungen (beispielsweise resul-
tierend aus den Schuleingangsuntersuchungen) be-
züglich Übergewicht und ähnlichen Parametern

•	 Bereiche mit auffälliger Kriminalitätsrate

•	 Sicherheit: Verteilung von Unfallhäufigkeiten

•	 Trinkwasser: Kartierung noch vorhandener Bleilei-
tungen/andere Schadstoffe bzw. Auffälligkeiten in 
der Trinkwasserüberwachung 

•	 kartierte Wärmeinseln

•	 Summenschallpegel im Bereich der Lärmimmissi-
onen

•	 Flächen mit hoher Schadstoffbelastung

•	 Altlastenflächen und Altlastenverdachtsflächen, die 
entweder bewohnt sind, als Spielplätze genutzt wer-
den oder einer gärtnerischen Nutzung unterliegen.

Abbildung 8: „Wärmeinseln“ in Stuttgart – dargestellt durch die Anzahl der Tage mit  

  Wärmebelastung im Jahr 2008

Bestehende Planungsansätze im Gesundheitssektor
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(7) Mitwirkung an Planungs- und Genehmigungsver-
fahren

Resultierend aus den Ergebnissen von Analyse, Ziel-
diskussion und räumlicher Verortung von Räumen 
mit Handlungsbedarf kann der Fachplan Gesundheit 
entweder fallbezogen (beispielsweise innerhalb eines 
Planfeststellungsverfahrens für ein Straßenprojekt) 
oder als eigener Fachbeitrag (beispielsweise für eine 
künftige Novellierung des Flächennutzungsplanes 
oder als Beitrag zur Regional- oder Gebietsentwick-
lungsplanung) angelegt werden.

  Adaptation eines Fachplans Gesundheit an die  
 Haushaltssituation der Kommune

Beim Aufbau eines Fachplans Gesundheit und bei 
der Entscheidung über seine lokalen Prioritäten wird 
neben einer politisch bzw. inhaltlich geprägten Sicht 
immer auch die Ressourcenfrage im Vordergrund ste-
hen: die Personaldecke in den verantwortlichen Be-
hörden ist generell eng; für den Arbeitsbereich der 
Mitwirkung an Planungsprozessen gilt dies insbeson-

•	 die Darstellung sektoraler Zielaussagen (zum Bei-
spiel für den Bereich Lärmimmissionen)

•	 Verortung des Leitmodells in einer groben räum-
lichen Darstellung (5) mit Hinweisen auf Bereiche 
mit besonderem Schutzerfordernis, gegebenen-
falls Ausgleichsräumen im Nahbereich belasteter 
Flächen und weiteren räumlichen Handlungspriori-
täten.

(6) Maßnahmenschwerpunkte

Die oben beschriebenen Grundlageninformationen 
und die daraus entwickelten Gesundheitsziele führen 
idea lerweise zu einem Bündel an Maßnahmen, Prio-
ritäten und Schwerpunkten. Die Karte der Maßnah-
menschwerpunkte (6) sollte eine überschaubare, das 
heißt vor allem handhabbare Anzahl solcher Schwer-
punkte darstellen.

 
  
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 

 
 
 
 
Abb. 9: Ablaufschema Fachplan Gesundheit 

Grundlagenerarbeitung (1) 
 

 Basiskarte (a) Einrichtungen für vulnerable Gruppen 
 Basiskarte (b) Stadtteile und Quartiere mit erhöhtem Bedarf an  

      Gesundheitsförderung 

Karte (2) 
Situation Gesundheit 
 

 Potentiale 
 
 

Karte (3) 
Situation Gesundheit 
 

 Gefährdungen,  
      Risiken 

Karte (4) 
Situation Gesundheit 
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      strukturen und 
      -analysen 

Leitmodell Gesundheit (5) 
 
 

 räumliche Verortung fachlicher und sektoraler Gesundheitsziele 

Maßnahmen (6) 
 
 

 Prioritäten 
 Maßnahmenschwerpunkte 

Beitrag zu Planungs- und 
Genehmigungsverfahren (7) 
 

 Fachbeitrag zu Planungs- und 
      Genehmigungsverfahren 

Abbildung 9: Ablaufschema Fachplan Gesundheit
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erprobt werden. Diese etwa zweijährige Pilotphase be-
darf der externen Steuerung und Koordination.

(c) Sinnvoll erscheint ein modularer Aufbau, begin-
nend mit dem Bereich „Mitwirkung an Planungs- und 
Genehmigungsverfahren“, jedoch mit dem Ziel, mit-
telfristig möglichst alle wesentlichen Arbeitsfelder des 
Bereichs Gesundheit im Fachplan abzubilden.

(d) Die Pilotphase des Projekts Fachplan Gesundheit 
sollte von einem Fachbeirat begleitet werden.

(e) Die Pilot- und Aufbauphase zum Fachplan Ge-
sundheit sollte sich neben den im Bericht dargelegten 
fachlichen Arbeitsschritten mit der Frage beschäfti-
gen, in welcher Form und in welchem Umfang partizi-
patorische Ansätze verfolgt werden. Dies gilt sowohl 
intern (Verwaltung, Ausschüsse, Kommunale Gesund-
heitskonferenz) wie auch extern (interessierte Bürger, 
Einrichtungen). 

(f) Ein besonderer Fokus des Fachplans Gesundheit 
liegt insbesondere auf den so genannten vulnerablen 
Gruppen39. Dies ergibt sich bereits aus § 2, Abs. 2 
ÖGDG NRW, wo der Schutz insbesondere von sozial 
schwachen und schutzbedürftigen Personen ange-
sprochen wird.

(g) Eine mit der jeweiligen Haushaltssituation der 
Kommune, in der ein Fachplan Gesundheit eingeführt 
werden soll, verträgliche Strategie muss gefunden 
werden: zum einen geht es um mehr Effizienz bei den 
über § 8 ÖGDG NRW aufgetragenen behördlichen Auf-
gaben bei der gesundheitsbezogenen Mitwirkung an 
Planungen, zum anderen wird bei den über den rei-
nen Planungsaspekt hinausgehenden Funktionen des 
künftigen Fachplans von einer gesteigerten Effizienz 
bei der Ausübung des Aufgabenspektrums der Ge-
sundheitsbehörde ausgegangen. 

39  Definition Vulnerable Gruppen s. S. 28 Fußnote 31

dere. Zahlreiche Kommunen befinden sich im Verfah-
ren der Haushaltssicherung, was ihren Spielraum bei 
der Bearbeitung zusätzlich einengt. Die gegenwärtig 
in vielen Kommunen laufende Aufgabenkritik führt zu 
weiterem Bedarf nach überzeugender Argumentati-
on: neue Aufgaben können danach, wenn überhaupt, 
nur dann übernommen werden, wenn sie entweder 
gesetzlich verpflichtend sind oder an anderer Stelle 
zu Entlastungen führen. Der Fachplan Gesundheit soll 
und wird an verschiedenen Stellen zur Verwaltungs-
vereinfachung beitragen und somit die verlangten Sy-
nergieeffekte aufweisen, die seine Einführung ermögli-
chen. Entsprechende Analysen und Berechnungen im 
Sinne von Aufwand-Nutzen-Bewertungen sind für die 
Pilotphase 2 vorgesehen.

Der Fachplan Gesundheit bezieht sich unter anderem 
auf die Paragraphen 8 (Mitwirkung an Planungen), 
21 (Gesundheitsberichterstattung) und 2 (u.a. Ge-
sundheitsschutz und –förderung) des ÖGDG NRW 
als gesetzliche Grundlage. Seine Einführung wird in 
der endgültigen Ausgestaltung deutlich über das Auf-
gabenfeld der Mitwirkung an Planungs- und Geneh-
migungsverfahren und den vorstehend erläuterten 
raumplanungsbezogenen Kernbereich des Initialkon-
zepts hinausreichen und damit zusätzlich wesentliche 
Teile der behördlichen Gesundheitsaufgaben abbil-
den. Hieraus kann auf eine verstärkte Effizienz bei der 
künftigen Aufgabenerledigung der Gesundheitsbehör-
de geschlussfolgert werden.

 Empfehlungen zum weiteren Vorgehen 
 (Stand: Dezember 2009) 

(a) Der im Bericht beschriebene Aufbau eines Fach-
plans Gesundheit erscheint für den Bereich Gesund-
heit in Kreisen und kreisfreien Städten aus mehreren 
Gründen unbedingt erwägenswert:

•	 Die Analyse der kommunalen Aufgabenwahrneh-
mung hat gezeigt, dass wesentliche gesellschafts-
relevante Handlungsfelder, wie z. B. Jugend, Kultur, 
Soziales und Umwelt, durch Fachpläne gesteuert 
werden.

•	 Ein Fachplan Gesundheit kann „nach innen“ wirken 
und als Steuerungsinstrument der örtlichen Ge-
sundheitsaufgaben dienen; er kann darüber hinaus 
„externe Wirkung“ entfalten, indem er beispielswei-
se als Fachbeitrag zu Genehmigungsverfahren be-
ziehungsweise zur kommunalen und regionalen Ge-
samtplanung fungiert. Für diese Doppelfunktion gibt 
es in der kommunalen Planungspraxis erprobte Bei-
spiele (beispielsweise die Landschaftsplanung).

(b) Das Konzept eines örtlichen Fachplans Gesund-
heit ist innovativ. Sein Aufbau sollte deshalb mit zu-
mindest einer kreisfreien Stadt und einem Landkreis 

Bestehende Planungsansätze im Gesundheitssektor
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Zur Vorbereitung eines Konzepts für einen Fachplan 
Gesundheit wurden im Jahre 2009 Fachgespräche 
durchgeführt. Der Teilnehmerkreis setzte sich zu-
sammen aus planungserfahrenen PraktikerInnen aus 
nordrhein-westfälischen Gesundheitsämtern, aus 
KoordinatorInnen kommunaler Gesundheitskonfe-
renzen sowie weiteren ExpertInnen mit kommunaler 
Verwaltungserfahrung. Das erste dieser Gespräche 
fand als Arbeitsgruppe „Fachplan Gesundheit“ der 
Tagung „Gesundheit im Setting Stadt/Stadtquartier“ 
am 08.9.2009 in Bielefeld statt; die weiteren Fachge-
spräche folgten am 05.10. und 03.11.2009 in Bielefeld 
sowie am 03.12.2009 in Mettmann.

Die Fachgespräche machten deutlich, dass sich die im 
Aufgabenbereich „Mitwirkung an Planungen“ tätigen 
MitarbeiterInnen kommunaler Gesundheitsbehörden 
häufig mehr Rückhalt für ihre Arbeit wünschen. Die 
Entwicklungsbedingungen für den Aufbau von Fach-
plänen Gesundheit wurden öfter als schwierig einge-
schätzt: Machbarkeitsgesichtspunkte, Realisierungs-
aspekte, Fragen zur praktischen Umsetzbarkeit eines 
Fachplans Gesundheit in Kommunen prägten größe-
re Passagen der Gespräche. Gleichzeitig wurden die 
Schwächen des Status quo deutlich gesehen.

Vor diesem Hintergrund gab es unterschiedliche Re-
aktionen auf den Entwicklungsgedanken eines künf-
tigen Fachplans: Die besondere Rolle einer Landes-
initiative zur Verbesserung der kommunalen Situati-
on über eine strukturelle Hilfe bei der Einführung von 
Fachplänen Gesundheit wurde begrüßt. Gleichzeitig 
wurde betont, dass eine Mittelzuweisung hilfreich 
wäre, um ein solches Instrument erfolgreich umzu-
setzen. Ein Fachplan Gesundheit könnte das oft aus-
geprägte Übergewicht einer rein umweltbezogenen 
Denkweise, die häufig das kommunale Planungsge-
schehen dominiere, auf ein angemessenes Maß redu-
zieren helfen und damit die originären Anliegen einer 
Gesundheitsbehörde in Planungszusammenhängen 
besser zur Geltung bringen.

Weiterhin wurde ausgeführt, die Einführung eines 
Fachplans Gesundheit müsse die Leitungsebene der 
Gesundheitsbehörde, insbesondere auch den ärzt-
lichen Dienst mit einschließen. Die Einbeziehung der 
Kommunalen Gesundheits konferenzen und ihrer Ko-
ordinatorInnen bzw. Geschäftsstellen in die Entwick-
lungsbemühungen für einen Fachplan Gesundheit 
könnte strategisch sinnvoll sein.

4. Fachgespräche zum Thema „Fachplan Gesundheit“, 2009

In einigen Regionen Nordrhein-Westfalens finden 
Gebiets- bzw. Organisa tionsstrukturreformen statt 
(Städteregion Aachen; Städteregion Ruhr; Rem-
scheid/ Solingen/ Wuppertal), die teilweise die den 
Gesundheitssektor strukturierende Rollenverständ-
nisse auflösen und innovative Organisationsformen 
benötigten. Ein ergebnisorientierter Fachplan Ge-
sundheit könnte hierbei hilfreich werden. Eine ausrei-
chende Operationalisierung könnte die Realisierungs-
chancen eines solchen Instruments erhöhen: zu viel 
„kreative Freiheit“ könnte die örtliche Umsetzung 
eher behindern.

Durch das Gespräch mit einem auf die Koordina-
torInnen nordrhein-westfäli scher Kommunaler Ge-
sundheitskonferenzen und MitarbeiterInnen ande-
rer kommunaler Behörden erweiterten Kreis wurde 
deutlich, dass die mit räumlicher Planung befassten 
Amtsbereiche in ihrer eigenen Logik und mit ihren 
spezifischen Problemen bereits in ihrer unmittelbaren 
„Behördennachbarschaft“ häufig kaum verstanden 
werden. Das bedeutet, dass das räumliche Planungs-
wesen, die planerischen Verfahrensabläufe und die 
darin zu erbringenden Spezialaufgaben in anderen 
Segmenten des Gesundheitssektors und der kommu-
nalen Behördenlandschaft oft nur unzureichend nach-
vollzogen werden können. 

In diesem Dilemma scheint es notwendig, verbin-
dende Arbeitsinstrumente wie die Gesundheits-
berichterstattung gezielt einzusetzen. In gewisser 
Hinsicht ist die sachgerechte Beteiligung des Ge-
sundheitssektors an räumlicher Planung ein weiteres 
Anwendungsgebiet der kommunalen Gesundheits-
berichterstattung. Eine verstärkte Nutzung entspre-
chender Daten in planerischen Zusammen hängen för-
dert die Anreicherung von Argumentationen aus dem 
Gesundheitssektor mit Daten und Fakten; deren Um-
setzung in geeignetes Kartenmaterial wiederum för-
dert Verständlichkeit und Transparenz.

Weitere Hinweise aus Perspektive der Kommunalen 
Gesundheitskonferenzen:

•	 Ein als Landesinitiative ausgewiesenes Pilotprojekt 
Fachplan Gesundheit könnte die Zusammenarbeit 
kommunaler Ämter positiv beeinflussen und den 
Nutzen für die Kommune(n) insgesamt verdeutli-
chen.
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über soziale Gegebenheiten sowie die damit verbun-
denen gesundheitlichen Risiken42. Eine Komplettie-
rung dürfte sich im Lauf der Zeit ergeben.

Bei der Priorisierung möglicher Themen für einen 
Fachplan können vorliegende Ergebnisse der Gesund-
heitsberichterstattung wie auch Meinungsbildungs-
prozesse und Gewichtungen im Rahmen der Kommu-
nalen Gesundheitskonferenz entscheidende Hinweise 
liefern. Weitere Kriterien für die Auswahl prioritärer 
Themen könnten sein: Größe der jeweiligen Zielgrup-
pe; örtliche Belastungsspitzen; Verbesserungsansätze 
in sozial besonders benachteiligten Quartieren43; Mil-
derung gesundheitsrelevanter räumlicher Benachteili-
gungen im Stadtgebiet, wie beispielsweise Mangel an 
öffentlichen Grünflächen oder an Spielplätzen44.

Zahlreiche Kommunen befinden sich im Verfahren 
der Haushaltssicherung, was ihren Spielraum bei der 
Bearbeitung einengt. Die gegenwärtig in vielen Kom-
munen laufende Aufgabenkritik führt zu weiterem Be-
darf nach besonders überzeugender Argumentation: 
neue Aufgaben können nur dann übernommen wer-
den, wenn sie entweder gesetzlich verpflichtend sind 
oder an anderer Stelle zu Entlastungen führen. Der 
Fachplan Gesundheit bezieht sich unter anderem auf 
die ÖGDG-Paragraphen 8 (Mitwirkung an Planung), 
21 (Gesundheitsbericht erstattung) sowie 2 (Gesund-
heitsschutz und -förderung) als gesetzliche Grundla-
ge. Seine Einführung wird in seiner endgültigen Aus-
gestaltung deutlich über das Aufgabenfeld der Mit-
wirkung an Planungs- und Genehmigungsverfahren 
hinausreichen und wesentliche Teile der behördlichen 
Gesundheitsaufgaben abbilden. Hieraus kann auf eine 
verstärkte Effizienz bei der künftigen Aufgabenerledi-
gung der Gesundheitsbehörde geschlussfolgert wer-
den.

42  Ulbig, E. et al. (2010)
43  Böhme, C. (2007)
44  Hornberg, C. et al. (2010)

•	 Die Pilotierung eines Fachplans Gesundheit sollte 
nicht zu eng an ein rein planerisches Instrument an-
gebunden werden.

•	 Ein Fachplan Gesundheit könnte auch die interne 
Vernetzung behördlicher Arbeitsbereiche mit Ge-
sundheitsbezug in der Kommune verbessern.

•	 Anzustreben wäre die Zielvorstellung einer „Inter-
ventionskarte“ für erforderliche gesundheitspoli-
tische kommunale Aktivitäten. Die Realisierung der 
sich darin ausdrückenden Aktivitäten würde im Ide-
alfall zu einem behördenübergreifenden Anliegen.

•	 Karten sind zwar wichtig, geben häufig aber auch 
Anlass zu ausgeprägten Fehlinterpretationen. Der 
Kartenteil eines künftigen Fachplans Gesundheit 
bedarf daher einer auch für Planungslaien verständ-
lichen Textkomponente.

•	 Koordinierungsprozesse zu einem Fachplan-Ge-
sundheit-Konzept könnten gegebenenfalls aus den 
Geschäftsstellen der Kommunalen Gesundheitskon-
ferenzen anteilig betreut werden.

Träger des Fachplans Gesundheit müssen entschei-
den, auf welche Zielgruppe(n) sie den Fokus der Ar-
beit ausrichten wollen. In den Aufgaben der Umwelt-
behörde wird der Blick häufig auf die Gesamtbevölke-
rung gerichtet. Für einen Fachplan Gesundheit können 
so genannte „vulnerable Gruppen“ in den Mittelpunkt 
rücken; der Fachplan kann seinen Schwerpunkt auf 
diejenigen räumlichen Bereiche legen, in denen – be-
zogen auf diese Gruppen – eine Nutzungsverdichtung 
vorliegt.

Daraus lässt sich folgendes Zielgruppenspektrum 
beschreiben: bezogen auf die Gesamtstadt (bzw. den 
Landkreis): Einrichtungen für Kinder/Jugendliche, 
alte Menschen und kranke bzw. behinderte Menschen, 
insbesondere Kindergärten, Schulen, Jugendfreizeit-
zentren, Senioreneinrichtungen, Krankenhäuser und 
ambulante Kliniken; bezogen auf bestimmte Stadt-
teile/Quartiere: Sozialräume, die der schwerpunktori-
entierten Gesundheitsförderung bedürfen; hierzu kön-
nen auch im planungsrechtlichen Sinne „reine Wohn-
gebiete“ und solche Stadtbereiche gehören, die über 
einen Wohnanteil verfügen40.

Besondere Bedeutung wird den Darstellungen der Ge-
fährdungspotenziale und Risiken zuerkannt. Dabei 
könne ein Verpflichtungsaspekt dazu beitragen, dass 
aufgedeckten Problemen auch Maßnahmen zur Pro-
blemminderung folgen. Empfohlen wird, für einen 
Fachplan Gesundheit zunächst diejenigen gesund-
heitsbezogenenThemen aufzugreifen, die im kommu-
nalen Alltag eine besondere Rolle spielen41 – beispiels-
weise Infektionsrisiken, Lärmkarten, Informationen 

40  siehe hierzu auch die Plattform  Gesundheitliche Chancengleichheit  URL: 
www.gesundheitliche-chancengleichheit.de

41  Fehr, R. et al. (2005)
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Resümee der Fachgespräche 2009

(1) Zusatzaufwand vermeiden, derzeitigen Arbeitsaufwand vermindern

Es kann aufgrund des dauerhaften Problems des Ressourcenmangels mit dem Fachplan Gesundheit ausschließlich ein sol-

ches Instrument geschaffen werden, das zusätzlichen Aufwand vermeidet oder im besten Fall durch gezielten EDV-Einsatz 

und verbesserte Abrufbarkeit bestimmter Grundinformationen den derzeitigen Aufwand vermindert.

(2) Alle Fachsegmente der Gesundheitsbehörde einbeziehen und beteiligen

Die Heterogenität der Aufgaben in der Gesundheitsbehörde ist erheblich. Ein Fachplan Gesundheit muss dies berücksich-

tigen, indem er seine Grundstruktur modular anlegt und so schrittweise die wesentlichen Gesundheitsaufgaben abbildet: 

Schritt für Schritt sollte der Fachplan Gesundheit nacheinander alle wesentlichen Aufgaben der Gesundheitsbehörde auf-

nehmen. Dazu muss das Konzept so attraktiv und partizipativ angelegt sein, dass sich Mitarbeiter/-innen aus allen Tätig-

keitsfeldern der Gesundheitsbehörde positiv und aktiv an der Erstellung des Fachplans und am Aufbau ihrer arbeitsfeldspezi-

fischen Module beteiligen.

(3) Mit einer Pilotphase starten, die vorhandene lokale Vorarbeiten und Stärken nutzt 

Es wird für dringend notwendig gehalten, in einer Pilotphase mit der Erarbeitung eines möglichst landesgeförderten „Muster-

plans“ zu beginnen. Dieser sollte bereits vorhandene kommunale Ansätze (z. B. Gesundheitsrahmenbericht Münster, Ge-

sundheitsziele Bielefeld etc.) einbeziehen.

(4) Bekannte Gesundheitsdefizite bei einzelnen Zielgruppen prioritär aufgreifen

Jede Kommune hat ihre spezifischen Themen, Brennpunkte und Defizite im Gesundheitsbereich. Damit besteht auch un-

abhängig von einem Fachplan Gesundheit an bestimmten Schnittpunkten und hinsichtlich der Lage bestimmter Personen-

gruppen Handlungsbedarf. Für eine Pilotphase bzw. einen Start in ein Fachplan-Projekt bietet es sich an solche Brennpunkte 

aufzugreifen und anzugehen: damit stehen definierte gesundheitlich vulnerable bzw. benachteiligte Gruppen im Stadt- bzw. 

Kreisgebiet im Fokus eines Fachplans Gesundheit. 

(5) Keine Absichtserklärungen, sondern konkrete Maßnahmen

Ein Fachplan Gesundheit muss zwingend konkrete Maßnahmen ansprechen und veranlassen. Hilfreich ist hierfür der Aufbau 

einer Interventionskarte.

(6) Kleinräumigkeit anstreben, Diskriminierung von Gruppen und Quartieren vermeiden 

Ein Fachplan Gesundheit benötigt kleinräumige Daten und liefert eine damit verbundene Darstellung sozialräumlicher Pro-

bleme. Damit entsteht eine erhöhte Verantwortung zur Vermeidung von Stigmatisierung von Einrichtungen, Wohngebieten, 

Quartieren und ihren Bewohnern. Mit einem Fachplan Gesundheit sollte und kann auch die Kompetenz einer Kommune wach-

sen, mit vorhandenen sozialen Problemgruppen und -zonen solidarisch, angemessen und zukunftsorientiert umzugehen. Der 

Fachplan Gesundheit muss geltenden Datenschutzbestimmun gen genügen. 

(7) Planerische Erfordernisse zwecks effektiverer „Mitwirkung an Planungen“ erfüllen

Der Fachplan Gesundheit soll in der Endstufe sämtliche Tätigkeitsbereiche einer kommunalen  Behörde abbilden. Darüber 

darf nicht aus dem Blickfeld geraten, dass das ein Modul entwickelt werden sollte, das sich als professioneller Fachbeitrag zur 

Bauleitplanung, insbesondere zur vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) eignet und herangezogen werden 

kann.

(8) Kommunalen Gesundheitskonferenzen eine relevante und aktive Rolle zuordnen

Das Miteinander von Gesundheitsbehörde und Gesundheitskonferenz vor Ort stellt in Nordrhein-Westfalen eine besondere 

strukturelle und politische Chance dar. Das Konzept eines Fachplans Gesundheit sollte örtliche vorhandene Stärken dieser 

Beziehung aufgreifen, nutzen und entwickeln. Dies erfordert, dass ein lokales Fachplankonzept Gesundheit ausdrücklich der 

Kommunalen Gesundheitskonferenz eine aktive Rolle zuordnet.

(9) Differenzierte Anforderungsprofile: lokale Vielfalt beachten und nutzen

Es ist gerade in der Aufbauphase dieses Instruments zu bedenken, dass Kreise (v.a. stark ländlich geprägte Kreise) und kreis-

freie Städte teilweise recht unterschiedliche Bedingungen und Schwerpunkte besitzen. Eine Konzeptentwicklung zu einem 

Fachplan Gesundheit sollte dies beachten und geeignete Optionen und Module bereitstellen, die in den verschiedenen, in  

Nordrhein-Westfalen vorhandenen Szenarien zum Einsatz kommen können.  

(10) Mit einem Fachplan Gesundheit keine Türen zuschlagen 

Gesundheit wird im kommunalen Handeln in zahlreichen Teilbereichen als Querschnittsaufgabe verstanden, zu der es vieler-

orts gut funktionierende interdisziplinäre und behördenübergreifende Routinen gibt. Diesen Wechselbeziehungen zwischen 

Ressortdenken und der gewachsenen „guten Nachbarschaft“ muss ein Fachplan Gesundheit unbedingt Rechnung tragen. 

Kontraproduktive und damit zu vermeidende Effekte einer Einführung eines solchen Instruments wären neues „Domänen-

denken“ und Abschottung.

Fachgespräche zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2009
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•	 Nicht nur Absichtserklärungen abgeben, sondern 
konkrete Maßnahmen veranlassen

•	 Kleinräumigkeit anstreben, aber Diskriminierung 
von Gruppen und Quartieren vermeiden

•	 Planerische Erfordernisse zwecks effektiverer „Mit-
wirkung an Planungen“ erfüllen

•	 Kommunalen Gesundheitskonferenzen eine rele-
vante und aktive Rolle zuordnen

•	 Weiterhin kooperativ handeln: mit einem Fachplan 
Gesundheit keine Türen zuschlagen.

Zusammenfassend ergaben sich aus den Fachge-
sprächen folgende wichtige Grundsätze für die künf-
tige Fachplanentwicklung:

•	 Zusatzaufwand vermeiden, wo möglich: derzeitigen 
Arbeitsaufwand vermindern

•	 Alle Fachsegmente der Gesundheitsbehörde einbe-
ziehen und beteiligen

•	 Mit einer Pilotphase starten, die vorhandene lokale 
Vorarbeiten und Stärken nutzt

•	 Differenzierte Anforderungsprofile bilden, die lokale 
Vielfalt beachten und nutzen

•	 Bekannte Gesundheitsdefizite bei einzelnen Ziel-
gruppen prioritär aufgreifen
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5. Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“, 2010

Aufbauend auf Vorarbeiten einschließlich der im Jahre 
2009 durchgeführten Fachgespräche erfolgte in 2010 
eine erste Pilotphase. Dieser Abschnitt beschreibt 
Zielsetzung und Konzept der Pilotphase, deren Durch-
führung und Arbeitsergebnisse.

Zielsetzung und Konzept der Pilot-
phase45

Der Pilotphase 2010 lag das in Abschnitt 3 beschrie-
bene mehrstufige Ablaufschema zugrunde. Aus-
gangsbasis ist dabei die Erarbeitung der fachlichen 
Grundlagen und -daten. Es folgen Darstellungen der 
Situation, insbesondere der gesundheitlichen Poten-
ziale, der Gefährdungen und Risiken sowie der Versor-
gungsstrukturen. Hierauf aufbauend entsteht ein so 
genanntes Leitmodell Gesundheit, sodann Maßnah-
men und, fallweise, Beiträge zu Planungs- und Geneh-
migungsverfahren. Soweit möglich, sollten alle diese 
Komponenten auch kartographisch dargestellt wer-
den, beispielsweise als Basiskarte(n) und Situations-
karten (siehe hierzu Abbildung 9, S. 38).

Zu den fachlichen Grundlagen und -daten gehören ei-
nerseits Einrichtungen für vulnerable Gruppen, also 
für Kinder/Jugendliche, alte Menschen und kranke 
beziehungsweise behinderte Menschen. Kriterien der 
Vulnerabilität sind unter anderem gesundheitliche 
Beeinträchtigung und geringe Mobilität. Zum zweiten 
zählen hierzu Ortsteile und Quartiere, die der schwer-
punktorientierten Gesundheitsförderung bedürfen. 
Kriterien sind beispielsweise Bereiche mit hohem 
Anteil einkom mensschwacher Bewohner, Gebiete 
mit hohem Anteil an Menschen mit Migrationshinter-
grund, reine Wohngebiete (gemäß Baunutzungsver-
ordnung) sowie sonstige Gebiete mit Wohnanteil über 
80 %.

Die Karte zur gesundheitlichen Situation/Potentiale 
dient als Arbeitsplan des Bereichs Gesundheit zur  
Ersteinschätzung der gesundheitlichen Bedingungen. 
Sie trägt die verschiedenen sektoralen Sachverhalte 
und Potentiale überlagernd zusammen, wie Trinkwas-
serversorgungsstruktur, Freiraum- und Grünversor-
gung, lärmarme Ruhebereiche, bewegungsfördernde 

45  Die Pilotphase 2010 basierte auf den in den vorigen Abschnitten dargestell-
ten Vorarbeiten. Von daher beinhaltet diese zusammenfassende Beschrei-
bung einige Wiederholungen zu den vorangehenden Textteilen, insbesondere 
zu den Abschnitten 3 und 4

Infrastruktur wie Sport-, Spiel- und Bolzplätze, Hal-
len- und Freibäder, Wegebeziehungen (Fahrrad-/
Fußwege) zu Schulen, Freizeitzentren, bioklimatisch 
günstige bzw. bioklima tische Ausgleichsräume sowie 
hinsichtlich Schall- und Schadstoffimmissionen gering 
belastete Stadträume.

Die Karte zur gesundheitlichen Situation/Gefähr-
dungen, Risiken ist eine wesentliche Ergänzung der 
vorgenannten Karte. Sie dient ebenfalls als Arbeits-
plan des Fachbereichs Gesundheit und stellt die we-
sentlichen Informationen zu gesundheitlich belasten-
den Faktoren zusammen, z. B. Summenschallpegel 
im Bereich der Lärmimmissionen, Flächen mit hoher 
Schadstoffbelastung, kartierte Wärmeinseln, Bereiche 
mit auffälliger Kriminalitätsrate, Altlastenflächen und 
Altlastenverdachtsflächen, die entweder bewohnt 
sind, als Spielplätze genutzt werden oder einer gärt-
nerischen Nutzung unterliegen, Trinkwasser: Kartie-
rung noch vorhandener Bleileitungen/andere Schad-
stoffe bzw. Auffälligkeiten in der Trinkwasserüberwa-
chung, Sicherheit: Verteilung von Unfallhäufigkeiten 
sowie sozialräumliche Kartierungen (etwa resultie-
rend aus Daten der Schuleingangsuntersuchungen) 
beispielsweise bezüglich übergewichtiger Kinder.

Inhalte des Arbeitplanes zur gesundheitlichen Ver-
sorgungsstruktur sind beispielsweise Lage von Not-
dienststandorten und Katastrophenschutzeinrich-
tungen (einschließlich Evakuierungsplänen nach 
Seveso-II-Richtlinie), Verteilung von Notbrunnen, Ver-
sorgungseinrichtungen wie Kliniken, Ärztehäuser und  
-praxen, ambulante Versorgungseinrichtungen ein-
schließlich deren Anbindung über den öffentlichen 
Personennahverkehr.

Das Leitmodell Gesundheit bündelt die grundlegenden 
Aussagen für eine Zieldiskussion. Es enthält Aussa-
gen zu übergreifenden Gesundheitszielen sowie zu 
sektoralen Zielaussagen (beispielsweise für den Be-
reich Lärmimmissionen). Soweit möglich, werden 
diese Aussagen in einer räumlichen Darstellung veror-
tet und mit Hinweisen auf Bereiche mit besonderem 
Schutzerfordernis sowie gegebenfalls erforderlichen 
Ausgleichsräumen versehen.

Die Grundlageninformationen und Gesundheitsziele 
führen zu einem Bündel von Maßnahmen, Prioritäten 
und Schwerpunkten. Die Aufstellung (und gegebe-
nenfalls kartographische Darstellung) der Maßnah-
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men sollte zu einer überschau baren und in der Um-
setzungspraxis realistisch handhabbaren Anzahl von 
Handlungs schwer punkten führen.

Mitwirkung an Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren: als Resultat aus den Ergebnissen von Analyse, 
Zieldiskussion und Identifizierung von Räumen mit 
Handlungsbedarf kann ein bestehender lokaler Fach-
plan Gesundheit künftig für bestimmte Verwendungs-
möglichkeiten als Grundlage dienen, präsentiert und 
akzentuiert werden: modifiziert etwa als eigener Fach-
beitrag für eine künftige Novellierung des Flächen-
nutzungsplanes oder als Beitrag zur Regional- oder 
Gebietsentwicklungsplanung. Auch eine fallbezogene, 
selektive Anwendung in einem Planfeststellungsver-
fahren für ein Straßenbauprojekt ist denkbar. 

Durchführung der Pilotphase

Die erste Pilotphase zum Fachplan Gesundheit er-
folgte in Kooperation mit drei Gebietskörperschaften 
und lag in der zweiten Jahreshälfte 2010. Über Kon-
takte aus früheren Kooperationen und über die Fach-
gespräche des Jahres 2009 ergab sich eine fachliche 
Basis zur Zusammenarbeit mit drei kommunalen  
Gesund heitsbehörden, und zwar mit dem Kreis Unna 
und den beiden kreisfreien Städten Solingen und 
Bielefeld:

Wie für eine erste Orientierung wünschenswert, wie-
sen die drei Kommunen unterschiedliche Ausgangs-
situationen und Zielsetzungen auf. – Die wichtigsten 
Ergebnisse aus der Pilotphase geben erste Anhalts-
punkte für eine mögliche weitere Implementierung 
von „Fachplänen Gesundheit“. 
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welthygiene, Umwelttechnik, Wohnungshygiene, um-
weltmedizinische Beratungen

•	 Andreas Fischer, Dipl.-Ing. Fachrichtung Land-
schafts- und Freiraumplanung, Aufgabenbereich: All-
gemeine Datenverarbeitung, DV-Organisation, Geo-
datenmanagement, GIS Koordination, Anwendungs-
programmierung

•	 Christian Scholz (Projektleiter), Dipl. Verwaltungs-
wirt, Dipl. Betriebswirt (VA), Aufgabenbereich: Sach-
gebietsleiter 53.1 Koordination und Planung

Der Fachbereich gewährleistet im Rahmen seiner Zu-
ständigkeit eine bedarfsgerechte, wirtschaftliche, in 
der Wirksamkeit und Qualität dem allgemein aner-
kannten Stand der gesundheitswissenschaftlichen 
sowie medizinischen Erkenntnisse entsprechende 
Versorgung der Bevölkerung und schließt neben allen 
gesundheitlichen Belangen auch (sonder-)ordnungs-
rechtliche Aspekte, insbesondere in der Lebensmittel- 
und Bedarfgegenständeüberwachung, aber auch im 
Bereich der Tiermedizin, ein. Damit bietet der Fachbe-
reich eine erhebliche Leistungsbreite und ein vielfäl-
tiges Nebeneinander von hoheitlichen Leistungen und 
ausschließlich beratend-unterstützenden Angeboten, 
über deren Inanspruchnahme allein die Bürgerinnen 
und Bürger entscheiden. Alle Aufgaben werden auch 
weiterhin in partnerschaftlicher und ergänzender Ko-
operation mit anderen Einrichtungen des öffentlichen 
Gesundheitswesens, mit Behörden und Organisati-
onen, Betroffenen und Interessierten durchgeführt. 
Die unterstützenden Angebote basieren in der Regel 
auf aktuellen Notwendigkeiten. Dabei beraten und in-
formieren die Expertinnen und Experten des Fachbe-
reiches unabhängig von wirtschaftlichen Interessen.

Offenkundig ist, dass die Themenfelder Gesundheit 
und Verbraucherschutz untrennbar mit den Bereichen 
Kreisentwicklung, Jugend, Soziales etc. verbun-
den sind. Im Rahmen der Gesundheitsstrategie des 
Kreises Unna müssen die Themen auch weiterhin als 
wesentlicher Teil einer kommunalen Gesamtpolitik be-
griffen und realisiert werden.

Die gesundheitliche Lage der Bevölkerung ist we-
sentlich durch die Altersstruktur und die soziale Lage 
bestimmt, da die Gesellschaft maßgeblich durch die 
zunehmende Lebenserwartung und den steigenden 
Anteil älterer Menschen geprägt wird. Es gilt diesen 
demografischen Wandel auch in gesundheitlicher Hin-
sicht zu bewältigen. Dabei will der Fachbereich Ge-
sundheit und Verbraucherschutz im Kreis Unna einen 
Beitrag dazu leisten, bei der heutigen Generation 
ein verbessertes Gesundheitsbewusstsein zu schaf-
fen, um so Krankheiten insgesamt und auch im Alter 
wirksamer vorzubeugen. Da Krankheit und Invalidität 
häufige Ursachen für den Bezug von Sozialleistungen 
sind,  stellt eine aktive kommunale Gesundheitspoli-

5.1 Arbeitsergebnisse Kreis Unna

Basisangaben zum Kreis Unna und zu 
seiner Gesundheitsbehörde

Regierungsbezirk: Arnsberg

Fläche: 542,71 qkm

Einwohner (201046): 412.000

Ew. pro qkm: 763

Der Kreis Unna bildet gemeinsam mit der Stadt 
Hamm den östlichen Rand des Ruhrgebietes. Das 
Kreisgebiet umfasst zehn Städte und Gemeinden und 
weist sowohl stark industriegeprägte als auch länd-
liche Räume auf. Innerhalb der Kreisverwaltung Unna 
ist der Fachbereich Gesundheit und Verbraucher-
schutz Teil des Dezernats IV und gliedert sich seit 
dem 01.08.2008 in sieben Sachgebiete:

•	 53.1 Koordination und Planung

•	 53.2 Gesundheitsschutz und Umweltmedizin

•	 53.3 Kinder- und Jugendgesundheitsdienst

•	 53.4 Amtsärztlicher Dienst

•	 53.5 Zahnärztlicher Dienst

•	 53.6 Sozialpsychiatrischer Dienst

•	 53.7 Veterinärwesen und Lebensmittelüberwachung

Aktuell sind 136 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Fachbereich Gesundheit und Verbraucherschutz be-
schäftigt. Diese verteilen sich auf 108,55 vollzeitver-
rechnete Stellen. 

Dem Sachgebiet 53.1 (Koordination und Planung) ist 
der Bereich zugeordnet, der sich mit strategischen 
Planungen (Gesundheitsberichterstattung, Kommu-
nale Gesundheitskonferenz, psychosoziale Entwick-
lungsplanung usw.) beschäftigt. Neben der Sachge-
bietsleitung werden auf 2,78 Stellen Planungsauf-
gaben (neben anderen Tätigkeiten wie Projekt- und 
Veranstaltungsmanagement, „Gesundheitstelefon“, 
Begleitung psychosozialer Arbeitsgruppen usw.) 
wahrgenommen. 

Die an der Pilotphase mitwirkenden Mitarbeiter  
waren:

•	 Dr. Jochen Hartlieb, MPH, Dipl. Sozialpädagoge, 
Dipl. Gesundheitswissenschaftler, Aufgabenbereich: 
Gesundheitsförderung, Gesundheitsplanung, Ge-
schäftsführer Kreisgesundheitskonferenz

•	 Roland Quentmeier, Dipl. Gesundheitsingenieur, 
Aufgabenbereich: Bauleitplanung, Krankenhauspla-
nungen, Luftreinhaltungen, Trinkwasserhygiene, Um-

46  Quelle: http://www.it.nrw.de/statistik/a/daten/amtlichebevoelkerungszah-
len/index.html (aufgerundet - Stand: 31. Dezember 2010)

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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Die jetzt veröffentlichten Ergebnisse zeigen, dass der 
Kreis Unna bei der Zahngesundheit seiner Kinder und 
Jugendlichen erneut im kommunalen Vergleich ganz 
vorn liegt. Wie es von der Sozialstruktur der Kreis-
bevölkerung her nicht zu erwarten wäre, haben die 
12-jährigen Kinder im Kreis bessere Zähne als die 
Gleichaltrigen im Bundesdurchschnitt und auch die 
15-Jährigen zeigen gesündere Zähne als ihre Altersge-
nossen in ganz Westfalen-Lippe.

Das Jahr 2009 hat mit Auftreten der so genannten 
„Schweinegrippe“ deutlich gemacht, dass dem öf-
fentlichen Gesundheitswesen und damit auch dem 
örtlichen Fachbereich Gesundheit und Verbraucher-
schutz im Bevölkerungsschutz, wie er im Infektions-
schutzgesetz und in den Internationalen Gesundheits-
vorschriften verankert ist, eine besondere Bedeutung 
zukommt. Bei der Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten jeglicher Art sind seuchenhygi-
enische Maßnahmen, koordinierende Aufgaben und 
Öffentlichkeitsarbeit unabdingbar. Darüber hinaus 
sind vorbereitende Schritte zur Verminderung des Ri-
sikos in öffentlichen Einrichtungen und in Heimen zu 
ergreifen. Die hierzu angewendeten Maßnahmen äh-
neln denen, die bei Impfkampagnen gegen neue Er-
reger durch den Öffentlichen Gesundheitsdienst zum 
Einsatz kommen.

Der Fachbereich Gesundheit und Verbraucherschutz 
hat in den zurückliegenden Jahren ein Qualitätsma-
nagementsystem eingeführt, um der immer größer 
werdenden Bedeutung von Zuverlässigkeit, Verständ-
lichkeit, Transparenz, Vergleichbarkeit und Glaubwür-
digkeit staatlichen Handelns gerecht werden zu kön-
nen. Diesem Anspruch soll ein zertifiziertes Qualitäts-
management Rechnung tragen. Bereits in 2008 und 
2009 sind im Fachbereich Gesundheit und Verbrau-
cherschutz Prozesse der Optimierung von Kommuni-
kationsstrukturen, der Erhaltung oder Steigerung der 
Zufriedenheit von Kunden und Klienten sowie der Mo-
tivation der Belegschaft eingeleitet worden. In 2010 
ist die weitere Standardisierung bestimmter Hand-
lungs- und Arbeitsprozesse, die Dokumentationen und 
die Entwicklung professioneller Lösungsstrategien 
umgesetzt worden. Die Erstzertifizierung nach DIN EN 
ISO 9001 für Teile des Fachbereiches ist im November 
2010 erfolgt. Ziel bleibt die umfassende und systema-
tische Überprüfung aller Tätigkeiten und Prozesse mit 
der Feststellung möglicher Verbesserungspotentiale 
und Umsetzung konkreter Verbesserungen.

Die folgenden Hauptmotive waren für den Kreis Unna 
für die Projektteilnahme handlungsleitend:

•	 Leistungsspektrum abbilden, Transparenz erhöhen, 
Außendarstellung verbessern

•	 Zielgerichtete Planung als wesentlichen Teil des kon-
tinuierlichen Verbesserungsprozesses (QM) etablie-
ren

tik auch in Zukunft eine wichtige und zentrale Aufga-
be dar. Im Rahmen seiner sozialkompensatorischen 
Ausrichtung versucht der Kreis Unna bei allen Maß-
nahmen und Projekten einen Beitrag zur Verringerung 
sozial ungleich verteilter Gesundheitschancen zu er-
bringen und vornehmlich die Zielgruppe der Kinder 
und Jugendlichen insbesondere in den benachteiligten 
Bevölkerungsschichten zu erreichen. Prävention und 
Gesundheitsförderung sollen helfen, die mit der be-
nachteiligten Situation in dieser Lebensstufe verbun-
denen Probleme und Risiken zu bewältigen. Auch mit 
Verweis auf die Verantwortung und die Leistungen 
der ambulanten und stationären Regelversorgung im 
Gesundheitswesen ist ein Rückzug des kommunalen 
Gesundheitsdienstes auf einen stark eingeschränkten 
Kernbereich öffentlicher Pflichtleistungen nicht ange-
zeigt. Vielmehr muss gerade mit Blick auf die Grenzen 
der Regelversorgung und auf die Eigeninteressen der 
Kommunen ein zur Regelversorgung komplementäres 
Leistungsangebot im Bereich der Prävention und Ge-
sundheitsförderung durch den Kreis Unna angestrebt 
werden.

2011 wird das im Auftrag des Ausschusses für Ge-
sundheit und Verbraucherschutz entwickelte Gesund-
heitskonzept „Besser GesUNd“, welches Maßnah-
men der Gesundheitsförderung, der Prävention und 
der Gesundheitserziehung für Kinder im Kreis Unna 
aufzählt, weiter umgesetzt. Auf Grundlage des Ge-
sundheitsberichtes „zur gesundheitlichen Lage der 
Einschulungskinder im Kreis Unna 2006“ werden 
konkrete gesundheitsfördernde und präventive Akti-
vitäten des Fachbereiches dargestellt. Kernelemente 
des Konzeptes bilden „kommunale Netzwerke“ in den 
Städten und Gemeinden des Kreises Unna. Wie im - 
durch die Techniker Krankenkasse auch finanziell ge-
förderten - Umsetzungskonzept „Netzwerke Kinder-
gerechtigkeit“ beschrieben, sind Workshops für Erzie-
her und Grundschullehrer zur Kompetenzerweiterung 
vorgesehen.

Durch das Gesetz zur frühen Bildung und Förderung 
von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz) erfuhr die 
Aufgabenwahrnehmung im Kinder- und Jugendge-
sundheitsdienst, aber auch im Zahnärztlichen Dienst 
in 2009 einen nachhaltigen Wandel. Entsprechend 
der gesetzlichen Regelung arbeitet das Jugendamt 
mit den für die Durchführung ärztlicher und zahnärzt-
licher Vorsorgeuntersuchungen zuständigen Stellen 
zusammen und hat für jährliche ärztliche und zahn-
ärztliche Untersuchungen der Kinder in den Tagesein-
richtungen Sorge zu tragen. Durch Kooperationsver-
einbarungen des Fachbereiches Gesundheit und Ver-
braucherschutz mit den Jugendämtern im Kreis Unna 
wird den gesetzlichen Erfordernissen Rechnung ge-
tragen. Im Jahr 2010 haben sich die Kreiszahnärzte an 
der bundesweiten DAJ- Studie, die gemäß § 21 SGB V 
ungefähr alle fünf Jahre durchgeführt wird, beteiligt.
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•	 strategische und operative Planungsgrundlagen zu 
schaffen bzw. zu optimieren,

•	 Verbesserungspotentiale zu erkennen, Interventi-
onsnotwendigkeiten herauszustellen,

•	 Schnittstellenprobleme zu beheben (Verbesserung 
der organisationsinternen und interkommunalen Zu-
sammenarbeit),

•	 vorhandene Angebote auszubauen,

•	 interne und externe Orientierung durch die Bin-
dungswirkung des Fachplans zu erleichtern,

•	 den Stellenwert der GBE/Kreisgesundheitskonfe-
renz zu heben (und damit die Rolle des ÖGD zu stär-
ken),

•	 anschauliche Karten zur Vorbereitung von oder als 
Grundlage für Entscheidungen zu schaffen und

•	 Auswirkungen des Demographischen Wandels zu 
begegnen.

Für den Kreis Unna war der Einstieg zum Fachplan 
Gesundheit vor allem strukturspezifisch von Interes-
se. Ziel war es, zunächst die notwendigen Basiskarten 
gemäß dem Grundlagenteil des Fachplankonzepts zu 
erarbeiten, wie er im Textabschnitt ab S. 32 beschrie-
ben wird. Die Zielsetzungen der Pilotphase im Einzel-
nen:

•	 Erarbeitung von Grundlagen- bzw. Basiskarten zur 
Bestandsanalyse (Übersicht lokal vorliegender 
Daten, Unterlagen, Gesundheitsberichte, Beschlüs-
se, Programme etc.),

•	 Integration des erarbeiteten Materials in den Geo-
Service des Kreises Unna mit Nachweis der (tech-
nischen) Machbarkeit, d. h. mit dem technischen An-
satz dynamischer Karten sowie einer ressortüber-
greifenden Nutzbarkeit,

•	 Herausstellen des Mehrwertes für den Fachbereich, 
(Transparenz und Darstellung des Erkenntnisge-
winns im Fachbereich, Beleg des Nutzens im Bereich 
der fachlichen Stellungnahmen zu Planungsverfah-
ren, effiziente Erstellung von Flyern, Wegweisern 
und Berichten, Aufzeigen der Möglichkeiten zur Un-
terstützung der Zielplanung/Zielvereinbarungen im 
Fachbereich definiert durch die ISO 9001:2008,

•	 Aufdecken von Schnittstellenproblemen und recht-
lichen/tatsächlichen Hindernissen bei der Umset-
zung.

Als Zielgruppe (vulnerable Gruppe) wurden für das  
Pilotprojekt gemäß Politikschwerpunkt im Kreis Unna 
Kinder- und Jugendliche im Sinne des Jugendschutz-
rechts48 ausgewählt. Dabei wurde eine Differenzierung 
nach folgenden Altersklassen vorgenommen: 0 bis 

48  Kinder sind Personen, die noch nicht 14 Jahre alt sind, Jugendliche sind Per-
sonen, die 14, aber noch nicht 18 Jahre alt sind

•	 Strategische und operative Planungsgrundlagen 
schaffen bzw. optimieren

•	 Verbesserungspotentiale erkennen, Interventions-
notwendigkeiten herausstellen

•	 Schnittstellenprobleme beheben (Verbesserung der 
organisationsinternen und interkommunalen Zu-
sammenarbeit auf Kreisebene)

•	 Ausbau vorhandener Angebote

•	 interne und externe Orientierung durch die Bin-
dungswirkung des Fachplans erleichtern

•	 Stellenwert der GBE/Kreisgesundheitskonferenz 
heben, Rolle des ÖGD stärken

•	 Anschauliche Karten zur Vorbereitung von oder als 
Grundlage für Entscheidungen („Ein Bild sagt mehr 
als tausend Worte“)

•	 Auswirkungen des Demographischen Wandels47 be-
gegnen („Zukunftsdialog“ Kreis Unna).

Hinzu kommt, dass durch die optimierte Datenaufbe-
reitung und -bereitstellung bereits jetzt Auswirkungen 
mit praktischer Relevanz spürbar sind: so konnte bei-
spielsweise bei der Erstellung von Wegweisern und 
Flyern sowie der Vorbereitung von Gesundheitsbe-
richten eine deutliche Reduzierung des Aufwands bei 
gleichzeitiger Verbesserung der Ergebnisdarstellung 
festgestellt werden.

Strukturbezogener Ansatz im Kreis 
Unna

Wie vorstehend ausgeführt ergaben sich Motive zur 
Mitwirkung an der Pilotphase zum Fachplan Gesund-
heit beim Fachbereich Gesundheit und Verbraucher-
schutz des Kreises Unna vor allem

•	 aus der notwendigen Suche nach einem geeigneten 
Instrument, um das eigene, sehr heterogene Lei-
stungsspektrum qualifiziert abzubilden und transpa-
rent zu machen sowie

•	 aus der Erkenntnis, dass der Fachbereich als untere 
Gesundheitsbehörde in Fällen des akuten Seuchen- 
und Infektionsschutzes seine Arbeitsprozesse opti-
mieren muss.

Ein Instrument/Werkzeug, das hier maßgebliche Ver-
besserungen ermöglicht, wurde in dem Fachplan Ge-
sundheit gesehen. Es ging dabei u.a. darum,

•	 zielgerichtete Planung als wesentlichen Teil des kon-
tinuierlichen Verbesserungsprozesses (im Sinne des 
bereits eingeführten Qualitätsmanagements) zu eta-
blieren,

47  Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswe-
sen (2009)

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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unter sechs Jahren wurden auf der Grundlage des Ar-
beitsschrittes 1 beispielhaft Kindergärten und Kinder-
tagesstätten selektiert.

Schritt 3: 

Festlegung der Zielgruppe durch Auswertung der Ein-
wohnermelderegister der Städte und Kommunen.

Schritt 4: 

Geografische Zuordnung der Zielgruppenangehörigen 
anhand von Gemeindeschlüssel/Straßenschlüssel/
Hausnummer. Dieser Arbeitsschritt ist die Grundla-
ge für die kartografische Darstellung der Zielgruppe 
und Voraussetzung für weitergehende raumbezogene 
Auswertungen.

Schritt 5: 

Bestimmung von Einzugsbereichen – zur Verdeutli-
chung der Methode wurden zunächst 1 km Radien um 
die Einrichtungen ohne Berücksichtigung von tatsäch-
lichen Wegeverbindungen und Barrieren gezogen. Die-
ser Arbeitsschritt bedarf der Konkretisierung auf der 
Grundlage einer Methoden- und Wertebestimmung 
(Zeit vs. Entfernung, Größenbestimmung des Grenz-
wertes, Berücksichtigung tatsächlicher Wegeverbin-
dungen etc.).

Schritt 6: 

Auswertung der Erreichbarkeit durch Verschneidung 
von Einzugsbereichen und Wohnstandorten der Ziel-
gruppenangehörigen. Gegenwärtig wurden die Größe 
der Einrichtungen und etwaiger Zugangsbeschrän-
kungen nicht in die Betrachtung einbezogen. Darstel-
lung der Versorgungssituation (Erkenntnisgewinn) 
als Grundlage für Zieldefinitionen und Darstellung 
von Zielgruppenmitgliedern mit Mangelversorung als 
Grundlage für Maßnahmenplanung und anderes.

 

unter 3, 3 bis unter 6, 6 bis unter 10, 10 bis unter 14, 
14 bis unter 18.

Im Weiteren wurde in den unten aufgeführten sieben 
Arbeitsschritten beispielhaft dargelegt, wie für einen 
umfassenden Fachplan Gesundheit des Kreisgebietes 
eine Bestandsanalyse mit Hilfe von Basiskarten (ver-
gleiche Text auf Seite 32ff. sowie Abbildung 9 auf 
Seite 38) erfolgen kann. Dieses Vorgehen geht zu-
nächst von der grundsätzlichen Annahme aus, dass 
die Nutzbarkeit von Versorgungseinrichtungen für 
vulnerable Gruppen infolge der eingeschränkten Mo-
bilität der adressierten Personen und der Verortungs-
situation der Einrichtungen (Verteilung im Raum/
Kapazitäten) Einschränkungen unterliegen und somit 
einer raumbezogenen Analyse zugänglich gemacht 
werden sollte. Für Kinder unter sechs Jahren auf der 
einen Seite und für Kindergärten/Kindertagesstätten 
auf der anderen Seite wird dieser Zusammenhang bei-
spielhaft unterstellt und an dieser Stelle nicht weiter 
ausgeführt (z. B. eingeschränkter Aktionsradius von 
Kindern dieser Altersgruppe bei selbständiger Bewäl-
tigung des Weges). Es wurde wie folgt vorgegangen:

Schritt 1: 

Geografische Zuordnung aller im Gesundheitswegwei-
ser des Kreises Unna erfassten Einrichtungen (Zuord-
nung einer Koordinate auf der Grundlage der Adresse 
einer Einrichtung). Insgesamt handelt es sich um ca. 
1900 Einrichtungen, die im Anschluss an diesen Ar-
beitsschritt kartografisch dargestellt und aufbereitet 
werden können. Dieser Arbeitsschritt ist die Voraus-
setzung für zahlreiche weitergehende Darstellungen 
und Auswertungen.

Schritt 2: 

Zielgruppenspezifische Selektion von Einrichtungen 
- Im Hinblick auf die Versorgungssituation der Kinder 

Abbildung 10 a: Einzugsbereiche (1-km-Radien) der vorhandenen KITAs verschnitten mit den Standorten von Haus- 

 halten mit Kindern dargestellt durch sternförmige Symbole (grün: innerhalb; rot: außerhalb der   

 Einzugsbereiche) – Ausschnitt der Originalkarte für den Landkreis mit Kern und Umgebung des  

 Stadtgebiets Unna
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Schritt 7: 

Raumbezogene Auswertung durch Verschneidung der 
Einzugsbereiche mit tatsächlichen und potentiellen 
Wohnbauflächen.

Zur Verdeutlichung dieses Arbeitsschrittes wurden 
zunächst die Ortsteile der einzelnen Kommunen im 
Kreisgebiet herangezogen. Dieser Arbeitsschritt war 
durch die Berücksichtigung tatsächlicher und ge-
planter Wohnstandorte (Innenbereiche, Bebauungs-
pläne, Flächennutzungspläne etc.) zu konkretisieren. 
Hieraus ergab sich die Grundlage für die Ableitung 
räumlicher Entwicklungspotentiale, d.h. Räume guter 
zielgruppenspezifischer Abdeckung mit Versorgungs-
strukturen und anderem.

Der Fachbereich Gesundheit und Verbraucherschutz 
zog die folgenden Schlussfolgerungen aus der Pilot-
phase:

Im Rahmen der Pilotphase sind als Grundlage für wei-
tere Entscheidungen Basiskarten mit den Einrich-
tungen für vulnerable Gruppen erstellt worden sowie 
Karten, welche die Situation der gesundheitlichen 
Versorgung (Potentiale, Gefährdungen/Risiken, Ver-
sorgungsstrukturen) darstellen. Diese Kernaufgabe 
des Projekts wurde sehr zügig und mit verhältnismä-
ßig geringem Aufwand bewältigt. Eine zeitgemäße 
Präsentation der Beratungsangebote setzte die Nut-
zung bzw. Weiterentwicklung eines einheitlichen, 

Abbildung 10 b: Schritt 7 im Aufbau der Basiskarten Kreis Unna: raumbezogene Auswertung durch Verschneidung  

 der KITA-Einzugsbereiche mit tatsächlichen und potentiellen Wohnbauflächen (Kartenausschnitt)

EDV-gestützten Informationssystems (so genannter 
GeoService) im Kreis voraus. Neben diesem Online-
dienst wurde die Herausgabe der Informationen in 
elektronischer und gedruckter Form als unerlässlich 
wichtig angesehen und im Probebetrieb auch gewähr-
leistet. Gelungen sind die automatisierte und damit 
sehr schnelle Herstellung von Flyern zum Thema Ge-
sundheit und die Vorbereitung von lokalen Wegwei-
sern. Eine Abbildung des Leistungsspektrums des 
Gesundheitswesens im Kreis Unna  im Sinne einer 
Erhöhung der Transparenz der einzelnen Leistungen 
sind bereits möglich. Die Grundlagen für anschau-
liche Karten zur Vorbereitung von oder als Grundlage 
für Entscheidungen („Ein Bild sagt mehr als tausend 
Worte“) sind geschaffen. Weiterer Vorteil ist eine opti-
male Informationsweitergabe an den Bürger bezüglich 
der Erreichbarkeit des bedarfsgemäßen Hilfs- und Un-
terstützungsangebotes. Dieser Service ist via Internet 
technisch bereits umsetzbar.

Denkbare weitere Schritte in der Arbeit an einem 
Fachplan Gesundheit sind zunächst die Komplettie-
rung der Basis- und Analysekarten, im Weiteren die 
Entwicklung eines Leitmodells sowie das Herausar-
beiten konkreter Maßnahmeschwerpunkte. Darüber 
hinaus kann der Fachplan als Gesamtprojekt zur Mit-
wirkung des Fachbereichs an Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren herangezogen werden.

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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Kreis Unna

Im Kreis Unna stand die Zielsetzung im Vordergrund, über einen Fachplan Gesundheit einen deutlichen Zuge-
winn an Darstellbarkeit des eigenen Leistungsspektrums im Gesundheitssektor zu erreichen. Ferner bestand 
die Zielsetzung einer Optimierung von Arbeitsprozessen im akuten Seuchen- und Infektionsschutz. Der hier 
verfolgte Ansatz hatte daher in diesem Sinne einen Schwerpunkt bei der Strukturentwicklung des Dienstlei-
stungsangebots. 
Der Ergebnisbericht führt an, dass im Kreis Unna die mit dem Kernbereich des Fachplans Gesundheit verbun-
dene Entwicklung von Basiskarten zur Bestandsanalyse (im Gesundheitssektor) weitgehend unproblematisch 
und mit weniger Aufwand durchführbar war als erwartet. „Im Rahmen der Pilotphase sind als Grundlage für wei-
tere Entscheidungen sehr zügig und mit verhältnismäßig geringem Aufwand Basiskarten mit den Einrichtungen 
für vulnerable Gruppen sowie Karten, welche die Situation der gesundheitlichen Versorgung (Potentiale, Ge-
fährdungen/Risiken, Versorgungsstrukturen) darstellen, erstellt worden.“ (Enderle 2010, S. 24) Man muss bei 
dieser Einschätzung allerdings in Ansatz bringen, dass der Kreis Unna beim systematischen Kartographieren 
bereits auf einen relativ fortgeschrittenen Stand von Professionalisierung zurückgreifen kann.

 Ziele der Pilotphase  a) Leistungsspektrum der Behörde abbilden

   b) Transparenz und Außendarstellung verbessern

   c) Rolle von ÖGD, GBE und KMK stärken

   d) Beitrag zur Zukunft (demograf. Wandel begegnen)

   e) Schnittstellen zwischen Behörden verbessern

   f) Anschauliche Karten herstellen  
  
 Zielgruppe der Aktivität  Kinder und Jugendliche 
  (differenziert in 5 Altersklassen) 
  
 Aktivitätsschwerpunkte  Erstellung von Basiskarten… 

     a)… unter Nutzung der Geoservice-Kartengrundlagen des Kreises  
     Unna und des zu diesem Online-Instrument bestehenden Know-how

     b)… unter Anlehnung an eine erarbeitete 7-stufige Arbeitsschritte- 
     Vorgabe u. a. zur Verbesserung der Bürgerinformation und zur  
     Darstellung des ÖGD-Leistungsspektrums  

 Themenschwerpunkt  Optimierung des Arbeitsmanagements der lokalen Gesundheits- 
     behörde speziell zum Seuchen- und Infektionsschutz
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(a) vom Verwaltungsvorstand priorisierte Handlungs-
felder: Finanzen, Bildung, Wirtschaft/Arbeit, 
Kinder/Jugend/Familie, Integration, Gesundheit,

(b) von den Führungskräften priorisierte Handlungs-
felder: Bildung, Wirtschaft/Arbeit, Kinder/Jugend, 
Wohnen, Integration, Finanzen, Kultur, Umwelt/Klima, 
Senioren, Gesundheit,

(c) von der Politik priorisierte Handlungsfelder: Bil-
dung, Wirtschaft/Arbeit, Finanzen, kommunale 
Daseinsvorsorge50, Familie.

(Quelle: Strategieworkshop Führungskräfte Stadtverwaltung, 

Strategische Ziele für Solingen 2025, Stand 5/2010)

Hauptmotive zur Mitwirkung der 
Stadt Solingen am Pilotprojekt

•	 Kooperation mit anderen Bereichen der Verwaltung

•	 Verbesserung der Datengrundlage durch Entwick-
lung von gesundheitlichen Indikatoren, die  
Sozialräume beschreiben können

•	 Aufbereitung einer gesundheitsbezogenen  Informa-
tionsstruktur als Hintergrund für Planungs- und Be-
teiligungsprozesse sowie als Grundlage für zielgrup-
penspezifische Bedarfsermittlung.

Psychosoziale und gesundheitsbezogene Dienstlei-
stungen müssen auch zukünftig bürgernah vernetzt 
und sozial gerecht erbracht werden. Hierzu müssen 
sozialräumliche Informationen  von der Verwaltung in 
beteiligungsorientierten Planungsverfahren zur Verfü-
gung gestellt werden können. Dies setzt voraus, dass 
der Stadtdienst Gesundheit entsprechende Daten 
zusammenstellen und aufbereiten kann. Zukunfts-
weisende Themen sind Demographischer Wandel, In-
tegration von Menschen mit Migrationshintergrund 
(Integrationskonzept 2020 in Vorbereitung, Integra-
tionsbeauftragte), Inklusion51 behinderter Menschen, 
Gender- und Umweltaspekte wie Fortschreibung des 
Aktionsprogramms „Nachhaltige Entwicklung“, Wei-
terführung der Agenda-Geschäftsstelle.

Quartieransatz für einen Fachplan Ge-
sundheit: Solinger Nordstadt

Der Stadtdienst Gesundheit der Stadt Solingen ver-
folgte einen integrativen Ansatz. Für das Pilotprojekt 
wählte er mit der Nordstadt einen Bezirk aus, der be-
reits über das bundesweite Programm „Soziale Stadt“ 
gefördert wird und verfolgte das Ziel, hier verstärkt 

50   kommunale Daseinsvorsorge  umfasst in der Regel Dienstleistungen städti-
scher Betriebe wie Lieferung von Wasser, Elektrizität, Gas frei Haus, Organisa-
tion der Kranken- und Behindertenversorgung, des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs, der Stadtreinigung etc.  

51   Inklusion  bedeutet Einbeziehung, Einschluss

5.2 Arbeitsergebnisse Stadt Solingen

Basisangaben zur Stadt Solingen und 
zum Stadtdienst Gesundheit

Regierungsbezirk: Düsseldorf 

Fläche: 89,45 qkm

Einwohner (201049): 160.000

Ew. pro qkm: 1.800

Die kreisfreie Stadt Solingen ist (nach Wuppertal) die 
zweitgrößte Stadt im Bergischen Land. Solingen ist 
ein Mittelzentrum. Die Stadt gilt seit dem Mittelalter 
als Zentrum der Schneidwarenindustrie („Klingen-
stadt“). Heute wird Solingen u.a. auch geprägt durch 
Zulieferbetriebe der Automobilindustrie.

Die Stadt Solingen hat als Besonderheit einen Jugend-
stadtrat mit 21 Mitgliedern eingerichtet. Das Gremium 
befasst sich z. B. mit einem Integrationsprogramm für 
Migrantinnen und Migranten.

Die untere Gesundheitsbehörde ist dem Ressort 3 
(Gesundheit, Soziales, Ordnung) zugeordnet. Ihre ge-
naue Amtsbezeichnung lautet Stadtdienst Gesund-
heit. Mit strategischen Fragestellungen befassen sich 
zwei Vollzeitstellenstehen:

•	 Frau Dr. Tobis, Geschäftsführung der Kommunalen 
Gesundheitskonferenz, Gesundheitsberichterstat-
tung

•	 Frau Seiffert-Petersheim, Gesundheitsplanung/Psy-
chiatrie-Koordination. 

Beide Mitarbeiterinnen wirken an der Pilotphase 2010 
des Fachplans Gesundheit mit. 

Schwerpunkte in der Arbeit des Stadtdiensts Gesund-
heit sind vier Strukturziele:

•	 Ausbau von gesundheitlicher Prävention und Ge-
sundheitsförderung

•	 Verbesserung der Kinder- und Jugendgesundheit

•	 Verbesserung von Hygiene- und Umweltbedin-
gungen

•	 Weiterentwicklung bedarfsgerechter psychosozialer 
und gesundheitsbezogener Dienstleistungen. 

Kernhandlungsfelder der Kommune Solingen, mit 
denen sich die Gesundheitsbehörde befasst oder be-
fassen wird:

49  Quelle: http://www.it.nrw.de/statistik/a/daten/amtlichebevoelkerungszah-
len/index.html (aufgerundet - Stand: 31. Dezember 2010)

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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74-Jährigen ist der Anteil in der Nordstadt geringer als 
in Solingen gesamt. Im Alter ab 75 Jahre ist der An-
teil der Frauen in der Nordstadt höher als im übrigen 
Stadtgebiet Solingens. Der Anteil der Frauen im Alter 
ab 75 Jahre beträgt in der Nordstadt 16,4 % im Ver-
gleich zu einem Anteil von 13,2 % in Solingen gesamt.

In den anderen Altersgruppen gibt es keine vergleich-
bar gravierenden Auffälligkeiten zwischen der Bevöl-
kerung der Nordstadt zur Gesamtbevölkerung von 
Solingen.

Nach Vorüberlegungen innerhalb des Stadtdienstes 
Gesundheit und Gesprächen mit dem Stadtdienst 
Stadtentwicklung, dem Stadtdienst Statistik sowie 
mit Mitarbeitern der Kartographie im Stadtdienst 
Vermessung und Kataster wurde eine erste Karte zur 
Darstellung der gesundheitlichen Infrastruktur für äl-
tere Menschen erstellt. Grundlage hierfür bildete das 
amtliche Stadtkartenwerk Ruhrgebiet – Rheinland 
– Bergisches Land, Stand 2010. Konkret bearbeitet 
wurde die Karte durch den Stadtdienst Vermessung 
und Kataster.

Die vorhandenen gesundheitsrelevanten Einrich-
tungen und Angebote in der Nordstadt sollten mög-
lichst plakativ in der Karte aufgeführt werden, so dass 
nur wenige ergänzende textliche Erläuterungen not-
wendig sind.

Die benutzten Piktogramme und die farbliche Darstel-
lung der Piktogramme sollen die Übersichtlichkeit ver-
bessern und das gezielte Auffinden bestimmter Ange-
bote erleichtern.

Als Quellen zur Erstellung der Karte wurden verwen-
det:

•	 Listen des Stadtdienstes (SD) Gesundheit

•	 Ärzteverzeichnis der Ärztekammer Solingen

•	 Verzeichnis der Psychologischen Psychothera-
peuten der Kassenärztlichen Vereinigung

•	 Flyer Demenzkette in Solingen, SD Gesundheit

•	 Haushaltsnahe Dienstleistungen, SD Soziales

•	 Pflegeverbund, SD Soziales

•	 Behindertenwegweiser, SD Soziales

•	 ÖPNV, Parkplätze, Taxistände

Die gesundheitbezogenen Angebote und Leistungen 
wurden im ersten Schritt zunächst insgesamt erfasst, 
d. h. ohne Berücksichtigung  des Kriteriums, ob es 
sich dabei um ein auf ältere Menschen spezialisier-
tes Angebot handelt. Die einzelnen Angebote und 
Leistungen sind unter den nachfolgend aufgelisteten 
Kategorien zusammengefasst, in der Karte mit num-
merierten Piktogrammen verzeichnet und in der Le-

und beispielhaft gesundheitsplanerische Aspekte ein-
zubringen. Als zu untersuchende, vulnerable Gruppe 
entschied man sich für die der älteren Menschen im 
Quartier Nordstadt.

Es wurden gesundheitsbezogene Angebote aus be-
reits vorhandenen Informationsquellen zusammen-
gestellt. Die Angebote wurden in einer Karte darge-
stellt, die 2011 unter Einbeziehung der Bewohnerinnen 
und Bewohnern des Quartiers und anderer Akteure 
fortentwickelt werden soll (vgl. Abb. 11). 

Zur Beschreibung gesundheitsbezogener Belange von 
Quartieren und Stadtbezirken werden Kennzahlen be-
nötigt, um den Ist-Stand beschreiben zu können. Es 
wird im Weiteren zu klären sein, welche gesundheits-
bezogenen Kennzahlen für die Zielgruppe ältere Men-
schen auf Ebene der Gesamtstadt, stadtteil- und quar-
tiersbezogen vorliegen.

Durch die Teilnahme an dem Projekt macht der Stadt-
dienst Gesundheit beispielhaft an einem Quartier ge-
sundheitlich relevante Infrastrukturen transparent 
und verbindet sie mit sozialen Infrastrukturparame-
tern. An diesem Beispiel wird klar, welche weiteren 
Schritte erforderlich sind, um sozialräumliche Daten 
zum Thema Gesundheit zu erstellen. Es wird deutlich, 
welche Ressourcen der Stadtdienst Gesundheit ver-
waltungsintern nutzen kann, um sich in Planungs- und 
Beteiligungsprozessen fachkompetent einzubringen.

Im Pilotprojekt wurde die Kooperation mit einer Reihe 
für einen künftigen Fachplan Gesundheit wichtiger 
Dienststellen aufgebaut. Mit dem Stadtdienst Stati-
stik wurde geklärt, welche bevölkerungsbezogenen 
Daten dort auf der Ebene der gesamten Stadt, auf der 
Ebene der Bezirke und auf der der Quartiere vorliegen 
bzw. perspektivisch vorliegen werden. Mit dem Stadt-
dienst Stadtentwicklung wurde vereinbart, dass die 
bisher zur Solinger Nordstadt veröffentlichten Mate-
rialien für das Fachplanprojekt nutzbar gemacht wer-
den können. Mit dem Geodatenmanagement52 wurde 
verabredet, welche Technikunterstützung bei der Er-
stellung quartiersbezogener Karten möglich ist. Die 
technischen Möglichkeiten wurden anhand einer In-
frastrukturkarte Gesundheit erprobt.

Der Stadtdienst Gesundheit konzentrierte sich in der 
Pilotphase auf die Erarbeitung von Basisdaten (vgl. 
nachfolgende Abb. 11) zur Infrastruktur bzw. zu Ein-
richtungen für ältere Menschen in der Solinger Nord-
stadt. Dieser Stadtteil ist ein innenstadtnahes Quar-
tier mit einer Bevölkerung von 4.503 Einwohnern 
(Stand: 31.12.2009). In der Altersgruppe der 60- bis 

52  Um die vorhandenen Geodaten und Geoinformationen besser verfügbar zu 
machen und sie effizient zu verknüpfen, wurde im Rahmen des „Virtuellen 
Rathauses“ der Stadt Solingen ein Geodatenmanagement eingerichtet. Das 
Geodatenmanagement soll eine Verbindung zwischen Anbietern und Nachfra-
gern bzw. Nutzern von Geodaten schaffen. Zu diesen Geodaten gehören so-
wohl die Geobasisdaten des Stadtdienstes Vermessung und Kataster als auch 
die Geofachdaten der fachlich zuständigen Stellen. 
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Denkbare nächste Schritte in  
Solingen

Der Stadtdienst Stadtentwicklung hat Interesse, 
vorhandene Karten zum Grün- und Wegenetz in der 
Nordstadt zu aktualisieren, um sie als Grundlage für 
die Stadtteilarbeit zu nutzen. Zu diesen Aspekten wird 
auch der Stadtdienst Umwelt und Natur einbezogen, 
wenn es um die Verwendung raumbezogene Kenn-
zahlen geht. Die zwischenbehördliche Zusammenar-
beit zum Thema Gesundheit wird positiv gesehen.

Für ein fortgeführtes Projekt im Jahr 2011 bietet sich 
eine zielgruppenspezifische Weiterwicklung der Karte 
zur Infrastruktur des Stadtteils an, ebenso die Über-
tragung der in der Nordstadt gewonnenen Erkennt-
nisse und erzielten Zwischenergebnisse auf weitere 
Quartiere. Für das Quartier Nordstadt ist überdies 
die Erstellung weiterer Karten geplant, die gesund-
heitsbezogene Risiken und Potentiale darstellen,. Als 
Grundlage für solche weiterführenden Arbeiten wird 
die bereits existierende, durch den Stadtdienst Stadt-
entwicklung erstellte Karte „Grün- und Wegebezie-
hungen in der Nordstadt“ mit der Bestandsaufnahme 
aus dem Jahr 2009, dienen. Für Anfang 2011 ist die 
Aktualisierung dieser Karte geplant in Kooperation mit 
dem Stadtdienst Stadtentwicklung und der Agenda-
Geschäftsstelle.

Die bereits in der Anfangsphase des Projekts vorhan-
dene Schwierigkeit, an relevante Daten zu gelangen, 
hat deutlich gemacht, dass in einem nächsten Schritt 
die Schaffung einer Datenbasis mit allen gesundheits-
relevanten Anbietern und Einrichtungen für die Wei-
terführung der Projektarbeit erforderlich ist. Dies trifft 
ins besondere auf die Erarbeitung weiterer Karten als 
Planungsgrundlage zu. Zum Aufbau einer solchen 
Datenbasis sollte eine detaillierte Beschreibung der 
gesundheitsrelevanten Einrichtungen und Angebote 
erfolgen, wobei neben der Ersterfassung auch die Ak-
tualisierung und Pflege der Daten gewährleistet sein 
muss. In einem weiteren Schritt ist die Übertragung 
der bisherigen Darstellungen auf das gesamte Stadt-
gebiet geplant, d.h. Infrastruktur Gesundheit für ältere 
Menschen, sowie entsprechende Karten zu Risiken 
und Potentialen. Dazu ist eine Absprache zwischen 
den Stadtdiensten Soziales und Gesundheit erfor-
derlich, um eine solche gemeinsame Infrastruktur-
datei aufbauen zu können. Beide Stadtdienste haben 
grundsätzliches Interesse geäußert, dieses Vorhaben 
kurzfristig zu realisieren.

Mit dem Stadtdienst Statistik ist seitens des Stadt-
dienstes Gesundheit eine Zusammenarbeit zur Ent-
wicklung von bevölkerungsbezogenen Kennzahlen 
vorgesehen. Ausgewählte gesundheitsbezogene In-
dikatoren, wie sie vom LIGA.NRW zur Verfügung ge-
stellt werden, sollen ebenfalls in die kartographische 
Darstellung einbezogen werden, um Vergleichbarkeit 

gende  mit den entsprechenden Kategorienbezeich-
nungen und den darunter gelisteten namentlichen Be-
zeichnungen der betreffenden Angebote/Leistungen/
Einrichtungen ausgewiesen worden:

•	 Alltagshilfen/Begleitdienste

•	 Begegnungsorte

•	 Essen/Verpflegung

•	 Städtische Beratungsangebote, unterteilt in Ange-
bote des SD Soziales und des SD Gesundheit

•	 Pflegeeinrichtungen

•	 Seniorenwohnungen

•	 Ambulante Pflege

•	 Arztpraxen

•	 Angebote nichtärztlicher Heilberufe/medizinische 
Dienstleistungen

•	 Apotheken

•	 Sport/Wellness.

Weiter enthält die Karte Angaben über barrierefreie 
Zugänge zu Einrichtungen. Darüber hinaus wurden 
Parkplätze und Behindertenparkplätze ausgewiesen, 
sowie Haltestellen der öffentlichen Verkehrsmittel 
und Taxistände. Die Darstellung derjenigen öffent-
lichen Gebäude, die auch für die ältere Bevölkerung 
von Bedeutung sind oder als Orientierungspunkte in 
der Stadtumgebung dienen, wurden aus der Original-
karte übernommen, Schulen und Kollegs dagegen in 
der Kartendarstellung zurückgenommen.

Die bisher erarbeitete Darstellungsform der Infra-
strukturkarte soll im nächsten Schritt älteren Men-
schen vorge stellt werden, um eine Rückmeldung zu 
bekommen, wie die Darstellung zielgruppenorien-
tierter Angebote und Leistungen weiterentwickelt 
werden kann (zum Beispiel in die Richtung eines 
Stadtplans für Senioren).

Neben der beschriebenen Infrastrukturkarte steht 
eine räumliche Bestandsaufnahme der Grün- und 
Wegebeziehungen zur Verfügung. Bei deren Prüfung 
wurde deutlich, dass die Nordstadt über ein großes 
Wegenetz auch für ältere Menschen verfügt. Als Ri-
siken sind schwierige Straßenquerungen, Gefähr-
dungspunkte mit hohem Verkehrsaufkommen, unat-
traktive Zugänge sowie Schwächen in der Gestaltung 
des Wohnumfeldes erkennbar. Das Kartenmaterial 
ist auf dem Stand von April 2009. Eine Aktualisierung 
bietet sich für 2011 an und könnte die Potentiale und 
Risiken – gerade bezogen auf die in Rede stehende 
vulnerable Gruppe – verstärkt herausarbeiten.
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bietet sich besonders dort an, wo die technischen 
Möglichkeiten bereits vorhanden sind, um gesundheit-
liche Fragestellungen sozialraumbezogen darzustel-
len. Das Geodatenmanagement hat dem Stadtdienst 
Gesundheit eine Mitarbeiterfortbildung angeboten, 
um den Aufbau von gesundheitsbezogenen Daten zu 
erreichen. Die Informationen aus vorhandenen Listen 
und gesamtstädtischen Broschüren (u. a. aus dem 
Gesundheitssektor) könnten eingebracht werden, 
um behördenübergreifend einen geeigneten Informa-
tionspool aufzubauen, der sich für die gewünschte 
kartographische Aufarbeitung gesundheitsrelevanter 
Daten und Fakten und deren Aktualisierung/Pflege 
verwenden lässt. Durch Verschneiden von Karten wird 
die stadtbezirks- oder quartiersbezogene Darstellung 
technisch vereinfacht. 

Die Ergebnisse aus Solingen zeigen, welche Möglich-
keiten und Potenziale für eine Kommune in dem An-
satz des Fachplan-Gesundheit-Projektes liegen. Ins-
besondere entsteht über die durch die Erarbeitung 
eines solchen Fachplans in greifbare Nähe rückende 
Entwicklung von sozialräumlichen Gesundheitszielen 
für Solingen eine besonders hochwertige Option für 
die Begründung zukünftiger Maßnahmenplanung im 
Gesundheitsbereich. Der Austausch mit Projektbetei-
ligten aus anderen Städten kann den lokalen Prozess 
wirksam unterstützen.

mit anderen Kommunen oder Kreisen zu gewährlei-
sten. Wünschenswert wäre, wenn in Zukunft gesund-
heitliche Indikatoren auch kleinräumiger erfasst und 
ausgewertet werden können, als dies durch den Lan-
desdienst derzeit angeboten wird, um konkretere 
Planungsgrundlagen für die Kommune zu erhalten. 
Eine Indikatorengruppe, die in die Darstellung der 
gesundheitlichen Lage von Stadtteilen einbezogen 
werden könnte,  betrifft die Pflegebedürftigkeit von 
Personen, differenziert nach Pflegestufen und nach 
Versorgungsart. Hier soll der Medizinische Dienst der 
Krankenversicherung Nordrhein angefragt werden, 
ob differenziertere Daten verfügbar sind, die eine für 
den angestrebten Stadtteilbezug geeignete kleinräu-
migere Darstellung möglich machen. Weitere rele-
vante Indikatoren sind Sterblichkeit und Lebenser-
wartung bezogen auf Geschlecht und Altersgruppen 
sowie Morbiditäts- und Mortalitätsdaten zu ausge-
wählten Erkrankungen.

Das Vorgehen ist pragmatisch auf die Übertragbarkeit 
auf weitere Quartiere ausgerichtet, d. h. auf die Er-
stellung von entsprechenden Karten zur Infrastruktur 
Gesundheit einzelner Quartiere, um auf diesem Weg 
länger fristig eine gesamtstädtische Darstellung zu er-
reichen. Ebenso sollen Indikatoren zur Bevölkerung 
in einzelnen Quartieren und zur Beschreibung von ge-
sundheitlicher Infrastruktur systematisiert werden. 
Die Zusammenarbeit mit dem Geodatenmanagement 

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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Stadt Solingen

In der kreisfreien Stadt Solingen fügte sich die Pilotphase zum Fachplan Gesundheit in ein bereits bestehen-
des quartierbezogenes Projekt aus dem Förderprogramm „Soziale Stadt“ ein. Bei dem seit 2007 geförderten 
Quartier handelt es sich um die Solinger Nordstadt. Das Stadtteil-Projekt sieht in seinem Kern vielfältige Ge-
staltungsvorhaben für die Zielgruppe Kinder und Jugendliche vor. Für die Pilotphase zum Konzept Fachplan 
Gesundheit wurde seitens der Solinger Verwaltung dagegen die Zielgruppe „Ältere Menschen“ ausgewählt. In-
formationen über gesundheitsbezogene Angebote wurden aus bereits vorhandenen Angaben in einer Karte dar-
gestellt. Deren Weiterentwicklung wurde für 2011 unter Beteiligung von Bewohnern des Quartiers und anderer 
Akteure in Aussicht genommen. Exemplarisch wurde am konkreten Beispiel der Prozess mit seinen einzelnen 
Schritten erkundet, welcher zur Erhebung sozialräumlicher Daten zum Gesundheitsthema für eine bestimmte 
Zielgruppe erforderlich ist. Die Pilotphase wurde zur Kontaktaufnahme mit anderen Dienststellen genutzt, 
deren Kooperation zum Aufbau eines solchen Segments eines Fachplans Gesundheit erforderlich sein wird.   

 Ziele der Pilotphase a) Verbesserte Kooperation mit anderen Verwaltungsbereichen

  b) Entwicklung von gesundheitlichen Indikatoren für bestimmte Sozialräume

  c) Erfassung zielgruppenspezifischer Angebotsstrukturen für Planungs- und  
   Beteiligungsprozesse 

 Zielgruppe der Aktivität Ältere Menschen 

 Aktivitätsschwerpunkte Erstellung von Basiskarten zur Bürgerinformation  sowie Optimierung des  
  Arbeitsmanagements durch Kooperation mit anderen Behörden

 Themenschwerpunkt Erarbeiten einer bedarfsgerechten Angebotsstruktur für Senioren in der  
  Solinger Nordstadt 
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•	 zahnärztlicher Dienst, Kinder- und Jugendzahnge-
sundheit, zahnärztliche Gruppenprophylaxe

•	 Gesundheitsschutz, Hygieneüberwachung, Medizi-
nalaufsicht, Infektionsschutz

•	 Geschäftsführung Kommunale Gesundheitskonfe-
renz, Gesundheitsberichterstattung und -förderung

•	 Lebensmittelüberwachung und Veterinärwesen. 

Bielefeld hat früh damit begonnen, die neueren Auf-
gabenbereiche Kommunale Gesundheitskonferenz 
(KGK) und Gesundheitsberichterstattung (GBE) des 
ÖGD in einen Zieleprozess einzubetten. Noch wäh-
rend der Erprobungsphase „Runder Tisch Gesund-
heit“, dem Pilot der Gesundheitskonferenz, wurde in 
einem Workshop mit Vertreterinnen und Vertretern 
der Politik und des örtlichen Gesundheitswesens 
damit begonnen, Ziele für die künftige Gesundheits-
konferenz’, deren gesetzliches Inkrafttreten abzu-
sehen war, zu entwickeln. Zwischenzeitlich befand 
sich die Stadtverwaltung in einem organisatorischen 
Umbauprozess größeren Ausmaßes, der nach vie-
len Jahren der Vorbereitung zwei Jahre verfügt war, 
jedoch von veränderten politischen Mehrheiten in 
großen Teilen rückgängig gemacht wurde. Dies be-
traf die beiden Planungsaufgaben KGK und GBE, die 
zwischenzeitlich in einen Fachdienst (Umwelt, Ge-
sundheit, Verkehr) ausgelagert waren (bzw. wurde 
die Stelle GBE erst während dieser Zeit geschaffen). 
In einem Synergieprozess waren in etwa in dieser Zeit 
auch die Ämter Lebensmittelüberwachung und Vete-
rinärwesen zum Gesundheitsamt hinzugekommen, so 
dass es zum Gesundheits-, Veterinär- & Lebensmittel-
überwachungsamt wurde. 

Die allgemeinen Bielefelder Gesundheitsziele lauten 
„Bürgerinnen- und Bürgerorientierung“, „Gesund-
heitliche Chancengleichheit“ und „Prävention und 
Gesundheitsförderung“. Im ersten Durchgang 2003-
2007, der in einem Abschlussbericht 2009 dokumen-
tiert wurde, hat sich die thematische Auswahl dieser 
drei allgemeinen Gesundheitsziele insofern bewährt, 
als ihnen zahlreiche, im kommunalen Alltag verfolgten 
Teilziele zugeordnet werden konnten. Allerdings war 
es aufgrund der vorgenommenen Fokussierung auf 
spezielle Fragestellungen kaum möglich, resümieren-
de Aussagen zur Gesamtheit der Zielerreichung zu 
formulieren, z. B. inwiefern das Bielefelder Gesund-
heitswesen in seiner Gesamtheit ein Plus in der Bür-
gerinnen- und Bürgerorientierung tatsächlich erreicht 
hat. Es wurden verschiedene Möglichkeiten einer 
gründlicheren Evaluation der Zielerreichung eruiert, 
es fand sich aber keine praktizierbare Methode, die 
mit den vorhandenen Ressourcen in der Gesundheits-
berichterstattung, die für das Monitoring und Evaluie-
ren der Gesundheitsziele zuständig ist, vereinbar ge-
wesen wäre.

5.3 Arbeitsergebnisse Stadt Bielefeld

Basisangaben zur Stadt Bielefeld

Regierungsbezirk: Detmold

Fläche: 257,91 qkm 

Einwohner (201053): 323.000

Ew. pro qkm: 1.253

Bielefeld übernimmt als kreisfreie Stadt oberzentra-
le Funktionen für die Region Ostwestfalen-Lippe. Hi-
storisch ist die Kommune Mittelpunkt der Leinenin-
dustrie. Sie wird heute stark durch Nahrungsmittel-, 
Maschinenbau- und Textilunternehmen geprägt. Welt-
weit bekannt sind die von Bodelschwinghschen Stif-
tungen Bethel.

Die untere Gesundheitsbehörde:

•	 zählt zum Dezernat 3, Umwelt und Klimaschutz

•	 Amtsbezeichnung: Gesundheits-, Veterinär- & Le-
bensmittelüberwachungsamt mit insgesamt 83 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern

•	 zuständige Abteilung: Gesundheitsschutz, Hygiene-
überwachung, Medizinalaufsicht

•	 Abschnitt: Geschäftsführung Kommunale Gesund-
heitskonferenz, Gesundheitsberichterstattung und 
-förderung.

Stellenanteile, die sich mit strategischen Fragen/Pla-
nungsfragen befassen:

1,7 Stellenanteile (2 Mitarbeiter/innen)

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die an der Pilotpha-
se mitwirkten:

•	 Dirk Cremer, Diplom Soziologe, wissenschaftlicher 
Angestellter

•	 Katja Pauly, Diplomverwaltungswirtin, Stadtober-
inspektorin (im Rahmen einer dienstlichen Fortbil-
dung)

•	 Nico Rocktäschel, Praktikant, Student der  
 Sozialwissenschaften. 
 
Gesamtschwerpunkte in der Arbeit der Dienststelle:

•	 Apotheken- und Arzneimittelüberwachung

•	 medizinische und zahnmedizinische Dienste, Ge-
sundheitshilfen, amtsärztliche Untersuchungen und 
Begutachtungen

•	 Sozialpsychiatrie, Kinder- und Jugendpsychiatrie

•	 Kinder- und Jugendgesundheit,

53  Quelle: http://www.it.nrw.de/statistik/a/daten/amtlichebevoelkerungszah-
len/index.html (abgerundet - Stand: 31. Dezember 2010)

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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Prävention und Gesundheitsförderung:

•	 Steigerung der Inanspruchnahme von sinnvollen 
Früherkennungsmaßnahmen für Männer

•	 Stärkung der Selbsthilfe*

•	 Suchtvorbeugung und Suchtbewältigung*

•	 Verringerung der Infektionsraten von multiresi-
stenten Erregern in den verschiedenen Einrich-
tungen*.

Im Aufgabenbereich Gesundheitsberichterstattung 
wurden dem Teilziel – „GBE stellt der KGK und ihren 
Arbeitsgruppen bzw. Netzwerken sowie der Öffent-
lichkeit regelmäßig Informationen über die gesund-
heitliche Lage und Versorgung zur Verffügung“ – zwei 
Strategien zugeordnet:

•	 Die rund 80 kommunal verfügbaren Indikatoren des 
Indikatorensatzes der Länder sollen für Bielefeld im 
Vergleich zu den vergleichbaren Kreisen und kreis-
freien Städten in NRW in ihrer Aussagekraft für das 
örtliche Gesundheitswesen geprüft werden.

•	 „Der Fachplan Kindergesundheit54 soll ausgewählte 
Daten zur Kindergesundheit kleinräumig abbilden“.

Außerdem berücksichtigt das Konzept der „Biele-
felder Gesundheitsziele 2015“ Schnittstellen insbe-
sondere zum Bielefelder Integrationskonzept, welches 
verschiedene Ziele auch im Bereich Gesundheit, Pfle-
ge, psychosoziale und sozialpsychiatrische Versor-
gung sowie Menschen mit Behinderungen und Selbst-
hilfe verfolgt, und zu den Konzepten für ein familien-, 
senioren- und behindertenfreundliches Bielefeld.

Darüber hinaus ist der ÖGD in Bielefeld in das Pro-
gramm „Soziale Stadt“ (Programmgebiet Sieker), 
im Stadtentwicklungsprozess „Ostmannturmviertel“ 
sowie im Sport- und LernPark Heeper Fichten einbe-
zogen.

Hauptmotive zur Mitwirkung der Stadt Bielefeld 
am Pilotprojekt:

•	 Entwicklung eines Planungskonzeptes für Säug-
lings-, Kleinkinder- und Kindergesundheit

•	 Stärkung des ÖGD im vorgenannten Bereich

•	 Festlegung relevanter Indikatoren zu einzelnen Be-
reichen der Kindergesundheit

•	 Ziel, bereits vorhandene Daten auszuwerten, auch in 
Hinsicht auf gegenwärtige und künftige Handlungs-
felder

•	 Kleinräumige Auswertung der vorhandenen Daten, 
um möglichst konkrete Aussagen in Bezug auf Kin-
dergesundheit und Stadtentwicklung treffen zu kön-
nen

54  Die Kommunale Gesundheitskonferenz der Stadt Bielefeld hat am 16.03.2011 
diesen Fachplan Kindergesundheit verabschiedet 

Im November 2010 verabschiedete die Gesundheits-
konferenz die „Bielefelder Gesundheitsziele 2015“. 
Vorbehaltlich eines positiven politischen Abstim-
mungsprozesses, der derzeit noch nicht entschieden 
ist, werden die drei allgemeinen Gesundheitsziele im 
Sinne von Leitlinien fortgeschrieben, um den „Zwang“ 
des Beobachtens, Evaluierens und ‚Controllings’ auf 
dieser Makroebene herauszunehmen. Ein Katalog von 
möglichst konkreten Einzelzielen – wiederum in einem 
Workshop mit Vertreterinnen und Vertretern der Po-
litik und des örtlichen Gesundheitswesens vorberei-
tet und von der AG Gesundheitsziele nachbereitet 
– umfasst den neuen Prozess. Neue Teilziele können 
je nach Bedarf zu diesem Prozess hinzukommen. Im 
Einzelnen umfasst der neue Gesundheitszielekata-
log die folgenden Teilziele (die in verschiedener Hin-
sicht auch für den ÖGD relevanten Teilziele sind mit * 
markiert):

Bürgerinnen- & Bürgerorientierung:

•	 Reform der Notfallversorgungsstrukturen mit dem 
Ziel, sie transparenter zu gestalten und noch effizi-
enter zu organisieren

•	 Die Überleitungen zwischen ambulanter und statio-
närer Versorgung und umgekehrt sollen verbessert 
werden.

•	 Verbesserung und Erleichterung des Zugangs für Mi-
grantinnen und Migranten zum Gesundheitswesen*

•	 Mehr Informationen und Öffentlichkeitsarbeit für 
Bürgerinnen und Bürger über Gesundheitsthemen 
mit dem Ziel, die Entscheidungskompetenz im Um-
gang mit Gesundheitsinformationen und Angeboten 
zu verbessern*.

Gesundheitliche Chancengleichheit:

•	 Stärkung der Lebenskompetenz von Kindern und 
Jugendlichen*

•	 Verbesserung der interkulturellen Kompetenzen im 
Gesundheitssystem*

•	 Verminderung der Säuglingssterblichkeit auf das ak-
tuelle BRD-Niveau (NRW-Präventionssziel)*

•	 Stärkung sozialer Netzwerke, insbesondere älterer 
Menschen*

•	 Männer für eigene Gesundheitsthemen während der 
Familiengründungsphase gewinnen

•	 Berichtsauftrag zur häuslichen Gewalt auf Umsetz-
barkeit prüfen*

•	 Stärkere Verankerung der gesundheitlichen Chan-
cengleichheit in verschiedenen Planungszuständig-
keiten*

•	 Chancen verbessern für ein gesundes Aufwachsen 
von Kindern – insbesondere in den ersten Lebens-
jahren*.



61 Kapiteltitel in Medium

LIGA.NRW

Als Gesundheitsindikatoren aus den Schuleingangs-
untersuchungen wurden die folgenden Indikatoren-
ausgewertet:

•	 Übergewicht und Adipositas

•	 Körperkoordination

•	 Visuomotorik56.

Die Auswertung erfolgte stadtweit auf Ebene der 92 
statistischen Bezirke.

56  Visuomotorik ist die Koordination von visueller Wahrnehmung und Bewe-
gungsapparat. Sie ist Teil der Sensomotorik und umfasst unter anderem die 
Auge-Hand-Koordination. Die Überprüfung der Visuomotorik dient in der 
Schuleingangsuntersuchung als Test des individuellen sensomotorischen Po-
tenzials bezüglich des Erlernens des Schreibens im Schulunterricht.

•	 Darstellung zentraler Ergebnisse der Auswertungen 
anhand von anschaulichen Karten 

•	 Methoden- und Organisationsberatung durch das 
Projekt.

Thematischer Ansatz der Stadt  
Bielefeld auf Basis kommunaler  
Gesundheitsberichterstattung

Das Gesundheits-, Veterinär- und Lebensmittelüber-
wachungsamt der Stadt Bielefeld hat sich in der Pilot-
phase zum Fachplan Gesundheit thematisch auf Aus-
schnitte des Bereichs Kindergesundheit konzentriert 
und geprüft, inwieweit sich aus der vorhandenen Da-
tenlage für das Stadtgebiet Bielefeld planungsbezo-
gene Schlussfolgerungen ziehen lassen. Die Schwer-
punktbildung und Vorgehensweise wird wie folgt be-
gründet:

•	 PraktikerInnen stellen über die Schlagworte „Bewe-
gung“ und „Ernährung“ einen Alltagsbezug her, der 
ggf. über räumlich-planungsbezogene Maßnahmen 
beeinflussbar sein könnte, und zwar z. B. über die 
Spielraumbedarfsplanung oder die Grünflächenpla-
nung.

•	 Es liegen hierzu Ergebnisse standardisierter Reihen-
untersuchungen (zur Kindergesundheit) vor.

•	 Im Bereich der Frühförderung allgemein ist seit Jah-
ren die Zahl der Inan spruchnahmen ansteigend, spe-
ziell auch die von Störungen der Motorik.

•	 Die Perspektive der Förderung von Gesundheitsres-
sourcen kann auf diese Weise berücksichtigt werden 
(„Bewegungsförderung“).

•	 Es wird die Möglichkeit gesehen, als Ergebnis ggf. 
einen Anstoß für eine Bestandsanalyse von Gesund-
heitsförderungsprojekten in Kindertagesstätten 
(oder Grundschulen) zu geben.

Auf Grundlage der Planungshilfe „Schritte zu einer 
kleinräumigen Gesundheitsberichterstattung 
inNRW“55 wurden die folgenden sozialraumbezogenen 
Indikatoren genutzt:

•	 Anteil der Leistungsbezieher nach SGB II

•	 Anteil der nichtdeutschen Bevölkerung

•	 Bevölkerungsdichte.

Zusätzlich wurden Haushaltsbildungsindex des ein-
zuschulenden Kindes und Angaben über die Zahl der 
Alleinerziehenden in den einzelnen statistischen Be-
zirken berücksichtigt, da sie als eine Gruppe mit hö-
herem relativem Einkommensarmutsrisiko (überwie-
gend lebensphasenbezogen) anzusehen sind.

55  Amon, J. et al. (2008)

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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Abbildung 12: Pilotphase Stadt Bielefeld, hier beispielhaft die Frühförderfälle mit umschriebenen Entwicklungs- 

  störungen der motorischen Funktion 2009 (Karte differenziert das Stadtgebiet Bielefelds grob nach  

  17 Postleitzahlbezirken)
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rik) mit entsprechend geringen zahlenmäßig erfassten 
Auffälligkeiten überhaupt auf gesamtstädtischer 
Ebene berücksichtigungsfähig sind bzw. ob solche Er-
gebnisse nicht ausschließlich auf der kleinräumigen 
Ebene interpretiert und mit entsprechend differen-
zierten Maßnahmen angegangen werden müssen.

Schlussfolgernd kann aus dem Verlauf der Bielefelder 
Pilotierung festgehalten werden, dass die Betrachtung 
auf Ebene der 92 statistischen Bezirke geeignet ist, 
um einen detaillierten gesamtstädtischen Überblick 
zu erhalten. Planungsbezogen hieße das: die Vorge-
hensweise richtet sich in der Mitwirkung an Planungs-
verfahren an die maßstäbliche Ebene des Flächennut-
zungsplans.

Die fachlichen Ergebnisse waren im Einzelnen 
nicht immer plausibel, was einerseits auf die einge-
schränkten Bearbeitungsmöglichkeiten in der Pi-
lotphase zurückgeführt werden kann. Andererseits 
ergab sich jedoch auch Bedarf, die Auswahl der zum 
Einsatz gebrachten Indikatorensätze zu prüfen, was 
in der Weiterführung des Projekts erfolgen soll. Diese 
Prüfung wird unter anderem die Frage behandeln, in-
wieweit sehr spezielle Auswertungen (z. B. zur Moto-

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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Stadt Bielefeld

In Bielefeld hat man sich in der Pilotphase auf das Themengebiet der Kindergesundheit konzen triert. Gegen-
stand der Arbeit war eine Prüfung vorhandener Datenbestände zu diesem Thema hinsichtlich ihrer Verwertbar-
keit in planerischen Zusammenhängen. Ein thematischer Schwerpunkt lag dabei auf den Aspekten „Bewegung“ 
und „Ernährung“, zu denen drei Indikatoren der schulärztlichen Untersuchung (Übergewicht und Adipositas; 
Körperkoordination; Visuomotorik) auf der Ebene der für das Stadtgebiet gebildeten 92 statistischen Bezirke 
zur Auswertung verwendet wurden. Ein weiterer Indikator zur räumlichen Differenzierung war die Verteilung der 
Inanspruchnahme von Leistungen der Frühförderung von Kindern im Stadtgebiet. Weiterhin wurde ein Satz so-
zialraumbezogener Indikatoren verwendet (Anteil Leistungsbezieher nach SGB II; Anteil nichtdeutscher Bevöl-
kerung; Bevölkerungsdichte; Bildungsschicht; Haushalte mit alleinerziehenden Elternteilen). Aus einer solchen 
gesundheitsberichterstatterischen Datenbasis heraus ließe sich in einem nächsten Schritt eine Defizitanalyse 
erstellen, die – unter Berücksichtigung bereits vorhandener Ressourcen – im Ergebnis Räume definiert, wo im 
Stadtgebiet ein besonderes Bewegungsangebot geschaffen werden müsste, um Gesundheitsrisiken im Sinne 
von wohngebietsnaher Bewegungsförderung zu mindern. Planerische Mittel liegen dabei beispielsweise bei 
einer entsprechenden Ausrichtung der stadtquartiersbezogenen Spielraumbedarfsplanung und Grünflächen-
planung.

 Ziel der Pilotphase  Entwicklung eines Fachplans Gesundheit aus Anliegen der Gesundheits- 
   berichterstattung heraus

 Zielgruppe der Aktivität  Kinder und Jugendliche

 Aktivitätsschwerpunkt  Aufbereitung der vorhandenen Datenbasis zur gesundheitlichen und sozialen  
   Lage der Bevölkerung im Hinblick auf eine räumliche Identifizierung von  
   Gesundheitsrisiken, die durch entsprechende planerische Interventionen  
   gemindert werden können. 

 Themenschwerpunkt  Kinder- und Jugendgesundheit – insbesondere in den Aspekten „Bewegung“  
   und „Ernährung“



65 Kapiteltitel in Medium

LIGA.NRW

des Projektes liegen. Insbesondere die Entwicklung 
von sozialräumlichen Gesundheitszielen ist für die Be-
gründung zukünftiger Maßnahmenplanung von hoher 
Bedeutung. ...“

Das Gesundheits-, Veterinär- und Lebensmittelüber-
wachungsamt der Stadt Bielefeld wählte als Arbeits-
basis die lokale Gesundheitsberichterstattung und 
versuchte, mit Hilfe ausgewählter Sozialraum- und 
Gesundheitsindikatoren auf der Ebene der 92 Biele-
felder statistischen Bezirke Daten zum Aspekt Kinder-
gesundheit planungsrelevant aufzubereiten.

Hier wurde resümiert: „Die sehr speziellen Auswer-
tungen zur Motorik und ihren sozialräumlichen Kon-
texten anhand weniger Daten sind nicht robust genug, 
um gute Aussagen und Schlussfolgerungen bzw. be-
reits Maßnahmeempfehlungen auf der Ebene der 
statistischen Bezirke zu folgern. ... [Es] sollte noch 
einmal konzeptuell über die Auswahl der Gesundheits-
themen nachgedacht werden. Es macht Sinn, Auffäl-
ligkeiten der Entwicklung insgesamt zu betrachten. In 
speziellen Auswertungen der Frühförderzahlen zeigt 
sich, dass Mehrfachdiagnosen im Bereich der Teillei-
stungsstörungen häufiger vorkommen. ...“

In allen beteiligten Pilotkommunen zeigte sich, dass 
der Fachplan Gesundheit als eigenständiges Instru-
ment des Gesundheitsamtes sinnvoll eingesetzt und 
die Arbeit der Dienststelle stärken kann. Die Pilotpha-
se machte jedoch auch deutlich, dass weitere Schritte 
notwendig sind, um das Fachplaninstrument vor Ort 
zu implementieren. Dazu gehören u.a. Aspekte wie 
Partizipation; Kooperation mit der Gesundheitskonfe-
renz und politischen Gremien; Verzahnung mit der Ge-
sundheitsberichterstattung. Unter anderem wurden 
folgende Rahmenbedingungen angesprochen:

•	 Ressourcenfrage: Die Personaldecke in den Behör-
den ist generell dünn; ganz besonders gilt dies für 
den Bereich „Mitwirkung an Planungsprozessen“. 
Zahlreiche Kommunen befinden sich im Verfahren 
der Haushaltssicherung, was ihren Spielraum bei 
der Bearbeitung einengt.

•	 Aufgabenkritik: Diese gegenwärtig in vielen Kom-
munen laufende Überprüfung führt dazu, dass neue 
Aufgaben nur dann übernommen werden, wenn sie 
entweder gesetzlich verpflichtend sind oder an an-
derer Stelle zu Entlastungen führen.

•	 Gesamtspektrum der Aufgaben: Der Fachplan Ge-
sundheit sollte in künftiger Ausgestaltung über das 
Aufgabenfeld der Mitwirkung an Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren hinausreichen und wesent-
liche Teile der behördlichen Gesundheitsaufgaben 
abbilden.

Wie die Pilotphase belegte, determiniert die im Be-
reich kommunaler Gesundheitsverwaltung bestehen-

Akzentuierte Zusammenfassung der 
Arbeitsergebnisse der Pilotphase 

Für die Gestaltung der Pilotphase in ihrer Kommune 
wählten die beteiligten Einrichtungen die folgenden 
Herangehensweisen. Der Fachbereich Gesundheit und 
Verbraucherschutz des Kreises Unna wählte einen 
strukturbezogenen Ansatz. Sein Ziel ist es einerseits, 
mit Hilfe des Fachplankonzepts das heterogene Lei-
stungsspektrum des Gesundheitsbereichs darzustel-
len und andererseits ein Instrumentarium aufzubau-
en, das auch die ordnungsbehördlichen Aufgaben der 
unteren Gesundheitsbehörde z. B. im Rahmen der 
akuten Infektionsbekämpfung unterstützt. Die Pilot-
phase diente deshalb insbesondere dazu, die IT-ge-
stützte Möglichkeit der räumlichen Datenaufbereitung 
und ihre Vernetzung exemplarisch zu entwickeln.

In eigener Aussage des Kreises Unna: „Im Rahmen 
der Pilotphase sind als Grundlage für weitere Ent-
scheidungen ... mit verhältnismäßig geringem Auf-
wand Basiskarten mit den Einrichtungen für vulnera-
ble Gruppen sowie Karten, welche die Situation der 
gesundheitlichen Versorgung (Potenziale, Gefähr-
dungen/Risiken, Versorgungsstrukturen) darstellen, 
erstellt worden. Eine zeitgemäße Präsentation der 
Beratungsangebote setzte die Nutzung bzw. Weiter-
entwicklung eines einheitlichen, EDV-gestützten In-
formationssystems (GeoService) voraus. ... Gelungen 
sind die automatisierte ... Herstellung von Flyern zum 
Thema Gesundheit und die Vorbereitung von Weg-
weisern. Eine Abbildung des Leistungsspektrums des 
Gesundheitswesens im Kreis Unna und eine Erhöhung 
der Transparenz sind bereits möglich. Die Grundlagen 
für anschauliche Karten zur Vorbereitung von oder als 
Grundlage für Entscheidungen ... sind geschaffen. ...“

Der Stadtdienst Gesundheit der Stadt Solingen legte 
sein Konzept quartiersbezogen an. Ziel war es, den 
im Rahmen des Bund-Länder-Programms „Soziale 
Stadt“ geförderten Bezirk Nordstadt mit planungsbe-
zogenen Aussagen zur gesundheitlichen Situation äl-
terer Menschen zu unterlegen.

Hierzu der Stadtdienst: „Das Vorgehen ist pragma-
tisch auf die Übertragbarkeit auf weitere Quartiere 
ausgerichtet, d.h. Karten zur Infrastruktur Gesund-
heit einzelner Quartiere, um auf diesem Weg länger-
fristig eine gesamtstädtische Darstellung zu errei-
chen. Ebenso sollen Indikatoren zur Bevölkerung in 
einzelnen Quartieren und zur Beschreibung gesund-
heitlicher Infrastruktur systematisiert werden. Die 
Zusammenarbeit mit dem Geodatenmanagement 
bietet sich an, da dort die technischen Möglichkeiten 
vorhanden sind, um gesundheitliche Fragestellungen 
sozialraumbezogen darzustellen. ... Durch Verschnei-
den von Karten wird die stadtbezirks- oder quartiers-
bezogene Darstellung technisch vereinfacht. Die Er-
gebnisse zeigen, welche Möglichkeiten in dem Ansatz 

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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Fragen des Datenschutzes und der möglichen Stigma-
tisierung von Stadträumen auf. Hier bieten sich ver-
schiedene Möglichkeiten, diese Problematik zu  
lösen. So können beispielsweise bestimmte Daten, 
Karten oder Pläne nur amts intern bereitgestellt wer-
den. Eine solche, nach internen und externen Informa-
tionen gestaffelte Umgangsweise mit Daten ist eine 
auch in anderen Behörden geübte Praxis. Darüber hi-
naus können Daten anonymisiert oder so zusammen-
gefasst werden, dass sich daraus keine persönlichen 
Einzeldaten ableiten lassen.

Als relevantes technisches Detail sei das Multilayer-
Konzept erwähnt, das in allen drei an der Pilotphase 
2010 beteiligten Kommunen bereits eine Rolle spielte. 
Die Elemente eines aus anderen kommunalen Ämtern 
bereitgestellten Grundkartensatzes (wie verwaltungs-
politische Karte, kommunaler Flächennutzungsplan, 
Verkehrswegekarten, Grünflächenausweisung) lassen 
sich mit gesundheitsspezifischen Daten (wie räum-
liche Verteilung von Einrichtungen mit Gesundheits-
dienstleistungen) kombinieren. So wird es möglich, 
Kartendarstellungen zu erzeugen, die bestimmte In-
formationen im Detail verkoppeln und sich auch als 
Präsentationsmaterial für unterschiedliche Zwecke 
aufbereiten lassen. Wie im Planungswesen üblich ge-
hört zu der jeweiligen Kartendarstellung ein Begleit-
text, der eine nachvollziehbare Deutung des kartogra-
phischen Materials sicherstellt.

Die Pilotphase gab bereits ersten Aufschluss über 
erwartbare Wirkungen von Fachplänen Gesundheit 
nach „innen“ und nach „außen“. Ein Fachplan Gesund-
heit bündelt überwiegend bereits vorhandene Vorga-
ben, Regeln und Informationen; er führt sie in einer 
schlüssigen und transparenten Weise zusammen. 
Die entstehende Transparenz der eigenen Aufgaben 
und Zielsetzungen einer Gesundheitsbehörde dürfte 
positive Rückwirkungen auf die innere Stringenz und 
Handlungsfähigkeit der Behörde haben.

Ein weiterer erwarteter positiver Effekt liegt in der 
Wirkung nach „außen“, so bei der Mitwirkung der Ge-
sundheitsbehörde an räumlichen Planungen. Hier 
geht es unter anderem um die Aufhebung eines vie-
lerorts bestehenden strukturellen Defizits und um die 
Angleichung der fachlichen Möglichkeiten zum Ver-
treten gesundheitlicher Belange an jene Standards, 
die andere (teilweise gewissermaßen konkurrieren-
de) Träger öffentlicher Belange über ihre oft differen-
zierten und technisch fortgeschrittenen Fachpläne in 
planerische Abwägungssituationen einbringen.

Zusätzlich schafft ein Fachplan Gesundheit eine 
Grundstruktur, die die Öffentlichkeitsarbeit und auf 
bestimmte Zielgruppen ausgerichtete Aktivitäten we-
sentlich unterstützt. So kann ein Fachplan Gesund-
heit – bei entsprechender Ausdifferenzierung – auch 
für bevölkerungs- und zielgruppenspezifische Aktivi-

de breit gefächerte Organisationsstruktur, nach der 
sich Aufgaben und Leistungen gliedern, bereits vieles 
von dem, was auch auf planerischer Ebene maßgeb-
lich ist. Das heißt, dass das vielfältige Regelwerk und 
die Verwaltungsroutinen einer Gesundheitsbehörde 
zu gesundheitsbezogenen Sachfragen zahlreiche De-
tails eines Fachplans Gesundheit bereits festlegen.

Zu den Kernideen für Fachpläne Gesundheit gehört 
die enge Verbindung zur lokalen Gesundheitsbe-
richterstattung. Ein Teil der Arbeiten in der Pilotpha-
se knüpft eng an die Gesundheitsberichterstattung 
samt Synergieeffekten an. Künftig ergibt sich für die 
Gesundheitsberichterstattung als Pflichtaufgabe der 
Gesundheitsbehörde gemäß § 6, Absatz 1, Punkt 5, 
ÖGD-Gesetz NRW (1998) hieraus möglicherweise eine 
Qualitätsverbesserung, weil sich über einen Fachplan 
Gesundheit der Bewertungs- und Handlungsansatz 
der Gesundheitsberichterstattung systematischer 
darstellen lässt.

Diskussion und Verabschiedung von Gesundheitszie-
len finden in den Gebietskörperschaften des Landes 
mit unterschiedlicher Intensität statt. Wo örtliche Ge-
sundheitsziele bereits explizit oder implizit formu-
liert sind, bilden diese einen wesentlichen Startpunkt 
für einen lokalen Fachplan Gesundheit. Im Umkehr-
schluss kann der Fachplan Gesundheit auch eine Hilfe 
werden, um zu lokalen Gesundheitszielen zu gelangen.

Im Zusammenhang mit Fachplänen Gesundheit 
kommt den Kommunalen Gesundheitskonferenzen 
eine wichtige Rolle zu. Hier besteht Ähnlichkeit zu der 
Funktion von Naturschutzbeiräten bei den staatlichen 
Landschaftsbehörden. An  gesichts der Kürze der Pi-
lotphase ließen sich zunächst noch keine ausdrück-
lichen Verbindungen zu den jeweiligen Kommunalen 
Gesundheitskonferenzen herstellen. Das Thema Ge-
sundheit lädt dazu ein, die örtliche Bevölkerung in Dis-
kussions- und Partizipationsprozesse einzubeziehen. 
Auch wird es sinnvoll sein, Fachpläne Gesundheit öf-
fentlich zu machen, wenn sie für Planungsverfahren 
genutzt werden sollen, die ebenfalls öffentlichen Cha-
rakter haben, beispiels   weise im Rahmen der kommu-
nalen Bauleitplanung57.

Hinsichtlich technischer (unter anderem: kartogra-
phischer) Aspekte ergaben sich in der Pilotphase 
Fragen zur Raumdifferenzierung und zum Maßstab 
von zu entwickelnden Kartendarstellungen. Zu be-
rücksichtigen waren dabei unter anderem Aspekte 
der Datenverfügbarkeit, des Datenschutzes und der 
mit einem künftigen Fachplan Gesundheit verfolgten 
Aussageziele. Die für den Fachplan Gesundheit wün-
schenswerte relativ hohe Maßstabsgenauigkeit wirft  
 
57  Auszug aus § 3, Absatz 1, BauGB: „Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig 

über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unter-
scheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines 
Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erör-
terung zu geben.“
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Zur Ämterzusammenarbeit wurden in der Pilotphase 
2010 bereits aufschlussreiche Praxiserfahrungen ge-
macht. So war dieses Thema in Solingen ein Schwer-
punkt der dortigen Arbeiten, spielte aber auch im 
Kreis Unna und in Bielefeld eine Rolle.

Aus der Pilotphase ergab sich zusammenfassend eine 
Reihe von Folgerungen und Empfehlungen für die 
Weiterentwicklung des Konzeptes zum Fachplan Ge-
sundheit: 

•	 Fokus des Fachplans Gesundheit sollte auf Förde-
rung der Situation vulnerabler Gruppen liegen

•	 Eine wesentliche Unterstützungsfunktion liegt bei 
der kommunalen Gesundheitsberichterstattung

•	 Der Kommunalen Gesundheitskonferenz kommt 
eine wichtige Rolle bei Aufbau und Umsetzung zu

•	 Vorrangig sollten partizipatorische Ansätze verfolgt 
werden, die direkte Bürgerbeteiligung vorsehen

•	 Effizienz: es gilt, eine mit der Haushaltssituation der 
Kommune verträgliche Strategie zu finden

•	 Sinnvoll ist ein modularer Aufbau für Fachpläne Ge-
sundheit, zentriert auf prioritäre lokale Themen 

•	 Weitere Erprobung dieses innovativen Konzeptes 
wünschenswert, unterstützt durch einen Fachbeirat. 

täten des Gesundheitssektors und deren Darstellung 
gegenüber anderen Verwaltungsteilen und in der Be-
völkerung eine fachlich-begründende Funktion über-
nehmen. Diese Funktion der Darstellung bereits vor-
gesehener Aktivitäten der Gesundheitsbehörde nach 
„außen“ war in allen drei Pilotkommunen ein führen-
des Motiv, sich an der Pilotphase zu beteiligen.

Von den beteiligten Kommunen kritisch gesehen 
wurde der enge zeitliche Rahmen der Pilotphase. Man 
verständigte sich darauf, die Arbeitsergebnisse aus-
drücklich als vorläufig und ohne jeden Anspruch auf 
Vollständigkeit anzusehen.

Gesamtergebnis der Pilotphase und 
Empfehlungen zum weiteren Vorgehen

Das Grundkonzept eines Fachplans Gesundheit wurde 
in allen drei an der Pilotphase beteiligten Kommunen 
als sinnvoll angesehen. Die Pilotphase zeigte kommu-
nal bestehende Ansatzpunkte auf, verdeutlichte den 
für weitere Ausge staltung erforderlich werdenden 
Aufwand und demonstrierte auch, wie unterschiedlich 
sich das Grundkonzept interpretieren lässt. Welche 
Komponenten ein Fachplan Gesundheit in der kom-
munalen Praxis aufweisen wird, dürfte verschiedenen 
Einflüssen unterliegen. Bedarfslage und Aspekte der 
Machbarkeit werden dazu führen, dass kommunale 
Gesundheitsbehörden je nach Gegebenheiten und Er-
fordernissen vor Ort variierende Vorstellungen ent-
wickeln werden, was „ihr“ Fachplan Gesundheit zu 
enthalten hat. Beim Kartographieren gesundheitsrele-
vanter Fakten wird eine wesentliche Rolle spielen, auf 
welcher lokalen technischen Ausgangslage aufgebaut 
werden kann.

Erste Pilotphase zum Thema „Fachplan Gesundheit“,  2010
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Das Umfeld für Gesundheitspolitik, Gesundheitsver-
sorgung, Gesundheitsschutz und Gesundheitsförde-
rung unterliegt laufendem Wandel. Der Gesundheits-
sektor wird zunehmend auch als Wirtschaftssektor 
interpretiert. Nicht zuletzt unter diesem Blickwinkel 
ändern sich Spielregeln, Erfolgskriterien und Rollen-
verteilung zwischen den beteiligten Akteuren. Der Öf-
fentliche Gesundheitsdienst sieht sich immer wieder 
vor neuem Anpassungs- und Bewältigungsbedarf.

Vor diesem Hintergrund entstand das Projekt, so-
wohl das Thema  Gesundheit  als auch den Gesund-
heitssektor samt Öffentlichem Gesundheitsdienst zu 
stärken, um auch für die Zukunft Gesundheitsschutz, 
-förderung und -versorgung sicherzustellen. Wie die 
bisherigen Diskussionen zeigen, stößt die Idee eines  
Fachplans Gesundheit  durchweg auf großes Interes-
se. Allem Anschein nach existiert ein entsprechender 
Bedarf an Bündelung und prägnanter Darstellung, mit 
möglichen günstigen Wirkungen sowohl nach innen  
wie auch nach außen .

Die Frage nach dem tatsächlichen Stellenwert eines 
Fachplans Gesundheit lässt sich zur Zeit noch nicht 
abschließend beantworten. Selbstverständlich kön-
nen solche Fachpläne nur einen Baustein im Gesamt-
gefüge vieler Entwicklungen darstellen. Die Entwick-
lung solcher Fachpläne wird durchweg als sinnvoller 
Entwicklungsschritt angesehen, wenn der Aufwand 
begrenzt bleibt, das Instrument nicht zu komplex aus-
fällt und die lokale Handlungsfreiheit sich nicht unge-
bührlich einengt.

6. Resümee und Ausblick

Wie wir feststellten, variieren allerdings die Vorstel-
lungen über die Ausgestaltung solcher Fachpläne in 
hohem Maße. Dies hatte sich bereits in den Fachge-
sprächen im Jahre 2009 gezeigt. Aus Gründen der 
Praktikabilität lag der Pilotphase 2010 dann ein auf 
bestimmte Elemente zugespitztes Konzept zugrunde. 
Gleichwohl zeigte sich auch hier wieder, wie unter-
schiedlich sich das Grundkonzept interpretieren lässt. 
Diese unterschiedlichen Auslegungen sollten nicht als 
Schwäche des Konzeptes angesehen werden, sondern 
vielmehr als ein Beleg fortbestehender Kreativität.

Für die weitere Entwicklung scheint es sinnvoll, einer-
seits eine  Hauptlinie  zu verfolgen, welche Fachpläne 
Gesundheit in einer nicht zu komplexen Weise in der 
Breite möglich macht. Andererseits verdienen zusätz-
liche Bedarfe, Anregungen und Lösungsansätze auf-
merksame Beachtung. Möglicherweise spiegelt schon 
der beobachtete  Pluralismus  von Fachplan-Interpre-
tationen wider, dass hier unterschiedliche Bedarfe 
vorliegen. Die weiteren Entwicklungsschritte dürften 
hierüber Klarheit bringen. Bei entsprechendem Be-
darf kann die Konzeption von Fachplänen Gesundheit 
durch modulare Ausdifferenzierung und Standardisie-
rungsprozesse hierauf reagieren.
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